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Hessischer Landkreistag  

  

  

Wir sind der kommunale Spitzenverband aller 21 Landkreise im Bundesland Hessen.  

  

Wir vertreten mit den Landkreisen  

  

 4,7 Mio. Einwohner und damit 77 % der Bevölkerung in Hessen  

 auf rund 97 % der Fläche des Bundeslandes Hessen und  

 leistungsstarke Verwaltungen mit 22.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die mit dem 

Haushaltsvolumen von rd. 7 Mrd. Euro im Jahr mit die maßgeblichen Gestalter in der Fläche 

und in den ländlichen Räumen darstellen.  

 

Die hessischen Landkreise erbringen mit  

  

 den Regel-, Eingliederungs- und kommunalen Leistungen der Jobcenter für SGB II-

Empfänger sowie der Übernahme der Wohnkosten,   

 den Leistungen der Sozialämter im Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt, der Grundsiche-

rung im Alter und bei Erwerbsminderung, der Hilfe zur Pflege sowie den Leistungen für 

Asylbewerber,   

 den Leistungen für behinderte Menschen im Rahmen der Eingliederungshilfe,   

 dem Wohngeld, dem Schüler-, Studenten- und Meister-BAföG,   

 den Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe,   

 den Integrationsleistungen für allein über 100.000 Flüchtlinge in den Jahren 2015/2016  

 und der Förderung des bürgerschaftlichen Engagements als tragende Säule des gesellschaftli-

chen Zusammenhalts  

 

wichtige Sozialleistungen und geben dafür pro Jahr mehr als 3 Mrd. Euro aus.   

  

Die hessischen Landkreise sichern die öffentliche Daseinsvorsorge und wichtige Infrastrukturen vor 

Ort und sorgen für attraktive Lebens- und Arbeitsbedingungen für Bürger und Unternehmen in der 

Fläche. So sind sie   

  

 Träger von Krankenhäusern (rd. 2/3  der Landkreise),  

 Träger von 23 der 33 Sparkassen in Hessen,   

 Entsorgungsträger in der öffentlich-rechtlichen Abfallentsorgung,  

 verantwortlich für den Erhalt und den Ausbau der ca. 5.000 Kilometer Kreisstraßen, was ei-

nem Anteil von 30% des überörtlichen Straßennetzes entspricht,   

 Träger des öffentlichen Personennahverkehrs und  

 Eigentümer hochleistungsfähiger Breitbandnetze.  

 

Sie unterstützen die Bruttowertschöpfung in den ländlichen Räumen vor allem in Handwerk, Mittel-

stand und Industrie.   

  

Die hessischen Landkreise sind zentrale Akteure im Bildungsbereich als  

 

 in der Summe größter Schulträger in Hessen,   

 maßgebliche Gestalter der Schulentwicklungsplanung,  

 Verantwortliche für die Schulbeförderung,  

 Träger von Volkshochschulen sowie Kreismusikschulen und  

 Träger / Förderer einer Reihe von kulturellen und sportlichen Einrichtungen



 
2 



 
3 

 

V o r w o r t  

 

Zur Mitgliederversammlung/Jahrestagung 2018 legt die Geschäftsstelle des Hessischen Landkreista-

ges den in der Satzung vorgesehenen Geschäftsbericht vor. Dieser umfasst den Zeitraum von Novem-

ber 2017 bis November 2018. Er beinhaltet – nach Aufgabenfeldern und Sachthemen – eine Darstel-

lung der Aktivitäten der Gremien und der Geschäftsstelle unseres Verbandes der 21 hessischen Land-

kreise. Darüber hinaus gibt er einen Überblick über die Positionen des Hessischen Landkreistages zu 

kreisrelevanten Themen auf europäischer, bundesweiter, landesweiter und kommunaler Ebene. 

 

Ein besonders prägendes Ereignis im Berichtszeitraum ist und war die Landtagswahl am 28. Oktober 

2018. Wenn Sie diesen Bericht in Händen halten, sind uns allen die Ergebnisse dieser Wahl bereits 

bekannt. Zum Zeitpunkt der Erstellung waren die Parteien noch im Wahlkampf und auch der Hessi-

sche Landkreistag hatte zusammen mit den beiden Schwesterverbänden insgesamt 17 Forderungen an 

den 20. Hessischen Landtag formuliert und im Rahmen einer Landespressekonferenz am 08. August 

2018 direkt nach den Sommerferien durch die Präsidenten der drei Verbände öffentlichkeitswirksam 

vorstellen lassen. Unabhängig davon, wenn auch inhaltlich sich deckend, wurden zahlreiche kreisrele-

vante Themen auf Landesebene unter Mitwirkung des Hessischen Landkreistages auch im vergange-

nen Berichtzeitraum intensiv diskutiert. Zu den zentralen Themen zählten hierbei unter anderem wei-

ter die Debatte über die Zuständigkeiten für die Eingliederungshilfe für behinderte Menschen nach 

dem Bundesteilhabegesetz, die geeigneten Wege der Integration von geflüchteten Menschen, die Hes-

senkasse, die Freistellung von den Kindertagesstättengebühren sowie das Dauerthema „Zukunft der 

Kommunalfinanzen“ insbesondere unter dem Blickwinkel der Hessenkasse.  

 

Mit Blick auf die Finanzsituation der hessischen Landkreise war das vergangene Jahr geprägt durch 

das Entschuldungs- und Investitionsprogramm Hessenkasse. Auf diesem Wege wird das Land Hessen 

zum Ende des Jahres 2018 rund 5 Milliarden Euro an kommunalen Kassenkrediten abgelöst und die 

hessischen Kommunen von einem beträchtlichen Zinsänderungsrisiko befreit haben, welches diese 

kurzfristigen Kredite im Lichte der aktuellen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen unstrittig bergen. 

Gleichzeitig richtet sich zum Ende des Jahres 20018 der Blick auf das Investitionsprogramm der Hes-

senkasse, welches mit einem Volumen von 700 Millionen Euro Investitionen in Städten, Gemeinden 

und Landkreisen ermöglichen soll, die in der Vergangenheit ohne Kassenkredite ausgekommen sind.   

Daher begrüßte das Präsidium des Hessischen Landkreistages diese Initiative der Landesregierung und 

empfahl den Mitgliedskreisen,  das Programm in Anspruch zu nehmen. Allerdings ging die Gesetzge-

bung zur Hessenkasse mit einer deutlichen Verschärfung des kommunalen Haushaltsrechts ab dem 

Jahr 2019 einher, welche die hessischen Landkreise insbesondere vor dem Hintergrund ihrer enormen 

Eigenbeiträge zu diesem Entschuldungsprogramm in naher Zukunft vor deutliche Herausforderungen 

stellen könnte. Die nunmehr in der HGO normierte Verpflichtung, den Haushalt sowohl in Planung als 

aus im Vollzug auszugleichen und dabei mindestens die Auszahlungen zur ordentlichen Kredittilgung 

und an die Hessenkasse zu erwirtschaften, könnte für nicht wenige Mitgliedskreise trotz einer ver-

gleichsweise guten Haushaltslage in den Jahren 2017 und 2018 nicht ohne Weiteres zu bewältigen 

sein. So sehr steigende Steuereinnahmen, ein aufwachsender Kommunaler Finanzausgleich und eine 

allgemein positive wirtschaftliche Entwicklung die Kreishaushalte in der jüngeren Vergangenheit auch 

prägten, so deutlich zeichnet sich nämlich aktuell ab, dass sich dieser Trend mit Blick auf das kom-

mende Jahr nicht unvermindert fortsetzen dürfte.  

 

Besonders intensiv und häufig haben sich die Gremien des Hessischen Landkreistages in den vergan-

genen Monaten zudem mit der praktischen Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes in Hessen befasst. 

Über einen längeren Zeitraum musste immer wieder beim Land angemahnt werden, dass eine kurzfris-

tige Entscheidung zu den künftigen Zuständigkeiten für die neue Eingliederungshilfe erforderlich ist. 

Ein entsprechender Gesetzentwurf wurde sodann von den Regierungsfraktionen im Juni 2018 vorge-

legt. Die darin getroffen Zuständigkeitsregelungen - Lebensabschnittsmodell und Zuständigkeiten der 

örtlichen Träger für die unterhaltssichernden Leistungen - wurden vom Hessischen Landkreistag be-

grüßt. Nach dem Lebensabschnittsmodell werden in Hessen ab 2020 die Landkreise und kreisfreien  
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Städte für die Kinder und Jugendlichen bis zur Beendigung der Schulausbildung der zuständige Träger 

der Eingliederungshilfe sein. Der Landeswohlfahrtsverband Hessen bleibt der maßgebliche Träger im  

Erwachsenenalter. Des Weiteren sind die Landkreise und kreisfreien Städte auch für die älteren Men-

schen nach dem Renteneintritt zuständig, wenn sie erstmals eine Leistung der Eingliederungshilfe er-

halten. Noch großer Klärungsbedarf zeigt sich beim notwendigen Mehrbelastungsausgleich; hier ist 

das Land bisher konkrete Aussagen schuldig geblieben 

 

Am 21. Oktober 1948 tagte die Arbeitsgemeinschaft hessischer Landkreise in Groß-Umstadt und fass-

te den Beschluss dem Verband eine überarbeitete Satzung zu geben und ihn Hessischer Landkreistag 

zu nennen. Dies war im Jahre 2008 der Anlass, das 60-jährige Bestehen des Hessischen Landkreista-

ges mit einer entsprechenden Veranstaltung sowie einem Festbuch zu begehen. In diesem Jahr steht 

nun das 70-jährige Bestehen unseres Verbandes an. Das Präsidium hat beschlossen, diesen „Geburts-

tag“ nur in einem kleinen Rahmen während der diesjährigen internen Mitgliederversammlung zu be-

gehen. Demgegenüber soll dann das 75-jährige Bestehen im Jahr 2023 mit einer diesem besonderen 

Ereignis angemessenen Jubiläumsveranstaltung gefeiert werden.  

 

Flankiert wurde die inhaltliche und politische Arbeit des Hessischen Landkreistages wiederum durch 

eine intensive Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. Der Internetauftritt (www.hlt.de) sowie der fünf Mal 

im Jahr erscheinende Newsletter „Landkreistag Kompakt“ sind fest etabliert. Darüber hinaus wurden 

die Mitglieder im Jahr 2017 mit insgesamt 1.082 Rundschreiben zu einzelnen Themenstellungen und 

dazu erfolgten Positionierungen des Hessischen Landkreistages informiert. Dies stellt, nachdem im 

Jahr 2016 erstmals die Zahl von 1.000 Rundschreiben überschritten wurde, einen neuen Höchstwert 

dar. Der internen Kommunikation diente unter anderem der Bereich des Intranets des Internetauftritts 

mit der Gremien- und Rundschreibendatenbank, die auch im Berichtszeitraum gut nachgefragt wurde.  

 

Eine besondere Wegmarke in der Arbeit des Hessischen Landkreistages stellten die am 10. November 

2017 satzungsgemäß anstehenden Neuwahlen der Verbandsspitze dar. Herr Präsident Landrat Erich 

Pipa ist mit seinem Ausscheiden aus dem Amt des Landrates des Main-Kinzig-Kreises mit dem 17. 

Juni 2017 auch aus seinem Amt des Präsidenten ausgeschieden und wurde zum Ehrenpräsidenten er-

nannt. Landrat Bernd Woide aus dem Landkreis Fulda wurde in dieser Mitgliederversammlung zum 

neuen Präsidenten gewählt. Neuer Erster Vizepräsident wurde Landrat Wolfgang Schuster aus dem 

Lahn-Dill-Kreis. 

 

Die Geschäftsführung bedankt sich auch in diesem Jahr bei den 21 hessischen Landkreisen sowie ins-

besondere den in den Gremien des Hessischen Landkreistages mitwirkenden Landrätinnen und Land-

räten, Kreisbeigeordneten, Kreistagsvorsitzenden und den vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

der Kreisverwaltungen für das Engagement im Hessischen Landkreistag. Ohne Ihrer aller Mitwirkung 

könnten die Geschäftsstelle und der Verband nicht erfolgreich arbeiten. Ebenso richten wir ein herzli-

ches Dankeschön an unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Geschäftsstelle für deren großen 

Einsatz und deren stets fachkundige Unterstützung.  

 

 

Den Geschäftsbericht 2017/2018 empfehlen wir Ihrer Lektüre.  

 

 

Wiesbaden, im November 2018 

 

 

 

 
 

 

Geschäftsführender Direktor 

 

Direktor 

 

 
 

Prof. Dr. Jan Hilligardt

http://www.hlt.de/
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1. Finanzen 
 

 

Haushalts- und Finanzsituation der hessi-

schen Landkreise 

 

Die Ergebnisse der im Mai 2018 durchgeführ-

ten Haushaltsumfrage zeigen, dass sich die 

Finanzsituation der Landkreise im Haushalts-

jahr 2017 erneut verbessert hat. Dabei scheint 

diese Entwicklung im Wesentlichen von der 

allgemein positiven wirtschaftlichen Entwick-

lung und anhaltend guten Steuerertragssituati-

on auf allen staatlichen Ebenen getrieben zu 

sein. 

 

• Das Gesamtergebnis der hessischen Land-

kreise wies zum 31.12.2017 in Summe ei-

nen Überschuss in Höhe von ca. 303,202 

Mio. € aus, womit eine bedeutsame Ver-

besserung um 119,705 Mio. € gegenüber 

dem Vorjahr (183,497 Mio. €) erzielt wer-

den konnte. Bis auf zwei der 21 Landkreise 

haben 19 das Haushaltsjahr 2017 mit ei-

nem positiven Ergebnis in Höhe von insge-

samt 305,865 Mio. € abgeschlossen, im 

Jahr 2016 erzielten 18 Landkreise einen 

Jahresüberschuss in Höhe von insgesamt 

210,319 Mio. €.  

• Für 2018 wird von allen Kreisen zwar ein 

Jahresüberschuss, jedoch ein deutlich nied-

rigeres Gesamtergebnis (112,9 Mio. €) er-

wartet, rund 190,302 Mio. € weniger als in 

2017. 

• Einen Ausgleich ihres Finanzhaushaltes 

konnten im Haushaltsjahr 2017 alle Kreise 

bis auf einen erzielen (2016 erreichten 

zwölf dieses Ziel). Die Finanzhaushalte al-

ler Landkreise zusammen weisen zum 

31.7.2017 einen positiven Finanzierungs-

saldo in Höhe von ca. 422,260 Mio. € auf. 

Nach den Planungen in 2018 stellt sich die 

Liquiditätssituation nicht mehr so positiv 

dar; voraussichtlich werden zwei Land-

kreise einen negativen Finanzierungssaldo 

aufweisen und in Summe könnte der posi-

tive Finanzierungssaldo auf rund 128,0 

Mio. € zurückgehen. 

• Die in Summe vergleichsweise gute Liqui-

ditätslage wirkt sich auch auf den Bedarf 

an Kassenkrediten aus, der gegenüber dem 

31.12.2016 von 3,051 Mrd. € um 11,47 % 

auf 2,701 Mrd. € gesunken ist. Die Ver-

bindlichkeiten durch Kassenkredite gegen-

über 2017 werden nach derzeitigem Pla-

nungsstand auch in 2018 um rund 830 Mio. 

€ auf 1,871 Mrd. € sinken. Allerdings wur-

den nach unserem Kenntnisstand die Aus-

wirkungen des Entschuldungsprogramms 

der Hessenkasse in den gemeldeten Plan-

zahlen der Kreise unterschiedlich antizi-

piert. Insofern sind diese Zahlen zur Kas-

senkreditsituation und der deutliche Rück-

gang im Jahresvergleich mit Vorsicht zu 

bewerten. Die Verbindlichkeiten aus Kre-

ditaufnahmen für Investitionen sind zum 

31.12.2017 auf rund 3,375 Mrd. € leicht ge-

stiegen (2016: 3,239 Mrd. €). Die Schulden 

für Sondervermögen im Rahmen der Betei-

ligungen an wirtschaftlichen Unternehmen 

liegen bei 1,394 Mrd. € zum 31.12.2017 

und sind um 156,230 Mio. € zurückgegan-

gen. 

• Der Anteil des Zuschussbedarfs für die Be-

reiche „Soziale Leistungen inkl. LWV-

Umlage nach interner Leistungsverrech-

nung“ sowie „Kinder-, Jugend- und Famili-

enhilfe inkl. Personalausgaben“ an den all-

gemeinen Deckungsmitteln lag zum 

31.12.2016 noch bei 72,42 % und sank zum 

31.12.2017 auf 70,97 %. Für 2018 wird mit 

einem deutlichen Anstieg um 5,01 Prozent-

punkte auf 75,98 % gerechnet.  

 

Insgesamt zeichnet die Haushaltsumfrage des 

HLT das Bild, dass die anhaltend gute wirt-

schaftliche Entwicklung ihren Niederschlag 

auch in den hessischen Kreishaushalten und ih-

rer positive Liquiditätssituation findet. Auf das 

laufende Haushaltsjahr fallen die Aussichten 

allerdings verhaltener aus. Zwar rechnen nahe-

zu alle Kreise mit einem ausgeglichenen Er-

gebnishaushalt, jedoch sinken der prognosti-

zierte Jahresüberschuss und die Liquidität in 

Summe. Der Bereich Soziale Leistungen sowie 

die Kinder-, Jugend- und Familienhilfe belaste-

ten auch in 2017 die Kreisfinanzen nach wie 

vor in nahezu gleichem Ausmaß wie im Vor-

jahr. Damit werden die in den besagten Pro-

duktbereichen erzielten Defizite voraussicht-

lich mehr als drei Viertel der allgemeinen De-

ckungsmittel binden. Auch in Anbetracht der 

hohen Verschuldung durch Investitionskredite 

von rund 3,4 Mrd. € und die damit verbundene 

Zinsbelastung muss ungeachtet der aktuell gu-

ten Wirtschaftslage weiterhin für eine aus-

kömmliche Finanzierung der Landkreise durch 

das Land gestritten werden.  
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Obergrenze Kreis- und Schulumlage und 

UAG Kreis- und Schulumlage 

 

Die Geschäftsstelle nahm unter dem 

12.7.2017 abermals zu den geplanten Hinwei-

sen zu § 4 GemHVO und § 53 HKO zur künf-

tigen Bemessung der Kreis- und Schulumlage 

Stellung. In der 6. Sitzung der Unterarbeits-

gruppe (UAG) Kreis- und Schulumlage am 

4.9.2017 wurden sodann die verschiedenen 

Stellungnahmen der Geschäftsstellen der 

kommunalen Spitzenverbände erörtert.  

 

Im November 2017 hat das HMdIS per Erlass 

die Hinweise zu § 53 HKO und § 4 GemHVO 

bekanntgegeben. Aufgrund der beabsichtigten 

Änderungen haushaltsrechtlicher Bestimmun-

gen im Zuge der HGO-Novelle zur Hessen-

kasse, welche auch Auswirkungen auf die 

GemHVO entfalten werden, entschloss sich 

das HMdIS, nur die hier in Rede stehenden 

Teile der Hinweise zur GemHVO vorab be-

kanntzugeben bzw. in Kraft zu setzen und auf 

weitere Änderungen vorerst zu verzichten. 

Der Finanzausschuss des HLT hatte zuvor in 

seiner Sitzung am 24.10.2017 entschieden, 

dass zum vorgenannten Stand der Hinweise zu 

§ 53 HKO bzw. § 4 GemHVO unter Beibehal-

tung der bisherigen Positionierung keine Ein-

wände mehr gesehen werden. 

 

 

Entwicklung Hebesätze 

 

Der Gesamthebesatz für die Kreis- und 

Schulumlage betrug nach der durchgeführten 

Haushaltsumfrage in 2017 im zweiten Jahr 

des neuen Kommunalen Finanzausgleichs 

(KFA) 52,51 %, wovon 34,44 % auf die 

Kreis- und 18,07 % auf die Schulumlage ent-

fallen. Im laufenden Haushaltsjahr 2018 ist 

die Kreisumlage gegenüber 2017 im landes-

weiten Durchschnitt um 0,78 Prozentpunkte 

auf 33,66 % gesunken. Damit ist bereits im 

zweiten Haushaltsjahr in Folge ein Rückgang 

der Kreisumlagehebesätze im hessenweiten 

Durchschnitt zu verzeichnen. Bei dem Hebe-

satz für die stets kostendeckend zu erhebende 

Schulumlage ist im laufenden Haushaltsjahr 

2018 ein leichter Anstieg um 0,02 Prozent-

punkte auf durchschnittlich 18,09 % zu ver-

zeichnen. 

 

 

 

UAG Pflichtaufgabenkatalog 

 

Der vom HMdF überarbeitete Pflichtaufgaben-

katalog stellt bekanntlich die Basis für eine 

qualifizierte Schätzung des Finanzbedarfs im 

Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs 

(KFA) dar und wird jährlich optimiert und ak-

tualisiert. 

 

Die Mitgliedskreise hatten im Berichtszeitraum 

erneut die Gelegenheit, den geänderten Pflicht-

aufgabenkatalog 2017 im Hinblick auf die bei-

den zuvor dargestellten Bereiche zu überprüfen 

und hierzu Stellung zu nehmen. Die Rückmel-

dungen aus den Mitgliedskreisen ergaben, dass 

keine grundsätzlichen Bedenken gegen die Ak-

tualisierungen des Pflichtaufgabenkatalogs be-

stehen und die durch das HMdF vorgelegten 

Änderungen im Wesentlichen mitgetragen 

werden. 

 

 

Gesetz über die Feststellung des Haushalts-

plans des Landes Hessen (Haushaltsgesetz 

2018/2019) 

 

Im Vorfeld der Anhörung der kommunalen 

Spitzenverbände im Haushaltsausschuss des 

hessischen Landtages zu dem Gesetz über die 

Feststellung des Haushaltsplans des Landes 

Hessen für die Jahre 2018/2019 wurde schrift-

lich zu folgenden Schwerpunktthemen Stellung 

genommen: 

 

- Für Leistungen für unbegleitete ausländi-

sche Kinder und Jugendliche waren für das 

Haushaltsjahr 2018 aus Sicht des HLT 

deutlich zu geringe Landesmittel in Höhe 

von 97,7 Mio. € und für das Haushaltsjahr 

2019 von 95,0 Mio. € vorgesehen. Aus der 

Sicht des HLT waren auch die notwendigen 

Mittel für die Integration von Flüchtlingen 

nicht in den Planungen für die Haushalts-

jahre 2018 und 2019 enthalten und so wur-

de ein Aufwuchs der Mittelansätze gefor-

dert. 

- Nach Meinung der Geschäftsstelle ist für 

die praktische Umsetzung des Bundesteil-

habegesetzes (BTHG) mit einem erhebli-

chen finanziellen Mehraufwand zu rechnen, 

welcher ebenfalls seinen Niederschlag im 

Landeshaushalt 2018/2019 finden sollte.  

- Im Rahmen des Gesetzes zur Neuordnung 

der Aufgaben des Landrats sowie des 

Oberbürgermeisters als Behörden der Lan-
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desverwaltung forderte der HLT  eine Er-

gänzung dahingehend, dass die Erstat-

tungsbeträge sich um die durch Aufgaben-

zuwächse im Bereich des Veterinärwesens, 

der Lebensmittelüberwachung und des 

Verbraucherschutzes entstandenen Mehr-

belastungen jährlich erhöhen sollten. 

- Für den Ausbau und die Unterhaltung der 

elf hessischen Naturparke bzw. für ent-

sprechende Zuschüsse für Investitionen 

setzte sich der HLT wegen der steigenden 

finanziellen Belastungen der Naturparke 

durch Lohn- und Tarifsteigerungen und 

Sachkosten dafür ein, dass die Förderung 

den tatsächlichen Gegebenheiten angepasst 

und erhöht wird. 

- Das Land hat im Landeshaushalt Zuwei-

sungen zur Entlastung der Erziehungsbe-

rechtigten vom Kindergartenbeitrag für das 

Jahr 2018 in Höhe von 168 Mio. € und für 

das Jahr 2019 in Höhe von 310 Mio. € 

vorgesehen. Dies entsprach der Positionie-

rung des Verbandes, auch das erste und 

zweite Kindergartenjahr für die hessischen 

Eltern beitragsfrei zu gestalten. Jedoch kri-

tisierte der HLT, dass das Land auf der Fi-

nanzierungsseite den KFA im Gegenzug 

lediglich mit originären eigenen Mitteln in 

Höhe von 65 Mio. € (2018) bzw. 155 Mio. 

€ (2019) aufzustocken beabsichtigte. Hin-

tergrund dieser Kritik ist, dass in Höhe der 

verbleibenden Differenzbeträge von 103 

Mio. € (2018) bzw. 155 Mio. € (2019) die 

Kommunen durch die landesseitig gewähl-

te Finanzierungsarithmetik die monetären 

Folgen der Beitragsfreistellung werden 

tragen müssen.  

- In den Jahren 2018 und 2019 ist eine er-

höhte Zuweisung auf 18,2 Mio. € zu den 

Ausgaben für Straßen (laufende Ausgaben) 

vorgesehen. Mit diesem Anstieg um 4,2 

Mio. € gegenüber den Vorjahren kommt 

die Landesregierung einer entsprechenden 

Forderung des HLT nach, die laufenden 

Zuweisungen für Straßen kommunaler 

Träger an die Preissteigerungen von rund 

30 % in den letzten 15 Jahren anzupassen. 

Die Finanzzuweisungen für Instandhaltung 

und Sanierung der Straßen waren seit dem 

Haushaltsjahr 2002 unverändert geblieben 

und daher Gegenstand der Bemühungen 

des HLT, für entsprechenden Anpassungen 

im Sinne der Mitgliedskreise zu sorgen. 

-  

 

 

Der Kommunale Finanzausgleich  

 

Staatsminister Schäfer gab im Rahmen des so-

genannten Chefgesprächs am 12.06.2017 den 

kommunalen Spitzenverbänden einen Ausblick 

auf den Kommunalen Finanzausgleich (KFA) 

der Jahre 2018 und 2019. Nach dem in diesem 

Zuge vermittelten vorläufigen Stand wird sich 

die Finanzausgleichsmasse im Jahr 2018 auf 

fast 4,9 Mrd. € erhöhen und könnte im Jahr 

2019 ein Volumen von nahezu 5 Mrd. € errei-

chen. Die Schlüsselzuweisungen der kreisan-

gehörigen Städte und Gemeinden und der hes-

sischen Landkreise würden hierdurch in beiden 

Jahren steigen, während die kreisfreien Städte 

diesbezüglich Abstriche gegenüber dem KFA 

2017 hinnehmen müssten. 

 

Für den Stabilitätsansatz des Jahres 2018 hat 

das HMdF einen maximalen Aufwuchs von 96 

Mio. € errechnet. Da der Zuwachs aus Leis-

tungen des Bundes resultiert, kommen solche 

außerordentlichen Entlastungen in voller Höhe 

bei den Kommunen an. Hinzu kommt die 

Spitzabrechnung des KFA 2015 in Höhe von 

25 Mio. € und ein Abrechnungsbetrag aus dem 

bisherigen Steuerverbund im KFA 2016 in 

Höhe von 128 Mio. €, so dass der Stabilitäts-

ansatz 2018 insgesamt 1,460 Mio. € betragen 

soll. Hinsichtlich des Stabilitätsansatzes 2019 

ist geplant, dass sich ein maximal möglicher 

Zuwachs in Höhe von 308 Mio. € ergeben 

wird. 

 

Die erste und Ende August 2018 vorgelegte 

Trendberechnung zum KFA 2019, welche der 

Landkreis Waldeck-Frankenberg dankenswert-

erweise auch im Berichtszeitraum wieder für 

den HLT erstellte, legt jedoch die Vermutung 

nahe, dass die horizontale Verteilung der Fi-

nanzausgleichsmasse vermutlich nicht die lan-

desseitig ursprünglich in sehr deutlicher Höhe 

prognostizierten Aufwüchse erreichen wird. 

Zum Zeitpunkt der Abfassung dieses Ge-

schäftsberichtes galt die Aufmerksamkeit der 

Geschäftsstelle daher der Frage, welche Aus-

wirkungen auf die Kreishaushalte und die ein-

schlägigen Anforderungen des kommunalen 

Haushaltsrechts diese Tendenz zu flacheren 

Steigerungsraten haben wird.   
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195. Vergleichende Prüfung „Aufgabenver-

teilung/Finanzströme zwischen Sondersta-

tusstädten und Kragenkreisen“ 

 

Hinsichtlich des Schlussberichtes zur 195. 

Vergleichenden Prüfung „Aufgabenvertei-

lung/Finanzströme zwischen Sondersta-

tusstädten und Kragenkreisen“ im Rahmen 

der überörtlichen Prüfung des Hessischen 

Rechnungshofes, welche sich mit den finanzi-

ellen Wechselwirkungen zwischen den beiden 

kommunalen Ebenen befasst und zum Ziel 

hatte, einen angemessenen Ermäßigungssatz 

der Kreisumlage für Sonderstatusstädte abzu-

leiten, fand im Berichtszeitraum unter Beteili-

gung der Kommunalen Spitzenverbände eine 

weitere Sitzung der entsprechenden Len-

kungsgruppe beim HMdF statt. 

 

Die Mitglieder der Lenkungsgruppe waren 

sich einig darüber, dass die Ermittlung des 

Zahlenmaterials und der Datengrundlagen 

durch die Überörtliche Prüfung zutreffend 

vorgenommen wurde, jedoch nicht einer Mei-

nung, was die anzuwendenden Berechnungs-

parameter betraf. Bei Berücksichtigung der 

von den Spitzenverbänden vorgeschlagenen 

Positionierungen und Parameter ergaben sich 

folgende Ermäßigungssätze für die Kreisum-

lage der Sonderstatusstädte: 31,8 % (HLT), 

40,2 % (HStT) und 38,0 % (HSGB).  

 

Laut Gutachten wurde ein Ermäßigungssatz 

von 34,8 Prozent ermittelt, drei Prozentpunkte 

über dem Vorschlag des HLT. Gegenwärtig 

liegt dieser bei 43,5 %. Würde der gutachter-

liche Ermäßigungssatz realisiert, ergäben sich 

auf Basis der Kreisumlagegrundlagen 2016 

Mehreinnahmen bei den Kragenkreisen von 

rund 28,3 Mio. €.   

 

Gemäß Schlussbericht empfahlen die Gutach-

ter, die Anpassung des Ermäßigungssatzes 

und die monetär gegenläufig wirkende Ver-

einheitlichung der Kreisumlagehebesätze in-

nerhalb der Kragenkreise zeitgleich vorzu-

nehmen, um so die finanziellen Auswirkungen 

für alle Beteiligten zu glätten und planbarer zu 

machen. Eine Entscheidung über die Anpas-

sung des Ermäßigungssatzes ist im Rahmen 

der Evaluation des Kommunalen Finanzaus-

gleichs auf Basis einer erneuten Überprüfung 

durch die Überörtliche Prüfung zu erwarten.   

 

 

Jahresgespräch mit dem Präsidenten des 

Hessischen Rechnungshofes 

 

Am 16.4.2018 fand das Jahresgespräch zwi-

schen dem Präsidenten des Hessischen Rech-

nungshofes und den kommunalen Spitzenver-

bänden statt. Themenschwerpunkte waren der 

Großstädtebericht, der Kommunalbericht 2017 

und die Haushaltsstrukturprüfungen. In diesem 

Zusammenhang wurde nach Rücksprache mit 

den Kommunalen Spitzenverbänden seitens 

der Überörtlichen Prüfung kommunaler Kör-

perschaften (ÜPKK) beschlossen, den Ver-

gleichsring für kommende Prüfungen auf sie-

ben statt bislang drei Landkreise zu erweitern.  

 

 

Kommunale 5-Mrd.-€-Entlastung 

 

Der HLT wies auch im Berichtszeitraum wie-

derholt darauf hin, dass seitens der Mitglieder-

kreise die Erwartung besteht, dass der hessi-

sche Anteil (rd. 75 Mio. €) an dem im Zuge der 

kommunalen 5-Mrd.-€-Entlastung durch den 

Bund um 1 Mrd. € („Ländermilliarde“) erhöh-

ten Umsatzsteueranteil der Länder auch in 

Hessen eine vollständige Weiterleitung an die 

Kommunen erfährt. Eine solche Vorgehens-

weise ist nach einhelligem Verständnis von 

Deutschem Landkreistag und HLT auch zwi-

schen den Ländern und der Bundeskanzlerin 

vereinbart worden. Der HLT erachtete vor die-

sem Hintergrund die nun im Landeshaushalt 

2018/2019 vorgesehene Verwendung des hes-

sischen Anteils an dieser „Ländermilliarde“ für 

Zwecke des Investitionsprogramms der Hes-

senkasse als problematisch (die fraglichen 

Bundesmittel zur Entlastung der deutschen 

Kommunen wurden in Höhe von 56,5 Mio. € 

der Allgemeinen Rücklage zugeführt, um da-

mit 2019 die erste Rate des Investitionspro-

gramms im Rahmen der Hessenkasse zu finan-

zieren). 

 

 

Kommunalinvestitionsprogramm II (KIP II 

- KIP macht Schule!) 

 

Mit Unterzeichnung durch alle Länder und den 

Bundesminister der Finanzen trat am 

20.10.2017 die Verwaltungsvereinbarung (VV) 

zum zweiten Kapitel des Kommunalinvestiti-

onsförderungsgesetzes (KInvFG II) in Kraft, 

welche im vorhergehenden Berichtszeitraum in 

Hessen eine Änderung der Kontingentvertei-
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lung der entsprechenden Bundesmittel erfor-

derlich machte. 

 

Der Gesetzentwurf zur Änderung des Kom-

munalinvestitionsprogrammgesetzes hin zum 

bekannten hessischen KIP II wurde mit dem 

bereits im vorhergehenden Geschäftsbericht 

erläuterten Änderungsantrag der Regierungs-

fraktionen vom 12.9.2017, mit welchem die 

neue Kontingentverteilung umgesetzt und 

Modifikationen hinsichtlich der Laufzeiten 

der Komplementärfinanzierungsdarlehen und 

der Weiterleitung von Fördermitteln an Er-

satzschulen eingeführt wurden, im Berichts-

zeitraum beschlossen und ist am 12.10.2017 

in Kraft getreten. 

 

Gegenstand der inhaltlichen Arbeit der Ge-

schäftsstelle im Berichtsjahr war in Bezug auf 

das KIP II nicht zuletzt die entsprechende und 

am 1. Januar 2018 in Kraft getretene Förder-

richtlinie, zu deren Entwurf mit Schreiben 

vom 06.12.2017 Stellung genommen wurde.  

 

Aufgrund entsprechender Eingaben aus der 

Mitgliedschaft thematisierte die Geschäftsstel-

le im Berichtsjahr auch die Frage der Förder-

fähigkeit des Ersatzbaus von Schulgebäuden 

im Bundesprogramm, welche dort bei Beach-

tung des Prinzips der Wirtschaftlichkeit und 

Sparsamkeit möglich sind. Das HMdF hat da-

raufhin seine Empfehlung bekräftigt, die För-

derung von Schulneubauten im Bundespro-

gramm – auch im Hinblick auf den erhebli-

chen Aufwand einer in diesem Fall erforderli-

chen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung – tat-

sächlich nur in Ausnahmefällen zu beantra-

gen.  

 

Durch die Vereinbarung auf dem Weg zur 

Einführung der Hessenkasse (siehe hierzu ent-

sprechender Abschnitt dieses Geschäftsbe-

richtes) und deren gesetzgeberischer Umset-

zung wurde auch das KIP II dergestalt tan-

giert, dass die Kontingente der Schulträger-

kommunen Frankfurt, Wiesbaden und des 

Main-Taunus-Kreises (die als einzige nicht 

von der Hessenkasse profitiert hätten) um ins-

gesamt 25,2 Mio. € aufgestockt wurden.  

 

 

Entwicklung des Kommunalen Schutz-

schirms 

 

Auch im Berichtsjahr war die Geschäftsstelle 

in der AG Schutzschirm beim HMdF vertreten 

und begleitete dieses kommunale Entschul-

dungsprogramm. Dabei berichtete das HMdF 

zum  Auswertungsstand Mitte April 2018 in 

der AG, dass für die Jahre 2015 bis 2017 nach 

den acht bereits aus dem Schutzschirm entlas-

senen Kommunen voraussichtlich zweiund-

dreißig weitere Schutzschirmkommunen die 

entsprechenden Voraussetzungen schaffen 

dürften, drei aufeinanderfolgende Jahre einen 

ausgeglichenen Haushalt vorweisen zu können  

 

 

Handhabung der kommunalen Finanzauf-

sicht 

 

Auch im Berichtszeitraum hat die AG Opti-

mierung der Kommunalen Finanzaufsicht beim 

HMdIS unter Mitwirkung der Geschäftsstelle 

ihre Arbeit fortgeführt. Am 28.9.2017 hat das 

HMdIS den Erlass „Kommunale Finanzpla-

nung und Haushalts- und Wirtschaftsführung 

bis 2021“ (Finanzplanungserlass 2018) heraus-

gegeben. 

 

Hierin wurde im Vorgriff auf die mit der Ge-

setzgebung zur Hessenkasse verbundene Ver-

schärfung des kommunalen Haushaltsrechts 

bereits empfohlen, schon für das Haushaltsjahr 

2018 eine Liquiditätsreserve zu bilden. Außer-

dem wurden konkrete Buchungsvorgaben zur 

Abbildung der mit der Hessenkasse in Zusam-

menhang stehenden Zahlungen gemacht. Fer-

ner legte dieser jüngste Finanzplanungserlass 

fest, dass  die Haushaltsgenehmigung 2018 nur 

noch erteilt werden kann, wenn der Jahresab-

schluss 2016 aufgestellt und zur Prüfung vor-

gelegt wurde. 

 

Am 15.12.2017 übermittelte das HMdIS der 

Geschäftsstelle einen neuen Erlassentwurf 

„Hinweise zu Geldanlagen und Einlagensiche-

rung“, mit welchem speziell Fragen der Geld-

anlage und Einlagensicherung geregelt werden 

sollen. Die Geschäftsstelle nahm unter dem 

17.1.2018 schriftlich zu dem vorgenannten Er-

lassentwurf Stellung. Einige der in diesem Zu-

sammenhang vorgetragenen Anregungen fan-

den den Weg in den endgültigen Erlass vom 

29.5.2018. 

 

Im August des Berichtszeitraums konnte die 

Geschäftsstelle den Mitgliedkreisen auf Ar-

beitsebene den durch das HMdIS zur Verfü-

gung gestellten Entwurf des aufsichtsrechtli-

chen Teils eines Finanzplanungserlasses 2019 

übermitteln. Die entsprechenden Rückmeldun-
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gen aus den Kämmereien fanden Eingang in 

die Beratungen der 16. Sitzung der AG Opti-

mierung der Kommunalen Finanzaufsicht am 

17.8.2018 und sollen nach Angaben des 

HMdIS auch im finalen Erlass berücksichtigt 

werden.  

 

 

Hessenkasse (Entschuldungs- und Investi-

tionsprogramm) 

 

Unter Leitung des HMdF und des HMdIS 

konstituierte sich bereits im Juli 2017 die Ar-

beitsgruppe Hessenkasse, um den Aufbau, das 

Verfahren und die Funktionsweise der Hes-

senkasse sowie die Implikationen für das 

kommunale Haushaltsrecht zu erörtern.  Hin-

sichtlich des grundsätzlichen Aufbaus der 

Hessenkasse wird auf die Ausführungen im 

vorhergehenden Geschäftsbericht verwiesen. 

 

Ebenfalls zum Ende des vorhergehenden Be-

richtszeitraums nahm bereits jene Prüfgruppe 

ihre Arbeit auf, die fortan alle von den kas-

senkreditverschuldeten Kommunen an die 

WI-Bank gemeldeten Kassenkredite auf ihre 

„Kassenkrediteigenschaft“ prüfte.  

 

Eingebunden war die Geschäftsstelle im Be-

richtsjahr auch in die Entwicklung der Vor-

gaben zur buchhalterischen Abbildung der 

mit der Hessenkasse einhergehenden Ge-

schäftsvorfälle. Konkrete Vorgaben hierzu 

wurden schließlich durch das HMdIS mit 

dem Finanzplanungserlass vom 28.09.2017 

gemacht. 

 

Die bereits erwähnte Prüfgruppe gab schließ-

lich im Oktober 2017 ein Gesamtvolumen an 

„echten Kassenkrediten“ von rund 5,2 Mrd. € 

bekannt. Zur Ermittlung dieses Volumens sei 

vom Gesamtbetrag der von allen hessischen 

Kommunen gemeldeten Kassenkredite ein Be-

trag von rund einer Milliarde Euro in Abzug 

gebracht worden, welcher sich aus Kassenk-

rediten ergäbe, denen beispielsweise liquide 

Mittel gegenüber gestanden oder die der un-

terjährigen Vorfinanzierung von Investitionen 

gedient hätten.  

 

Ebenfalls im Oktober 2017 wurde durch das 

HMdF die nähere Ausgestaltung des die Hes-

senkasse flankierenden Investitionsprogram-

mes vorgestellt. Bei sehr weit gefassten Ver-

wendungsmöglichkeiten wurden folgende 

Teilnahmekriterien festgelegt: Die antragsbe-

rechtigten Kommunen dürfen per 30.6.2018 

über keine Kassenkredite verfügen, nicht dau-

erhaft abundant und müssen alternativ als fi-

nanz- oder strukturschwach einzustufen sein.  

 

Im November des Berichtszeitraums gab das 

HMdIS einen ersten Einblick in die mit der 

Hessenkasse einhergehende Verschärfung des 

kommunalen Haushaltsrechts. Hervorzuheben 

sind in diesem Zusammenhang die Ausweitung 

der Definition des Haushaltsausgleiches, wel-

che künftig auch das Rechnungsergebnis um-

fassen und sich zudem auf den Finanzhaushalt 

erstrecken wird, in welchem durch die laufen-

de Verwaltungstätigkeit mindestens die Aus-

zahlungen zur ordentlichen Kredittilgung und 

an die Hessenkasse erwirtschaftet werden müs-

sen. Außerdem wird die Aufnahme von Kas-

senkrediten, welche künftig als Liquiditätskre-

dite bezeichnet werden, deutlich restriktiver 

gehandhabt und um eine Verpflichtung zur 

Rückführung bis zum Ende des Haushaltsjah-

res erweitert. 

 

Im Januar 2018 gab das HMdF in der AG be-

kannt, dass es einer Forderung u.a. des HLT 

nachkommen und hinsichtlich der kommuna-

len Eigenbeiträge zur Hessenkasse in Höhe 

von 25 Euro pro Jahr und Einwohner Raten-

pausen und Sondertilgungen vorsehen werde. 

Diese und weitere Modifikationen an den ur-

sprünglichen Vorstellungen des Landes zur 

Hessenkasse waren bereits Bestandteil des von 

den Regierungsfraktionen ebenfalls im Januar 

2018 vorgelegten Entwurfs eines Artikelgeset-

zes zur Einführung der Hessenkasse (Gesetz 

zur Sicherstellung der finanziellen Leistungs-

fähigkeit der hessischen Kommunen bei liqui-

ditätswirksamen Vorgängen und zur Förderung 

von Investionen). 

 

Der HLT nahm unter dem 28.2.2018 schriftlich 

Stellung zum Entwurf dieses Hessenkassege-

setzes und vertrat die hierin vorgetragenen Po-

sitionen auch in der entsprechenden mündli-

chen Anhörung des Haushaltsausschusses des 

Hessischen Landtages am 14.3.2018. Dabei 

wurden folgenden Kernforderungen geltend 

gemacht: 

 

 Vor dem Hintergrund der enormen Kassen-

kreditverschuldung der hessischen Kom-

munen und dem hieraus resultierenden 

Zinsänderungsrisiko bewertete der HLT 

grundsätzlich positiv, dass das Land das 
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Entschuldungsprogramm Hessenkasse auf-

gelegt hat. 

 Hinsichtlich des jährlich aus dem Landes-

haushalt zu leistenden Finanzierungsbei-

trages zur Hessenkasse in Höhe von ur-

sprünglich kalkulierten 200 Mio. € wurde 

gefordert, dass es sich hierbei überwiegend 

um originäre Landesmittel handeln muss 

und nicht um eindeutig kommunale Gel-

der. 

 Hinsichtlich des flankierenden Investiti-

onsprogramms wurde eine Beteiligung al-

ler Mitgliedskreise gefordert. 

 Außerdem wurde die Befürchtung vorge-

tragen, dass die Anwendung der bereits 

dargestellten Flexibilisierungsmöglichkei-

ten hinsichtlich der Zahlung des kommu-

nalen Eigenbeitrages im Vollzug übertrie-

ben restriktiv gehandhabt werden könnte 

und damit in der Anwendung letztlich leer-

läuft.  

 Für den zum damaligen Zeitpunkt bereits 

abzusehenden Fall, dass sich der Gesamt-

finanzierungsbedarf der Hessenkasse ge-

genüber den ursprünglichen Planungen 

deutlich reduzieren würde, wurde gefor-

dert, dass entstehende Mittelersparnisse 

angesichts des hohen kommunalen Finan-

zierungsanteils an der Hessenkasse zurück 

in den KFA geführt werden müssen. 

 Die nicht zuletzt in der Gesetzesbegrün-

dung zum Ausdruck gebrachte Erwar-

tungshaltung des Landes, dass die Mit-

gliedskreise sich verpflichten sollen, „den 

jährlichen Eigenbeitrag so zu erwirtschaf-

ten, dass eine Erhöhung der Kreisumlage 

nur als „ultima ratio“ herangezogen wer-

den muss“, wurde entschieden abgelehnt. 

 

Einer im April 2018 zwischen den kommuna-

len Schwesterverbänden und der Landesregie-

rung und den Regierungsfraktionen abge-

schlossenen Vereinbarung zur Hessenkasse, 

zur Beitragsfreistellung im Kindergarten und 

hinsichtlich einer Folgeregelung zum Kon-

nexitätsausgleich für die Mindestverordnung 

trat der HLT nicht zuletzt wegen der allenfalls 

mittelbaren Betroffenheit seiner Mitglieds-

kreise im Hinblick auf die hieraus resultieren-

den Änderungen und Maßnahmen nicht bei. 

Ungeachtet dessen begrüßte der Verband das 

Entschuldungsprogramm Hessenkasse und 

empfahl seinen Mitgliedern die Teilnahme. 

Inhalte der vorgenannten Vereinbarung waren 

und sind insbesondere: 

 Verzicht auf die Erhebung einer erhöhten 

Gewerbesteuerumlage zur Finanzierung der 

Hessenkasse mit einem Volumen von 60 

Mio. € p.a. 

 Deckung eines sich hieraus möglicherweise 

ergebenden zusätzlichen Finanzierungsbe-

darfs für die Hessenkasse in Höhe von 5 

Mio. € p.a. aus originären Landesmitteln 

sowie in Höhe des darüber hinausgehenden 

erforderlichen Finanzierungsbetrages bis zu 

15 Mio. € p.a. aus Mitteln des Landesaus-

gleichsstocks. 

 Finanzierung der erforderlichen Aufsto-

ckung des Investitionsprogramms der Hes-

senkasse von 510 Mio. € auf rund 600 Mio. 

€ vollständig aus Mitteln der Hessenkasse. 

 Zusätzliche Investitionsförderung außerhalb 

der Hessenkasse über das KIP II für Investi-

tionen in Schulen für die Städte Frankfurt 

und Wiesbaden sowie den Main-Taunus-

Kreis.  

 Die noch im Entwurf des Hessenkassege-

setzes vorgesehene Änderung des § 131 

Abs. 2 HGO dahingehend, dass die Auf-

sichtsbehörden den kommunalen Rech-

nungsprüfungsämtern direkt Prüfungsauf-

träge erteilen können sollen, unterbleibt. 

 Dynamisierung der über das HKJGB den 

Kommunen zur Freistellung der Eltern von 

den Kindergartenbeiträgen erstatteten Be-

träge in Höhe von 135,60 € pro Monat ab 

dem 1.8.2020 um jährlich zwei Prozent. 

 Folgeregelung zum Konnexitätsausgleich 

für die Mindestverordnung und das 

HKJGB. 

 

Umgesetzt wurden die vorgenannten Inhalte 

der Vereinbarung mit einem Änderungsantrag 

der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN (Landtags-Drs. 19/6264) 

vom 12.4.2018 zu dem bis dahin vorliegenden 

Entwurf des Artikelgesetzes. 

 

 

Hessisches Gesetz über kommunale Abga-

ben (KAG)  

 

Im Hessischen Gesetz über kommunale Abga-

ben (KAG) war bislang in § 11 Abs. 1 Satz 2 

vorgesehen, dass die Gemeinden für den Um-

bau und Ausbau der öffentlichen Verkehrsan-

lagen Beiträge erheben sollen. Vor dem Hin-

tergrund der unterschiedlichen aufsichtlichen 

Erlasse und der Rechtsprechung wurde hieraus 

jedoch faktisch eine „Muss“-Vorschrift.  
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Durch zwei Gesetzentwürfe der Fraktionen 

der FDP und DIE LINKE im Januar 2018 

wurde die Abschaffung dieser einmaligen 

bzw. wiederkehrenden Straßenbeiträge in 

Hessen auf die politische Agenda gesetzt. Der 

Finanzausschuss des HLT positionierte sich 

hierzu in seiner Sitzung am 27.02.2018 und 

die Geschäftsstelle bezog auf dieser Basis und 

unter Berücksichtigung der mittelbaren Be-

troffenheit der Mitgliedskreise gegenüber dem 

Innenausschuss des Hessischen Landtages 

Stellung. Abgelehnt wurde vom HLT der 

Wegfall der Möglichkeit zur Erhebung von 

Straßenbeiträgen. Sollte dies eintreffen, for-

derte der Finanzausschuss des HLT, dass das 

Land den betroffenen Kommunen einen voll-

ständigen monetären Ausgleich außerhalb des 

KFA leisten müsse. 

 

Schlussendlich einigten sich die Landtagsfrak-

tionen von CDU, Bündnis 90/Die GRÜNEN 

und FDP auf ein 5-Punkte-Maßnahmenpaket 

zur Anpassung der Straßenbeiträge, welches 

am 28.5.2018 als Gesetz zur Neuregelung der 

Erhebung von Straßenbeiträgen beschlossen 

wurde. Auf diesem Wege setzte der Hessische 

Landtag einen Anreiz zur Einführung wieder-

kehrender Straßenbeiträge und schaffte insbe-

sondere den bislang für defizitäre Kommunen 

bestehenden Zwang zur Erhebung von Stra-

ßenbeiträgen ab. Die Kommunen (auch defizi-

täre) können künftig selbst darüber entschei-

den, ob sie Straßenbeiträge erheben wollen 

(aus „soll“ wird „kann“). Zudem wird der in § 

93 Abs. 2 normierte Einnahmebeschaffungs-

grundsatz, dass Entgelte vorrangig vor Steu-

ern zu erheben sind, für Straßenbeiträge nach 

dem KAG für nicht anwendbar erklärt. Die 

Möglichkeiten für Ratenzahlungen werden auf 

künftig bis zu 20 Jahre bei deutlich niedrige-

ren Zinsen ausgeweitet. Mit einem einmalig 

pauschalierten Kostenausgleich in Höhe von 

mindestens 20.000 € pro Abrechnungsgebiet 

beteiligt sich das Land zudem an dem Verwal-

tungsaufwand, wenn Kommunen künftig wie-

derkehrende Straßenbeiträge erheben wollen. 

Außerdem wird die Einführung dieser wie-

derkehrenden Straßenbeiträgen vereinfacht, 

indem z. B. ganze Ortsteile zu einem Abrech-

nungsgebiet zusammengefasst werden kön-

nen. 

 

Am 22. Juni d.J. gab das HMdIS einen an die 

Regierungspräsidien gerichteten Erlass mit 

aufsichtsrechtlichen Hinweisen zum Gesetz 

zur Neuregelung zur Erhebung von Straßenbei-

trägen von 28.5.2018 heraus.  

 

Nach dieser neuen Erlasslage wird künftig ein 

Verzicht auf die Einnahmen aus Straßenbeiträ-

gen aus den allgemeinen Deckungsmitteln oder 

über den Weg der Aufwandsreduktion kom-

pensiert werden müssen. Insbesondere werden 

nach wie vor die ordentliche Kredittilgung und 

der bis zu 30 Jahre zu leistende Hessenkassen-

beitrag auch ohne die Erhebung von Straßen-

beiträgen in voller Höhe aus der laufenden 

Verwaltungstätigkeit erwirtschaftet werden 

müssen. Deutlich wurde jedoch in dem Erlass 

gemacht, dass es nicht zulässig sein wird, die 

gesetzliche Grundentscheidung für die kom-

munale Wahlfreiheit hinsichtlich der Erhebung 

von Straßenbeiträgen dadurch zu konterkarie-

ren, dass Kreditgenehmigungen mit dem Hin-

weis auf die weiter bestehende Möglichkeit der 

Beitragserhebung versagt werden.  

 

 

Die Weiterentwicklung der GemHVO und 

der Hinweise zur GemHVO 

 

Die Gemeindehaushaltsverordnung (GemH-

VO) und die Hinweise zur GemHVO befinden 

sich nach Abschluss der Gesetzgebung zur 

Hessenkasse und zum Zeitpunkt der Abfassung 

dieses Geschäftsberichtes in Überarbeitung 

und werden an die neue Rechtslage angepasst. 

 

Aus diesem Grund wurde der Arbeitskreis 

Doppik – bestehend aus verschiedenen kom-

munalen Fachleuten – wieder einberufen, um 

die Weiterentwicklung des kommunalen Haus-

haltsrechts in Hessen vorzubereiten. Voraus-

sichtlich wird der erste Entwurf der Ände-

rungsverordnung zur GemHVO und der neuen 

Hinweise im Herbst 2018 veröffentlicht. 

 

Geplant ist eine Anpassung der Regelungen zu 

den geringwertigen Wirtschaftsgütern an die 

steuerlichen Vorschriften, eine Änderung der 

Aufbewahrungsfrist von Belegen (§ 34 

GemHVO) und eine Neuregelung, die das 

Problem der Periodenverschiebung lösen soll 

(im Kontext des § 3 Abs. 3 GemHVO). Des 

Weiteren sollen die Angaben von Kennzahlen 

gemäß § 4 und § 10 GemHVO aus Steue-

rungsgesichtspunkten auf wesentliche Größen 

beschränkt werden. Über weitere und aus der 

Gesetzgebung zur Hessenkasse resultierende 

Änderungen wurde zum Zeitpunkt der Abfas-

sung dieses Geschäftsberichts beraten. 
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European Public Sector Accounting Stand-

ards (EPSAS) 

 

Die Diskussionen um die Einführung eines 

einheitlichen Europäischen Rechnungsle-

gungssystems setzten sich auch im Berichts-

zeitraum fort und wurden durch die Ge-

schäftsstelle auf fachlicher Ebene begleitet.  

 

Wie der Deutsche Landkreistag (DLT) berich-

tete, übte das Institut der Wirtschaftsprüfer 

(IDW) in einer Stellungnahme harte Kritik am 

Bundesrechnungshof (BRH). Dessen EPSAS-

Sonderbericht an den Deutschen Bundestag 

und die Bundesregierung leugne die in Wis-

senschaft und Praxis „anerkannten Vorteile 

einer (periodengerechten) doppelten Buchfüh-

rung“, zudem differenziere der Bericht nicht 

zwischen den Kosten, die sich unmittelbar aus 

der Einführung der Doppik ergeben, und den 

darüber hinausgehenden Kosten, etwa aus oh-

nehin überfälligen Modernisierungsmaßnah-

men der Verwaltungssteuerung und IT-

Infrastruktur. 

 

Der Präsident des Bundesrechnungshofs rea-

gierte auf die IDW-Kritik mit einem offenen 

Brief vom 17.1.2018, da das IDW an einigen 

Stellen den Bericht nicht richtig oder ungenau 

wiedergegeben habe und falsche Schlüsse zur 

BRH-Position gezogen hätte. Insgesamt blieb 

der BRH bei seiner Einschätzung, dass das 

Ziel, durch EPSAS EU-weit eine bessere 

Haushaltsüberwachung gewährleisten zu kön-

nen, am Kern des Problems vorbeigehe. Es 

bestehe in der EU kein „Erkenntnis-, sondern 

ein Umsetzungsproblem“. 

 

 

Runder Tisch Finanzstatistik 

 

Der Runde Tisch Finanzstatistik hat sich im 

Berichtszeitraum weiterhin mit der Jahres- 

und Kassenrechnungsstatistik beschäftigt. 

Insbesondere ging es bei seiner Sitzung am 

6.6.2018 um die Handhabung der Korrektur-

buchungen für vorangegangene Perioden und 

die unterschiedlichen Systeme und Vorge-

hensweisen der Landkreise. Ziel ist es, eine 

möglichst hohe Transparenz und Vergleich-

barkeit zu erreichen. Außerdem wurde über 

eine einheitliche Lösung für die Handhabung 

der Kontierung der im Zusammenhang mit der 

Hessenkasse anfallenden Zahlungen beraten. 

 

Neuregelung der Umsatzbesteuerung der öf-

fentlichen Hand durch § 2b UStG 

 

Im Berichtszeitraum befand sich die Ge-

schäftsstelle im Dialog mit den drei hessischen 

Zusatzversorgungskassen hinsichtlich einer 

möglichen Umsatzsteuerpflicht von Dienstleis-

tungen der kommunalen Versorgungskassen 

für ihre Mitglieder.  

 

Zunächst wurde zum wiederholten Male der 

Umstand thematisiert und gegenüber dem 

Land vorgebracht, dass es gesetzlicher Festset-

zungsbefugnisse für die von den kommunalen 

Kassen für ihre Mitglieder erbrachten Dienst-

leistungen im Hessischen Kommunalrecht be-

darf, um deren Umsatzsteuerbefreiung auch im 

Lichte des neuen § 2b UStG erhalten zu kön-

nen.  

 

Die Geschäftsstelle beschäftigte im Berichts-

zeitraum zudem die Frage einer aus § 2b UStG 

erwachsende Umsatzsteuerpflicht, wenn zur 

Einhaltung der neuen Anforderungen der 

DSGVO ein separater Vertrag zwischen 

Kommune und Versorgungskasse abgeschlos-

sen werden sollte.  

 

Im Berichtszeitraum luden die Kommunalen 

Spitzenverbände und das Hessische Ministeri-

um der Finanzen (HMdF) außerdem zu insge-

samt drei Veranstaltungen zum neuen Umsatz-

steuerrecht ein, welche am 23.8. in Kassel, am 

5.9. in Wiesbaden und am 12.9.2018 in Mar-

burg stattfanden. 

 

 

Grundsteuer 

 

Wie allgemein erwartet, hat das Bundesverfas-

sungsgericht (BVerfG) am 10. April des Be-

richtszeitraumes die im Bewertungsgesetz 

(BewG) liegenden Grundlagen für die Grund-

steuererhebung für verfassungswidrig erklärt. 

Es verpflichtete den Gesetzgeber, eine Neure-

gelung spätestens bis zum 31.12.2019 zu tref-

fen. Aus Sicht der Geschäftsstelle gilt es in 

diesem Zusammenhang und mit Blick auf die 

Folgewirkungen für die Kreishaushalte, unter 

allen Umständen eine „grundsteuerlose Über-

gangszeit“ und eine Schmälerung des gesam-

ten Grundsteueraufkommens zu vermeiden. 

Daher beauftragte der Finanzausschuss die Ge-

schäftsstelle per Beschluss vom 05.06.2018, 

die Diskussion mit dem Fokus darauf zu be-



 
16 

gleiten, dass hieraus keine negativen Implika-

tionen für die Kreisumlagegrundlagen der 

hessischen Mitgliedskreise erwachsen dürfen. 

 

 

Fiskalerbschaften des Landes Hessen – 

Grundstücksbezogene Abgaben nach Fest-

stellung des Fiskuserbrechts 

 

Erneut war im Berichtsjahr auch die Besteue-

rung von Fiskalerbschaften Gegenstand der 

Arbeit der Geschäftsstelle.  

 

Das HMdF hat vor diesem Hintergrund Mitte 

März 2018 eine umfassende Neubewertung 

seiner Position vorgenommen. Das Land be-

absichtigt nun, die grundstücksbezogenen 

Abgaben für Fiskalerbschaftsgrundstücke 

vollumfänglich zu zahlen, soweit keine recht-

lich tragfähigen Gründe dagegen sprechen. 

Die hessischen Landkreise sind bekanntlich 

nur mittelbar von dieser Neuregelung betrof-

fen, da die Grundsteuer Bestandteil der 

Kreisumlagegrundlagen ist. 

 

 

Anmeldung konnexitätsrelevanter Vorgän-

ge nach Art. 137 Abs. 6 Hessische Verfas-

sung 

 

Auch im Berichtsjahr haben die kommunalen 

Spitzenverbände in gemeinsamen Schreiben 

an das HMdF die von ihnen als konnexitätsre-

levant erachteten Vorgänge nach Art. 137 

Abs. 6 der Hessischen Verfassung angemel-

det, welche am 13.6.2018 im turnusgemäßen 

Abstimmungsgespräch unter Leitung von 

Staatssekretär Dr. Worms beraten wurden. 

 

Parallel hierzu wurde, um die unterschiedli-

chen Positionen des Landes und der Kommu-

nen zu den Grundsatzfragen der Konnexität zu 

erörtern und einander anzunähern, die Ar-

beitsgruppe „Grundsatzfragen der Konnexi-

tät“ aus Vertretern der kommunalen Spitzen-

verbände, der Hessischen Staatskanzlei, des 

Hessischen Ministerium der Finanzen 

(HMdF) und des Hessischen Ministeriums des 

Innern und für Sport (HMdIS) gegründet. 

Dieses legte am 05.06.2018 einen Berichts-

entwurf vor, mit dem ein komplett neues 

Konnexitätsverfahren im Wege einer Evalua-

tion des Gesetzes zur Sicherstellung der Fi-

nanzausstattung von Gemeinden und Gemein-

deverbänden (SFGG) aufgesetzt werden soll. 

In seiner Sitzung am 14.06.2018 nahm das 

Präsidium diesen Berichtsentwurf der Arbeits-

gruppe „Grundsatzfragen der Konnexität“ zu-

stimmend zur Kenntnis, befürwortete dass die-

ser in einer gesetzlichen Neuregelung des ak-

tuellen SFGG mündet und beauftragte die Ge-

schäftsstelle, auf dieser Basis weiter an einer 

Neuregelung des Konnexitätsverfahrens zu ar-

beiten. 

 

 

2. Recht und Verfassung  
 

 

Hessische Verfassung 

 

Enquetekommission „Verfassungskonvent zur 

Änderung der Verfassung des Landes Hessen“ 

 

Zum Jahreswechsel wurden die Beratungen 

des Verfassungskonvents nach einer umfang-

reichen Beteiligung der Mitglieder der En-

quetekommission sowie interessierter Bürge-

rinnen und Bürger abgeschlossen. Die Durch-

führung mehrerer entsprechender Volksab-

stimmungen gleichzeitig mit der Landtagswahl 

am 28. Oktober 2018 ist vorgesehen. 

 

Ein breites Bündnis innerhalb des Hessischen 

Landkreistages bestehend aus den Fraktionen 

von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und FDP hat Gesetzentwürfe zur Ergänzung 

verschiedener Artikel der Verfassung des Lan-

des Hessen im Dezember 2017 in den Landtag 

eingebracht. Diese betreffen die Stärkung der 

Gleichberechtigung von Mann und Frau sowie 

der Kinderrechte, das Recht auf informationel-

le Selbstbestimmung, die Aufhebung der Rege-

lungen zur Todesstrafe, die Aufnahme eines 

Staatszielbegriffs mit entsprechender Definiti-

on sowie die neuen Staatsziele stärkere Be-

rücksichtigung der Nachhaltigkeit, Förderung 

der Infrastruktur, Schutz und Förderung der 

Kultur, Schutz und Förderung des Ehrenamtes 

und des Sports, das Bekenntnis zur Europäi-

schen Integration, die Herabsetzung des Wähl-

barkeitsalters für den Landtag auf 18 Jahre, die 

elektronische Verkündung von Gesetzen und 

die Stärkung der Volksgesetzgebung sowie der 

Unabhängigkeit des Rechnungshofes. 

 

Das Präsidium hat Anfang 2018 nochmals be-

dauert, dass die von den drei kommunalen 

Spitzenverbänden vorgetragenen Änderungs-

wünsche zur Klarstellung und Ergänzung des 
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Konnexitätsprinzips keine Berücksichtigung 

gefunden haben. Es hat betont, dass es mit 

Sorge sieht, dass die Einführung weiterer 

Staatsziele und deren Umsetzung voraussicht-

lich zu Mehrkosten auf der kommunalen Ebe-

ne führen wird und das Land deshalb dazu 

aufgefordert, die erforderlichen Mittel bereit 

zu stellen. Zu den übrigen von der breiten 

Landtagsmehrheit vorgesehenen Änderungen 

konnte der Hessische Landkreistag hingegen 

seine Zustimmung erteilen. 

 

Bedauerlicherweise hat keine Fraktion auch nur 

eine der seitens der kommunalen Spitzenver-

bände gemeinsam erhobenen Forderungen zur 

Stärkung der Kommunen aufgegriffen, was 

sehr zu bedauern ist.  

 

 

Hessisches Datenschutzrecht und EU-

Datenschutzgrundverordnung 

 

In den zurückliegenden Monaten fand das In-

krafttreten der Europäischen Datenschutz-

grundverordnung in den Medien und in der Po-

litik sehr viel Resonanz. In Hessen hatten die 

Regierungsfraktionen Anfang 2018 einen Ge-

setzentwurf für ein Hessisches Gesetz zur An-

passung des Hessischen Datenschutzrechts an 

die Datenschutzgrundverordnung und zur In-

formationsfreiheit im Landtag eingebracht. 

Nach einem entsprechenden Anhörungsverfah-

ren trat das Gesetz zeitgleich mit der EU-

Verordnung am 25. Mai 2018 in Kraft. Es setzt 

ergänzend zum Bundesdatenschutzgesetz den 

aus der DSGVO folgenden Gesetzgebungsauf-

trag um und ergänzt und konkretisiert das hö-

herrangige Recht.  

 

Während die das Europarecht umsetzenden 

Regelungen des Gesetzentwurfs im Anhö-

rungsverfahren nach entsprechenden Rückmel-

dungen der Kreise keine Änderungen erforder-

ten, wurde in der schriftlichen und mündlichen 

Stellungnahme vor dem Innenausschuss des 

Landtages umfassend zu einem weiteren Punkt 

des Gesetzes Stellung genommen. So enthält 

das Gesetz nunmehr einen Anspruch auf In-

formationszugang gegenüber den Verwal-

tungsbehörden in Hessen. Im Anwendungsbe-

reich ist jedoch ausdrücklich ein Vorbehalt der 

Freiwilligkeit für die Landkreise, Städte und 

Gemeinden enthalten mit der Konsequenz, dass 

die kommunalen Gebietskörperschaften jeweils 

selbst darüber entscheiden können, ob sie eine 

kommunale Informationsfreiheitssatzung mit 

einer entsprechenden Regelung verabschieden 

oder nicht. Der Hessische Landkreistag hatte in 

der Vergangenheit wiederholt entsprechende 

Initiativen kritisiert und deshalb die Heraus-

nahme von einer verpflichtenden Einführung in 

dem neuen Hessischen Datenschutz- und Infor-

mationsfreiheitsgesetz ausdrücklich begrüßt.  

 

In den kommenden Monaten und Jahren dürfte 

es interessant sein, in welchen Landkreisen von 

der neuen gesetzlichen Möglichkeit Gebrauch 

gemacht wird.  

 

Zu den Fragen der Konsequenzen und der Um-

setzung des neuen Rechts hat das Hessische Mi-

nisterium des Innern und für Sport im April ei-

nen Arbeitskreis Datenschutz ins Leben gerufen, 

an dem neben den kommunalen Spitzenverbän-

den auch Fachleute aus den Landkreisen teil-

nehmen, um eine bestmögliche Berücksichti-

gung der kommunalen Interessen zu gewährleis-

ten.  

 

 

Kommunalrecht 

 

Teilnahme von Bediensteten bei Kreisaus-

schusssitzungen 

 

Die Gremien des Hessischen Landkreistages 

haben sich in den letzten zwei Jahren wieder-

holt mit der Frage des Umfangs der Nicht-

Öffentlichkeit von Kreisausschusssitzungen be-

fasst. Hintergrund war der Rechtsstreit eines eh-

renamtlichen Kreisbeigeordneten gegen den 

Kreisausschuss des Landkreises Marburg-

Biedenkopf. Dieser wehrte sich gegen die re-

gelmäßige Teilnahme von Fachdienstleitern 

und dem Pressereferenten sowie weiterer Be-

diensteter der Kreisverwaltung an den grund-

sätzlich nicht-öffentlichen Kreisausschusssit-

zungen. Zur Argumentation führte der Kreis-

beigeordnete aus, ihre Anwesenheit während 

der abschließenden Beratungen und Beschluss-

fassung verletzte den Grundsatz der Nichtöf-

fentlichkeit der Beratungen des Kreisausschus-

ses und hindere ihn an der offenen und unbe-

fangenen Beratung, Entscheidung und Abstim-

mung.  

 

Eine begleitende Umfrage hatte ergeben, dass 

die Praxis in den Landkreisen zwar unterschied-

lich ist, eine Anwesenheit von Mitarbeitern ins-

besondere mit Bündelungs- und Querschnitts-

funktionen jedoch häufig ist. Das Präsidium hat 
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bereits am 17. November 2016 einstimmig 

festgestellt, dass die Frage, ob und unter wel-

chen Voraussetzungen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter der Verwaltung an den regelmäßig 

nicht-öffentlichen Sitzungen des Kreisaus-

schusses teilnehmen dürfen, für alle hessischen 

Landkreise von Bedeutung ist. Darüber hinaus 

wurde dem Landkreis empfohlen, im Falle ei-

nes Unterliegens wegen der grundsätzlichen 

Bedeutung der Rechtsfrage in die nächste In-

stanz zu gehen.  

 

Das Verwaltungsgericht Gießen hatte mit Be-

schluss vom 1. Februar 2017 dem Antrag des 

ehrenamtlichen Kreisbeigeordneten weitge-

hend entsprochen und dem Landkreis im We-

ge der einstweiligen Anordnung untersagt, mit 

Ausnahme des gewählten Schriftführers und 

im Vertretungsfalle seines gewählten Stellver-

treters in den nicht-öffentlichen Sitzungen des 

Kreisausschusses Bedienstete der Kreisver-

waltung über die zeitliche Dauer ihres Sach-

vortrags zu einzelnen Tagesordnungspunkten 

und über die Klärung von Rückfragen hinaus 

an den Beratungen und Abstimmungen teil-

nehmen zu lassen. Bedauerlicherweise hatte 

der Hessische Verwaltungsgerichtshof am 19. 

Mai 2017 die hiergegen gerichtete Beschwer-

de des Landkreises zurückgewiesen. Der be-

troffene Landkreis betreibt seither das Haupt-

sacheverfahren. 

 

Um den bis zu einer endgültigen Entschei-

dung vergehenden Zeitraum und die in dieser 

Zeit bestehende rechtliche Unsicherheit zu 

vermeiden und um den Bedürfnissen der Pra-

xis Rechnung zu tragen, hat der Hessische 

Landkreistag gemeinsam mit den beiden 

Schwesterverbänden das Innenministerium 

davon überzeugen können, noch in der lau-

fenden Legislaturperiode des Landtages eine 

Klarstellung in der Hessischen Gemeinde-

ordnung einzubringen. Im Zusammenhang 

mit den zahlreichen Rechtsänderungen rund 

um die Einführung der „Hessenkasse“ konnte 

schließlich erreicht werden, dass in § 67 Ab-

satz 1 HGO eingefügt worden ist, dass der 

Vorsitzende Gemeindebedienstete zu den 

Sitzungen beiziehen kann. 

 

Die Rechtsänderung ist gemeinsam mit den 

meisten Regelungen zur „Hessenkasse“ Mitte 

Mai 2018 in Kraft getreten. 
 

 

 

Konferenz der Kreistagsvorsitzenden  

 

Die Konferenz der Kreistagsvorsitzenden un-

ternahm im Mai 2018 eine zweitägige Studien-

fahrt nach Brüssel, um einen aktuellen Ein-

blick in die politischen Debatten über die Zu-

kunft der Europäischen Union unmittelbar vor 

Ort zu erhalten.  

 

Das Europabüro des Deutschen Landkreistages 

informierte über landkreisrelevante EU-

Vorhaben. Es erfolgten Gespräche zum Stand 

der Beratungen der Taskforce, aktuelle Ent-

wicklungen im Bereich der europäischen Mig-

rationspolitik sowie die Regionalpolitik nach 

2020. Die Tagung endete mit einer Diskussion 

über die Zukunft der EU und dem Stand der 

Brexit-Verhandlungen. Abgerundet wurde die 

Tagung durch einen Empfang des Hessischen 

Europastaatssekretärs sowie den abendlichen 

Austausch mit hessischen Mitgliedern des Eu-

ropäischen Parlamentes sowie dem Büroleiter 

der Brüsselrepräsentanz des Deutschen Spar-

kassen- und Giroverbandes.  

 

Da keine Vertreter der Kreistage bei den In-

formationsveranstaltungen des Hessischen Fi-

nanzministeriums zur „Hessenkasse“ eingela-

den waren, hat die Geschäftsstelle die entspre-

chende Anregung aus den Reihen der Kreis-

tagsvorsitzenden aufgegriffen und im Dezem-

ber 2017 eine Sondersitzung zu diesem Thema, 

an der der Hessische Finanzminister Dr. 

Thomas Schäfer teilnahm, durchgeführt. Die 

Konferenz der Kreistagsvorsitzenden hat sich 

ansonsten auch im letzten Jahr mit aktuellen 

Themen und Herausforderungen bei der Arbeit 

der Kreistage befasst.  

 

 

Änderung wahlrechtlicher Vorschriften 

 

Im Rahmen einer Anhörung zu einem Verord-

nungsentwurf zur Änderung wahlrechtlicher 

Vorschriften konnte die Geschäftsstelle nach 

Auswertung der Rückmeldungen aus den 

Landkreisen die vom Ministerium vorgesehene 

Erhöhung des Erfrischungsgeldes für Wahlhel-

ferinnen und Wahlhelfer begrüßen. Dies wurde 

jedoch mit der Anregung verbunden, die Diffe-

renz in der Höhe zwischen verschiedenen Mit-

gliedern des Wahlvorstandes zu beheben, da 

sich diese in der Praxis als unsachgemäß ge-

zeigt hat. Bedauerlicherweise wurde diese so-
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wie weitere Anregungen vom Verordnungs-

geber nicht aufgegriffen. 

 

Die Verordnung ist im Juli 2018 veröffentlicht 

worden und in Kraft getreten. 

 

 

Interkommunale Zusammenarbeit von 

Landkreisen 

 

Am 30. Mai 2018 fand in Friedberg eine 

Fachtagung zum Thema „Interkommunale 

Zusammenarbeit von Landkreisen – Neue in-

novative Ansätze in Hessen“ statt. Ausrichter 

waren der Hessische Landkreistag und das 

Hessische Ministerium des Innern und für 

Sport in Kooperation mit dem Kompetenz-

zentrum für interkommunale Zusammenar-

beit. Es wurden das Kommunale Vergabezent-

rum im Kreis Groß-Gerau, das Kommunale 

Energieeffizienz-Netzwerk Oberhessen des 

Zweckverbandes Oberhessischer Versor-

gungsbetriebe, das Interkommunale Kreisar-

chiv Nordhessen sowie die Förderung der in-

terkommunalen Zusammenarbeit durch das 

Hessische Ministerium des Innern und für 

Sport vorgestellt.  

 

Ziel dieser Veranstaltung war, die vielseitigen 

Möglichkeiten der interkommunalen Zusam-

menarbeit sowie deren effektiven Nutzen bei 

der kommunalen Aufgabenwahrnehmung und 

mögliche Wege zur praktischen Umsetzung 

vorzustellen, dies veranschaulicht anhand von 

verschiedenen erfolgreichen Beispielen aus 

der Praxis. 

 

Aus den Reaktionen der Teilnehmenden wur-

de deutlich, dass diese wichtige Anregungen 

und Hinweise für die Arbeit in den Landkrei-

sen erhalten haben. 

 

 

Dienstrecht 

 

Zweites Dienstrechtsänderungsgesetz 

 

Im laufenden Jahr hatte der Hessische Land-

kreistag Gelegenheit zur Stellungnahme zu 

einem Gesetzentwurf der Regierungsfraktio-

nen für ein Zweites Dienstrechtsänderungsge-

setz. Die mit dem Gesetzentwurf verfolgte In-

tention der Verbesserung der Vereinbarkeit 

von Familie, Pflege und Beruf konnte nach 

Einbindung der Landkreise begrüßt werden. 

Änderungen zu einzelnen Detailregelungen 

wurden im Anhörungsverfahren vorgetragen, 

fanden jedoch bedauerlicherweise keine Be-

rücksichtigung.  

 

Dies gilt leider auch für die auf Anregung der 

kommunalen Versorgungskassen von den 

kommunalen Spitzenverbänden geforderte 

Klarstellung, dass die Kommunen ihre Festset-

zungsbefugnis auch auf andere Körperschaften 

des öffentlichen Rechts – und damit die Ver-

sorgungskassen – übertragen können, ohne 

dass dadurch eine Umsatzsteuerpflicht ent-

steht. Damit wäre es den Kommunen ermög-

licht worden, die Bearbeitung von Bezügen, 

Beihilfen und Versorgung in vollem Umfang 

auf Versorgungskassen, Landkreise oder ande-

re Körperschaften des öffentlichen Rechts zu 

übertragen, ohne dass das streitige Thema ei-

ner möglichen Umsatzsteuerpflicht erneut ent-

stehen würde. Hier wird zu gegebener Zeit die 

Forderung nach Klarstellung erneut erhoben 

werden müssen.  

 

 

Flüchtlinge und Integration 

 

Flüchtlinge und Integration 

 

Auch in diesem Berichtszeitraum waren der 

Bereich der Aufnahme und Unterbringung 

ausländischer Flüchtlinge sowie die Integrati-

on einer der Schwerpunktthemen des Refera-

tes. 

 

 

Verlauf der Stellenbesetzung in der Geschäfts-

stelle 

 

In der Geschäftsstelle des Hessischen Land-

kreistages wurde gemäß den vorher gefassten 

Beschlüssen der Verbandsgremien im vergan-

genen Jahr eine Stelle im Bereich Flüchtlinge 

und Asyl in Anbindung an das Referat Recht, 

Europa und Verfassung, zunächst befristet für 

2 Jahre, eingerichtet. Die Stelle wurde zum 

15. März 2017 besetzt. Von der Stelleninhabe-

rin wurde inzwischen ein Tätigkeitsbericht 

vorgelegt, der erste Ergebnisse des Aufbaus 

weiterer Strukturen auf Landkreisebene und 

der Umsetzung und Begleitung der fachlichen 

Themen beschreibt.  

 

Das Präsidium hat in der Sitzung am 15. Febru-

ar 2018 den Tätigkeitsbericht zur Kenntnis ge-
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nommen und einstimmig ausdrücklich die von 

der Stelleninhaberin im Jahr 2017 für den Hes-

sischen Landkreistag erbrachten Leistungen 

begrüßt. In Anknüpfung an diese Beschlussfas-

sung wurde zusammen mit fachkundigen Ver-

treterinnen und Vertretern aus den Verwaltun-

gen der weitere Bedarf für die Stelle über den 

14. März 2019 hinaus analysiert und hierbei 

festgestellt, dass die vielfältigen Aufgaben der 

Integration, neue ausländerrechtliche Regelun-

gen und auch die anstehende Evaluation des 

Landesaufnahmegesetzes weiterhin eine koor-

dinierende und die 21 Landkreise unterstützen-

de Stelle in der Geschäftsstelle des Hessischen 

Landkreistages als angebracht zeigen. In Ab-

stimmung mit dem Präsidenten, dem Landrat 

des abordnenden Main-Taunus-Kreises sowie 

der Stelleninhaberin wurde es daher als zielfüh-

rend und umsetzbar angesehen, die Stelle zu-

mindest zunächst um ein weiteres Jahr bis zum 

14. März 2020 zu verlängern. Eine entspre-

chende Beschlussfassung ist für die Mitglie-

derversammlung am 16. November 2018 in 

Fulda vorgesehen. 

 

 

Landesaufnahmegesetz 

 

Die kommunalen Spitzenverbände verhandel-

ten in dem vergangenen Jahr mit dem Land 

über das Landesaufnahmegesetz und damit 

verbunden die Erstattungen des Landes an 

die Gebietskörperschaften. Im August ver-

gangenen Jahres wurde ein Gesetzentwurf 

der Regierungskoalition vorgelegt. Darin 

wurde im Wesentlichen das Verhandlungser-

gebnis der kommunalen Spitzenverbände mit 

dem Land Hessen vom 24. Januar 2017 zur 

Erstattung der „großen“ und „kleinen“ Pau-

schale berücksichtigt. Zudem wurde eine 

Satzungsermächtigung aufgenommen. Die 

Geschäftsstelle hat eine entsprechende Stel-

lungnahme zum Gesetzentwurf vorbereitet 

und sie bei der mündlichen Anhörung vorge-

tragen.  

 

 

Zukunft der kleinen Pauschale 

 

Mit der Verabschiedung des Landesaufnah-

megesetzes wurde gemäß der gemeinsamen 

Verabredung mit den kommunalen Spitzen-

verbänden geregelt, dass die kleine Pauschale 

auf einen einheitlichen Betrag von 120,00 Eu-

ro für soziale Betreuung festgesetzt wird. Fer-

ner wurde festgehalten, dass die Regelung zur 

kleinen Pauschale für die Dauer der KdU-

Erstattung des Bundes gilt. Sobald der Bund 

die KdU-Erstattung nicht mehr vollständig 

übernimmt, erfolgt eine Anpassung. 

 

Der Hessische Landkreistag hat in einem 

Schreiben das Sozialministerium darauf hin-

gewiesen, dass im Falle einer Minderung der 

Bundesbeteiligung an den Kosten der Unter-

kunft (KdU) im SGB II ab dem Jahre 2019, 

rechtzeitig wieder Gespräche und Verhandlun-

gen über die Höhe der kleinen Pauschalen zwi-

schen den kommunalen Spitzenverbänden und 

dem Land Hessen aufzunehmen sind. In sei-

nem Antwortscheiben wies Staatsminister 

Grüttner darauf hin, dass im aktuellen Koaliti-

onsvertrag vereinbart sei, dass die Bundesbe-

teiligung für die KdU bis 2021 weiter sicher-

gestellt werden soll. Zudem soll die Integrati-

onsministerkonferenz alsbald Verhandlungen 

mit den Ländern aufnehmen, um die Beteili-

gung an den Integrationskosten über das Jahr 

2018 hinaus noch zu erweitern und bedarfsge-

recht auszubauen. Der Hessische Landkreistag 

wird sich hier weiterhin bei dem Land und dem 

Bund für eine angemessene Erstattung einset-

zen. 

 

 

Satzungsermächtigung und Gebührensatzung 

 

Mit der Verabschiedung des Landesaufnah-

megesetzes (LAG) wurde eine Satzungser-

mächtigung verabschiedet, die den Landkrei-

sen ermöglicht, kostendeckende Gebühren für 

die Unterkünfte für Flüchtlinge rückwirkend 

zum 1. Januar 2017 zu erheben. Eine Umfrage 

des HLT hatte zum Ergebnis, dass bis auf den 

Wetteraukreis alle Landkreise von der Sat-

zungsermächtigung gemäß dem Landesauf-

nahmegesetz Gebrauch machen und inzwi-

schen eine eigene Gebührensatzung erstellt 

haben. Die notwendigen Beschlüsse dazu in 

den Kreistagen sind im Laufe des ersten Halb-

jahres 2018 gefasst worden. Zusammenfas-

send kann man feststellen, dass die Landkrei-

se in den Gebührensatzungen grundsätzlich 

die Möglichkeit einer Gebührenermäßigung 

für mögliche “Selbstzahler“ aufgenommen 

haben. In einigen Fällen wird noch die Auf-

nahme von Härtefallklauseln geprüft. Weiter-

hin machen die Landkreise grundsätzlich von 

der Möglichkeit der rückwirkenden Gebüh-

renerhebung Gebrauch.  
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Wohnsitzauflage 

 

Der Hessische Landkreistag hat zum Thema 

Wohnsitzauflage und ihre Umsetzung in Hes-

sen am 30. November 2017 im Landratsamt 

des Landkreises Darmstadt-Dieburg eine 

Fachtagung durchgeführt. Dabei wurden die 

Gründe verdeutlicht, die letztendlich in den 

Verbandsgremien des Hessischen Landkreis-

tages für die Zustimmung zur Einführung ei-

ner landeseigenen Regelung gesprochen ha-

ben. Nämlich insbesondere die Versorgung 

mit angemessenem Wohnraum und damit die 

Stabilisierung von Regionen mit Bevölke-

rungsrückgängen. Weiterhin waren die 

gleichmäßigere Auslastung von Integrations-

maßnahmen in Ballungsgebieten und im länd-

lichen Raum und damit auch eine bessere 

Verteilung von Lasten und Nutzen der In-

tegration ausschlaggebend. In den Vorträgen 

wurde die Rechtsgrundlage für die Wohn-

sitzauflage, nämlich das Urteil des Europäi-

schen Gerichtshofes vom 1. März 2016, vor-

gestellt, sowie die Auswirkungen der Wohn-

sitzauflage auf das SGB thematisiert. Der Lei-

ter des Bereiches Sicherheit, Kommunales 

und Soziales der Regierung Unterfranken, 

konnte mit seinem Referat einen Blick auf die 

bayerische Regelung ermöglichen. Inzwischen 

wird eine mögliche Entfristung der Wohn-

sitzauflage vom Bundesinnenministerium ge-

prüft. Der Hessische Landkreistag hat dazu 

bereits in einem Artikel für die Zeitschrift 

“Der Landkreis“ zum Ausdruck gebracht, dass 

er sich für eine Verlängerung der Wohnsitzre-

gelung gemäß dem Integrationsgesetz aus-

spricht.  

 

 

Arbeitskreis Asyl  

 

Der Arbeitskreis Asyl des HLT mit seinen 

Facharbeitsgruppen hat im Berichtszeitraum 

mehrfach getagt, um die Fragestellungen in 

dem Bereich Asyl und Flüchtlinge mit der 

notwendigen fachlichen Tiefe zu beraten. Im 

Berichtszeitraum wurde insbesondere die 

Neufassung des Landesaufnahmegesetzes 

thematisiert. Weiterhin wurde in einem inten-

siven Austausch die Erstellung und Verab-

schiedung der Gebührensatzungen diskutiert, 

und dabei insbesondere der Aspekt der Härte-

fallregelungen und der Rückwirkung der Sat-

zungen. In einem fachlichen Austausch wur-

de zudem über das Für und Wider der Wohn-

sitzauflage beraten. Eine weitere Umfrage der 

Geschäftsstelle über die Verfahrensweise in 

den Landkreisen mit dem Familiennachzug 

konnte hilfreiche Erkenntnisse bringen. Inten-

siv wurde beispielsweise auch die Frage dis-

kutiert, ob wegen den geringer werdenden 

wöchentlichen Zuweisungszahlen von Flücht-

lingen in die Landkreise, der Turnus  in ganz 

Hessen auf einen zweiwöchentlichen Rhyth-

mus umgestellt werden kann. Nachdem das 

Ministerium und der RP hierzu auf Anfrage 

des HLT, bereits ihre Änderungsbereitschaft 

signalisierten, hatte schließlich die  Abfrage 

bei den Landkreisen zum Ergebnis, den der-

zeitigen wöchentlichen Rhythmus beizubehal-

ten, da eine Umstellung für die Mehrheit der 

Landkreise einen zu großen organisatorischen 

Aufwand bedeuten würde. Folgende weitere 

Umfragen wurden in den Arbeitskreisen und 

auch der Arbeitsgemeinschaft der Ausländer-

behörden durchgeführt: Stand der Flücht-

lingsbeiräte, Neufassung der Fördererrichtli-

nien Deutsch 4 you, Meldedatenübermitt-

lungsverordnung, Erlassentwurf: Optimierung 

Asylverfahren, Erlassentwurf: Mitwirkungs-

verstöße, Stellungnahme Staatliche Rück-

kehrberatung, Veränderung der Zuständigkei-

ten bei den Ausländerbehörden, Entfristung 

der Wohnsitzregelung. 

 

 

Familiennachzug und Versorgung mit Wohn-

raum 

 

Die Geschäftsstelle des Hessischen Landkreis-

tages hatte seit Sommer letzten Jahres wieder-

holt das Hessische Ministerium des Innern 

und für Sport um Klärung der Zuständigkeit 

für die Versorgung von Flüchtlingen mit 

Wohnraum sowohl im Falle der Anerkennung 

als auch im Rahmen des Familiennachzuges 

gebeten. In einem Antwortschreiben des In-

nenministeriums wurde die Auffassung des 

Hessischen Landkreistages sowie des Hessi-

schen Städtetages geteilt, dass die Frage der 

Beschaffung von Wohnraum nicht Aufgabe 

des SGB II- und XII-Trägers (und damit der 

Landkreise) sei. Es betont, dass es dem Hilfe-

bedürftigen obliegt, sich um eine Wohnung zu 

kümmern. Das Innenministerium erklärte al-

lerdings weiterhin, dass bei Vorhandensein 

eigener Wohnkapazitäten in den Landkreisen,  

Flüchtlinge dort unterzubringen seien. Erst 

wenn diese ausgeschöpft seien, lägen die Vo-

raussetzungen für das Obdachlosenrecht vor, 

und dies auch nur für eine kurzfristige Unter-
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bringung. Eine vollständige Klärung des 

Sachverhaltes konnte aus Sicht des Hessi-

schen Landkreistages somit nicht erreicht 

werden. Der Hessische Landkreistag verzich-

tete an dieser Stelle jedoch auf ein weiteres 

Nachhaken da davon ausgegangen wurde, 

dass das Ministerium nicht zu einer anderen 

Positionierung kommen werde.   

 

 

Steuerung des Familiennachzuges 

 

Der Hessische Landkreistag hat sich darüber 

hinaus mehrfach für ein geordnetes Verfahren 

zur Regelung des Familiennachzugs ausge-

sprochen, um insbesondere die Gesundheits-

untersuchungen sicherzustellen. Das Hessi-

sche Innenministerium informierte dazu in ei-

ner Stellungnahme, dass sich die Hessische 

Landesregierung im Rahmen der Novellierung 

des Infektionsschutzgesetzes erfolgreich für 

die Schaffung einer Rechtsgrundlage zur ge-

sundheitlichen Untersuchung nachziehender 

Familienangehöriger eingesetzt hat. Das Bun-

desministerium für Gesundheit ist nun er-

mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu-

stimmung des Bundesrates entsprechende 

ärztliche Untersuchungen festzulegen. Der 

Hessische Landkreistag wird sich hier weiter-

hin für eine Prüfung und Änderung des Ver-

fahrens einsetzen.  

 

 

Einbindung der Ausländerbehörden in die 

Verbandsarbeit 

 

Im vergangenen Jahr wurde mit Beschluss des 

Präsidiums der Gründung der „Arbeitsgemein-

schaft hessischer Kreisausländerbehörden“ zu-

gestimmt.  Neben vielen fachlichen Fragen, die 

bei den Sitzungen erörtert wurden, standen ins-

besondere das Rückkehrmanagement und des-

sen Umsetzung in den Ausländerbehörden im 

Focus. Inzwischen hat sich das Procedere der 

Rückführungsberatung in den Arbeitsalltag und 

damit in einen geschäftsmäßigen Ablauf der 

Ausländerbehörden integriert.  

 

Die Einführung der elektronischen Akte wurde 

in der Sitzung am 22. Mai 2018 besprochen. 

Die Umstellung auf die digitale Aktenführung 

wird von den Ausländerbehörden begrüßt, da 

dadurch die Zusammenarbeit mit anderen Be-

hörden am Beispiel der Rückführungen oder 

der Ausweisungen wesentlich erleichtert wird. 

Es gilt nun von Seiten des Landes, die Auslän-

derbehörden über die weiteren Verfahrensschrit-

te rechtzeitig zu informieren, um eine Anglei-

chung der digitalen Systeme zwischen diesen 

Schnittstellen zu erreichen. 

 

Ein weiterer Schwerpunkt der fachlichen Bera-

tungen war die Änderung der Zuständigkeits-

verordnung im Bereich der Ausweisungen und 

damit verbunden die “Hochzonung“ auf die 

Ebene der Regierungspräsidien. Mit dieser 

strukturellen Änderung wurde eine fast aus-

nahmslose Zuständigkeit der Regierungspräsidi-

en im Bereich der Durchsetzung der Ausreise-

pflicht (Abschiebungen etc.) verfolgt. Damit 

haben sich zudem die Gremien des Hessischen 

Landkreistages befasst und nach einem Ge-

spräch mit dem zuständigen Staatssekretär und 

einem intensiven Abwägungsprozess der Zu-

ständigkeitsverordnung zugestimmt.  

 

 

Digitalisierung des Asylverfahrens 

 

Die Hessische Zentrale für Datenverarbeitung 

(HZD) führt im Auftrag des Landes Hessen der-

zeit das Gesamtprojekt „Digitalisierung Asyl-

verfahren Hessen (DigitAH)“ durch mit dem 

Ziel, das Asylverfahren in Hessen insgesamt zu 

durchleuchten und die Verfahrensprozesse zu 

digitalisieren. In diesen Gesamtprozess sowie in 

die Teilprojekte sind die kommunalen Spitzen-

verbände eingebunden.  

 

Ein wichtiges Teilprojekt ist die Digitalisierung 

der Erstattungsleistungen des Landes nach dem 

LAG. Die Federführung hat dabei die HZD. Sie 

lädt das Land, die kommunalen Spitzenverbände 

und einige Gebietskörperschaften zu regelmäßi-

gen Sprint-Reviews ein, um über den Verfah-

rensstand zu informieren. Erklärtes Ziel ist es, 

nun flächendeckend für alle Gebietskörperschaf-

ten die Pauschalabrechnung für das 1. Quartal 

2019 in der Fachanwendung durchzuführen. 

Dazu fand eine Informationsveranstaltung mit 

den Vertretern des Hessischen Sozialministeri-

ums, den kommunalen Spitzenverbänden und 

den für das Asylbewerberleistungsgesetz zu-

ständigen Amtsleitungen am 8. Mai 2018 statt. 

Auf Betreiben des Hessischen Landkreistages 

fand in der darauffolgenden Woche ein Fachge-

spräch mit Vertretern aller Landkreise und Ver-

tretern des Hessischen Sozialministeriums zur 

Abrechnung der Pauschalen im Regierungsprä-

sidium Darmstadt statt. Hierbei konnten drän-

gende Fragen zur Erstellung der Personenliste 
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gemäß den Vorgaben des Landes Hessens an-

gesprochen und geklärt werden. Das Präsidium 

hat in seiner Sitzung am 14. Juni 2018 über die 

Umstellung der manuellen Abrechnung der 

Pauschalen auf die digitalisierte Verfahrens-

weise im Rahmen des Projektes DigitAH bera-

ten und dieser zugestimmt.  

 

Die elektronische Akte ist zudem ein wichtiges 

Thema, welches die Ausländerbehörden auf 

Landkreisebene, die Regierungspräsidien und 

die Ministerien gleichermaßen betrifft. Es wird 

eine der Herausforderungen der Zukunft sein, 

eine Harmonisierung der unterschiedlichen 

Fachanwendungen zu erreichen. Aktuell sind 

die kommunalen Ausländerbehörden mit den 

Personalisierungsinfrastruktur-Komponenten 

(PIK) ausgestattet, um dort künftig neben Asyl-

suchenden auch unerlaubt aufhältige bzw. ille-

gal eingereiste Personen und unbegleitete min-

derjährige Flüchtlinge registrieren zu können.  

 

Zudem wurde eine Rechtsgrundlage geschaf-

fen, welche die für die Durchführung des 

AsylbLG zuständigen Leistungsbehörden er-

mächtigt, bei bestehenden Zweifeln an der 

Identität eines Leistungsbegehrenden Finger-

abdrücke abzunehmen und mit den dazu im 

Ausländerzentralregister (AZR) gespeicherten 

Daten abzugleichen (FAST-ID). In den Prozess 

der Ausstattung und Nutzung dieser Fingerab-

druckscanner ist die Geschäftsstelle des HLT 

zudem eingebunden.  

 

 

Fachtagung Lebenswelt geflüchteter Frauen 

 

Die Tagung des Hessischen Landkreistages 

am 21. Juni 2018 in Hofheim am Taunus hatte 

die Lebenswelten der weiblichen Flüchtlinge 

in den Mittelpunkt der Vorträge und der Dis-

kussionen gestellt, da diese in der Regel in der 

öffentlichen und politischen Debatte wenig 

vorkommen. Auch in den Integrationskursen 

und bei der Vermittlung in den Arbeitsmarkt 

spielen sie eine geringere Rolle. Die Tagung 

richtete deshalb den Fokus auf die Vorausset-

zungen, Einstellungen und Ambitionen der 

geflüchteten Frauen. Thematisiert wurde da-

bei insbesondere der schwierige Zugang für 

die Frauen zu den Kursen. Wenn sie den Ein-

stieg in den Kurs geschafft haben, können sie 

diesen in der Regel auch erfolgreich abschlie-

ßen.  

 

 

Projekt zur Ermittlung der Gesamtausgaben 

bei der Aufnahme von Flüchtlingen 

 

Im vergangenen Jahr wurde im Zusammen-

hang mit dem Kennzahlenvergleich der hessi-

schen Landkreise Interesse daran geäußert, die 

kommunalen Gesamtausgaben bei der Auf-

nahme von Flüchtlingen zu beziffern. Dazu lag 

ein Angebot der Firma con_sens zur Ermitt-

lung der Gesamtausgaben vor. Nach den Bera-

tungen in dem Arbeitskreis Asyl und den Ver-

bandsgremien haben sich im Berichtszeitraum 

der Lahn-Dill-Kreis, der Landkreis Hersfeld-

Rotenburg, der Wetteraukreis und der Main-

Kinzig-Kreis entschlossen, an dem Projekt 

teilzunehmen. Die Koordination hat der HLT 

übernommen. Die hessischen Landkreise kön-

nen die Ermittlungsergebnisse als Basis für 

weitere politische Diskussionen über die Fi-

nanzierung der Leistungen nutzen. Zudem un-

terstützen diese Erkenntnisse auch den Ver-

handlungsprozess der kommunalen Spitzen-

verbände mit dem Land Hessen über die weite-

ren zusätzlichen Integrationskosten, die mit 

den Erstattungen des Landes (Pauschalen) 

nicht berücksichtigt werden.  

 

 

Ankunftszentrum Gießen 

 

Gemeinsam mit dem Arbeitskreis Asyl hat die 

Geschäftsstelle des Hessischen Landkreista-

ges einen Termin in dem Hessischen Ankunft-

szentrum (AKZ) in Gießen vorbereitet und 

durchgeführt. An dem Termin nahmen der 

Regierungspräsident, Dr. Christoph Ullrich, 

und der zuständige Abteilungsleiter, Ralf 

Stettner, sowie der Direktor der Hessischen 

Landkreistages, Prof. Dr. Hilligardt, teil. 

Wertvolle Erkenntnisse konnten über den ge-

samten Ablauf der Zuweisungen gewonnen 

und die Kooperation vertieft werden.  

 

 

Öffentliche Sicherheit und Ordnung 

 

Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes 

 

Das Prostituiertenschutzgesetz des Bundes ist 

bereits zum 1. Juli 2017 in Kraft getreten. 

Während die Fragen der gesundheitlichen Be-

ratung der Prostituierten vom Hessischen Mi-

nisterium für Soziales und Integration bereits 

im vergangenen Jahr zügig in die Zuständig-

keit der Gesundheitsämter verwiesen worden 
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war, gab es lange Zeit Unklarheit und Mei-

nungsdifferenzen hinsichtlich der Frage der 

sonstigen Verantwortlichkeiten. Hierunter fal-

len etwa die Anmeldungen der Prostituierten, 

aber insbesondere die erforderlichen Geneh-

migungen von Betreibern entsprechender 

Herbergen und Einrichtungen. Hier hatte das 

Ministerium sehr früh die Auffassung vertre-

ten, dass über die Gesundheitsberatung hinaus 

sämtliche Zuständigkeiten in den Bereich des 

Hessischen Gesetzes über die Sicherheit und 

Ordnung und damit in den Verantwortungsbe-

reich der Gefahrenabwehrbehörden fallen. 

Aufgaben der Gefahrenabwehr wären dann 

grundsätzlich Aufgaben der allgemeinen 

Verwaltung, für die die Städte und Gemein-

den unmittelbar zuständig wären. Eine Zu-

ständigkeit der Landräte ergebe sich dann le-

diglich in ihrer Funktion als Aufsichts- bzw. 

nächst höherer Behörde im Widerspruchsver-

fahren.  

 

Trotz mehrerer klarstellender Hinweise des 

Hessischen Ministeriums für Soziales und In-

tegration hatte der Hessische Städte- und Ge-

meindebund vehement eine Zuständigkeit der 

kreisangehörigen Kommunen negiert. Ein im 

Dezember 2017 vorgelegter Verordnungsent-

wurf zur Bestimmung von Zuständigkeiten für 

den Vollzug des Prostituiertenschutzgesetzes 

sah deshalb die Klarstellung dahingehend vor, 

dass die Zuständigkeiten in entsprechender 

Anlehnung an das Versammlungsrecht grund-

sätzlich bei den Kommunen als allgemeine 

Ordnungsbehörden liegen, für kreisangehörige 

Städte und Gemeinden mit weniger als 7.500 

Einwohnern jedoch eine Zuständigkeit des 

Landrates als Kreisordnungsbehörden besteht. 

Bedauerlicherweise hat der Verordnungsgeber 

noch während der laufenden Beratungen in 

den Verbandsgremien die Verordnung nach 

Setzung einer verkürzten Anhörungsfrist von 

lediglich drei Wochen unverändert in Kraft 

gesetzt.  

 

Da die gespaltene Zuständigkeit der kreisan-

gehörigen Städte und Gemeinden – originäre 

Zuständigkeit bei Kommunen mit über 7.500 

Einwohnern, ansonsten eine Zuständigkeit des 

Landkreises – von allen kommunalen Spit-

zenverbänden als unsachgemäß und nicht 

nachvollziehbar angesehen wurde, wurde im 

April des Jahres ein erneuter Vorstoß an den 

Hessischen Minister für Soziales und Integra-

tion unternommen, der allerdings auch unge-

hört blieb. Zur Begründung der Initiative 

wurde insbesondere die Bündelung des Fach-

wissens auf der Landkreisebene, die Verbin-

dung mit der gesundheitlichen Beratung, das 

bereits für die Aufgabenwahrnehmung für 

Gemeinden mit unter 7.500 Einwohnern vor-

handene Personal sowie die Einheitlichkeit der 

Verwaltung angeführt.  

 

Vor dem Hintergrund der unverändert unein-

heitlichen Zuständigkeiten laufen aktuell die 

Verhandlungen zwischen Landkreisen, Städten 

und Gemeinden mit dem Ziel der gemeinsa-

men Aufgabenwahrnehmung bzw. der Über-

tragung auf den jeweiligen Landkreis.  

 

 

Brand- und Katastrophenschutz  

 

Änderung des HBKG: Neuregelung bei der 

Ausrufung des Katastrophenfalles 

 

Die Verbandsgremien mussten sich bereits seit 

Herbst 2017 intensiv mit einer Initiative der 

Landesregierung zur Änderung des Hessischen 

Brand- und Katastrophenschutzgesetzes be-

schäftigen. Hauptstreitpunkt war und ist die in 

§ 34 HBKG vorgesehene Änderung bei der 

Feststellung des Katastrophenfalles. 

 

Während diese nach bisher geltendem Recht 

die untere Katastrophenschutzbehörde – sprich 

der Landrat – ausruft, sieht das Innenministeri-

um das vorherige Erzielen des Einvernehmens 

mit der obersten Katastrophenschutzbehörde 

und damit dem Ministerium vor. Diese Ände-

rung wurde sowohl im ministeriellen als auch 

im Landtagsanhörungsverfahren strikt zurück-

gewiesen. Weder wird die Notwendigkeit einer 

Änderung gesehen, da die bisherige Regelung 

in der Praxis gut funktioniert und sich deshalb 

bewährt hat. Auch gibt es keine vergleichbare 

Regelung in anderen Bundesländern. Darüber 

hinaus wurde betont, dass die Regelung nicht 

praktikabel und zweckwidrig ist. Sie wider-

spricht den gesetzlich zugewiesenen Verant-

wortungsbereichen, weil die Verantwortung im 

Katastrophenfall rechtlich und politisch beim 

Landrat als untere Katastrophenschutzbehörde 

verortet ist. Weiterhin sind wesentliche Verzö-

gerungen durch die Konsultierung einer Stelle, 

die mit den örtlichen Begebenheiten des Ein-

zelfalls weniger vertraut ist, nicht ausgeschlos-

sen. Die Änderung ist auch nicht erforderlich, 

weil bereits nach geltender Rechtslage eine 

Unterrichtungspflicht der unteren Katastro-
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phenschutzbehörde und damit die Möglichkeit 

für die Aufsichtsbehörde besteht, im Einzel-

fall die Zuständigkeit an sich zu ziehen. 

 

Aufgrund der massiven Kritik auch von den 

kommunalen Spitzenverbänden und dem Lan-

desfeuerwehrverband Hessen haben die Frak-

tionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN im August einen Änderungsantrag 

vorgelegt. Nach diesem soll zwar nach wie 

vor der Katastrophenfall im Einvernehmen 

mit dem Ministerium festgestellt werden, bei 

Gefahr im Verzug ist jedoch eine gesonderte 

Regelung vorgesehen, nach der die untere Ka-

tastrophenschutzbehörde den Eintritt des Ka-

tastrophenfalles auch ohne Beteiligung der 

obersten Katastrophenschutzbehörde feststel-

len kann und diese lediglich – wie nach bishe-

riger Rechtslage – zu informieren hat.  

 

Letztendlich hat der Landtag in seiner August-

Sitzung dem so abgeänderten Gesetzentwurf 

zugestimmt. 

 

 

Sonstige Verfahren 

 

Neben der Stellungnahme zum HBKG konnte 

die Geschäftsstelle im vergangenen Jahr, zu-

meist in enger Kooperation mit der AG der 

Kreisbrandinspektoren, inhaltliche Stellung-

nahmen zu zahlreichen weiteren Vorhaben im 

Bereich Brand- und Katastrophenschutz abge-

ben. So konnten inhaltliche Anregungen etwa 

zum Sonderschutzplan landesweite und län-

derübergreifende Hilfe, dem Erlass zur Aus-

schreibung der Hessischen Feuerwehrleis-

tungsübung sowie dem Erlass zum Erwerb des 

Hessischen Feuerwehrleistungsabzeichen und 

weiteren Vorhaben abgegeben werden. 

 

Besonders hervorzuheben im Berichtszeit-

raum ist die Stellungnahme zum Sonder-

schutzplan Betreuungsdienst, der zum 

01.07.2018 vom Hessischen Ministerium des 

Innern und für Sport in Kraft gesetzt worden 

ist. Zwar ist dem ein umfangreiches Beteili-

gungs- und Anhörungsverfahren voraus ge-

gangen, dennoch blieben zahlreiche Fragen 

offen. So wird abzuwarten sein, welche im 

Vorfeld erwarteten Mehraufwendungen bei 

den Landkreisen, etwa für die Planung der 

vorbereitenden Maßnahmen, für zusätzlich 

vorzuhaltendes Material bei den verschiede-

nen Betreuungsplätzen und an anderer Stelle 

anfallen werden. Auch wurde die vom Ministe-

rium vorgesehene Durchführung von Preisab-

fragen und ähnlichen Maßnahmen im Rahmen 

der Vorplanung als nicht sinnvoll angesehen, 

da bei der Einrichtung von Betreuungsplätzen 

regelmäßig schnelle Auftragsvergaben erfol-

gen müssen. Der Verband wird hier in den 

kommenden Monaten und Jahren die Umset-

zung in der Praxis beobachten und bei Bedarf 

Nachbesserung und insbesondere einen Aus-

gleich der entstehenden Kosten beim Land 

anmahnen. 

 

 

Fachgespräch mit dem Landespolizeipräsiden-

ten 

 

Die Einbindung der kommunalen Spitzenver-

bände unter Beachtung der Vorschriften sowie 

des Sinns und Zwecks des Beteiligungsgeset-

zes im Bereich des Brand- und Katastrophen-

schutzes des Hessischen Ministeriums des In-

nern und für Sport gestaltete sich im Berichts-

zeitraum und im Vorjahr zunehmend proble-

matisch. Aktuelle Beispiele waren die Einfüh-

rung des Projektes „MoWaS“ sowie die Aus-

dehnung des Warnsystems KATWARN auf 

die Polizeibehörden.  

 

Auch ist bei Sitzungen der Arbeitsgemein-

schaft der Kreisbrandinspektoren deutlich ge-

worden, dass der fachliche Austausch zwi-

schen den polizeilichen und nichtpolizeilichen 

Behörden mit Sicherheitsaufgaben dringend 

verbessert und vertieft werden sollte. So wurde 

das Nebeneinander und die unzureichende 

Einbindung und Information in verschiedenen 

Bereichen thematisiert und kritisiert. Um zu 

einer Verbesserung in diesem Bereich zu 

kommen, hatte die Geschäftsstelle zu einem 

ersten Gespräch mit dem Hessischen Landes-

polizeipräsidenten Udo Münch im Januar 2018 

eingeladen.  

 

Der fachliche Austausch führte zu einer Ver-

ständigung darüber, bei der Warnung der Be-

völkerung mittels elektronischer Warnsysteme 

(KATWARN) die Nutzung eines gemeinsamen 

Systems als dringend erforderlich anzusehen. 

Im Bereich des Polizeinotrufs sowie der Ret-

tungsdienstleitstellen sollen Standardfragen 

abgestimmt und die Weiterleitung von Notru-

fen verbessert werden. Zur Verbesserung der 

Verständigung sowie des Austausches ist ein 

gegenseitiger Dialog und gegenseitige Fortbil-
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dung vereinbart worden. Darüber hinaus ist 

ein regelmäßiger, ebenen-spezifischer Aus-

tausch zwischen Polizei und Feuerwehr sowie 

der nichtpolizeilichen Behörden der Gefah-

renabwehr begrüßt worden und vom Landes-

polizeipräsidenten bereits mit den Polizeiprä-

sidenten besprochen worden. Ferner kam es 

zu Verabredungen hinsichtlich der Bereitstel-

lung von Rettungswagen bei planbaren Ein-

satzlagen, einem Pilotprojekt zur Ahndung 

von Verkehrsverstößen bei der Bildung von 

Rettungsgassen, der Abstimmung von Einsät-

zen bei Gewaltlagen sowie der angekündigten 

Zurverfügungstellung von Karten im Bereich 

der Digitalfunknetze. 

 

Weitere Fachgespräche sind vorgesehen. 

 

 

Sonstige Gesetzgebungsverfahren  

 

Gesetz über die Metropolregion Frank-

furt/Rhein-Main 

 

Vor dem Hintergrund der Befristung bis Ende 

2019 hatte das Hessische Ministerium des In-

nern und für Sport bereits im Frühjahr 2017 

die Evaluierung des Gesetzes über die Metro-

polregion Frankfurt/Rhein-Main begonnen.  

 

Bedauerlicherweise wurden die im ministeri-

ellen Anhörungsverfahren vorgetragenen An-

regungen und Forderungen des Verbandes in 

dem nachfolgenden Gesetzentwurf der Regie-

rungsfraktionen nicht berücksichtigt. Zwar 

konnte die vorgesehene Verlängerung der 

zeitlichen Geltung um weitere 10 Jahre eben-

so begrüßt werden wie die Erweiterung der 

Aufgabenfelder zur Weiterentwicklung der 

auf Freiwilligkeit basierenden interkommuna-

len Zusammenarbeit. Allerdings fanden in 

dem Änderungsentwurf wesentliche bereits 

wiederholt vorgebrachte Kritikpunkte aus dem 

Evaluierungsverfahren des ursprünglichen 

Gesetzes keine Berücksichtigung. Nach wie 

vor beinhaltet das Gesetz die Möglichkeit sei-

tens des Landes zur Bildung eines Pflichtver-

bandes, was dem Grundsatz der kommunalen 

Selbstverwaltung und dem Zweck des Geset-

zes, namentlich der Förderung der freiwilligen 

kommunalen Zusammenarbeit zuwiderläuft. 

Aus den Reihen der Landkreise, deren Gebiet 

durch den bisherigen Anwendungsbereich des 

Gesetzes aufgeteilt wird in zugehörige und 

nichtzugehörige Städte und Gemeinden, wur-

de wiederholt darauf hingewiesen, dass damit 

die einheitliche Entwicklung der Landkreise 

verhindert wird. Vielmehr wurde angeregt, alle 

kreisangehörigen Städte und Gemeinden der 

betroffenen Landkreise in den Regionalver-

band aufzunehmen.  

 

Demzufolge hat die über den Innenausschuss 

abgegebene Stellungnahme diese Kritikpunkte 

aufgegriffen. Bedauerlicherweise hat der Ge-

setzgeber in seiner August-Plenumsitzung das 

Gesetz verabschiedet, ohne die Änderungs-

wünsche des Landkreistages aufzugreifen. 

 

 

Sport und Ehrenamt 

 

Sportförderung und Sportentwicklung 

 

Schwerpunkt der Beratungen in der Arbeits-

gemeinschaft der Sportamtsleitungen von Hes-

sischem Landkreistag und Hessischem Städte-

tag sowie in den verschiedenen Gremien des 

Landessportbundes, in denen die Geschäfts-

stelle vertreten ist, war in den vergangenen 12 

Monaten zunächst die Vereinfachung und 

Konzentration der Sportförderung auf Landes-

ebene. So fanden mehrere Gespräche mit den 

fachlich zuständigen Kollegen der Sportabtei-

lung des Innenministeriums statt mit dem Ziel, 

unterschiedliche Förderprogramme des Landes 

möglichst transparent zu gestalten, die Förder-

voraussetzungen soweit möglich anzupassen 

und die Programme zu optimieren. Aktuell 

prüfen die Vertreter des Landes intern, welche 

Möglichkeiten dort gesehen werden und in wie 

weit im einzelnen Anforderungen etwa des 

Landesrechnungshofes oder der Landeshaus-

haltsordnung dem entgegenstehen. Auch der 

Bereich der Sportentwicklung und hierbei ins-

besondere der Sportentwicklungsplanung stan-

den im Fokus der verschiedenen Gremien auf 

Arbeitsebene. Ferner fand ein reger Austausch 

über die vom Landessportbund gemeinsam mit 

den kommunalen Spitzenverbänden durchge-

führte Erhebung zur Kooperation zwischen 

Sportkreis und jeweiligen Sportverwaltung 

statt.  

 

 

Regionale Veranstaltungen zur Vernetzung des 

Ehrenamtes in der Flüchtlingsarbeit  

 

Die Fachtagungsreihe wird gemeinsam mit der 

Landesehrenamtsagentur, dem Hessischen 
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Städtetag und dem Hessischen Landkreistag 

sowie weiteren Akteuren aus den Reihen der 

Wohlfahrtsverbände vorbereitet. Die Themen 

im Berichtszeitraum waren: Umgang mit 

Rechtspopulismus und Rassismus gegenüber 

Geflüchteten; Die vierte Gewalt: positive Öf-

fentlichkeitsarbeit; Gesellschaft gemeinsam 

gestalten; Partizipation als Chance; Zwischen 

Inklusion und Exklusion; Ambivalenzen der 

aktuelle Migrationspolitik und ihre Wirkun-

gen. Insgesamt fanden 12 Veranstaltungen zu 

den o. g. Themen mit insgesamt 510 Teilneh-

merinnen und Teilnehmern in Hessen statt. 

Der Hessische Landkreistag unterstützt die 

Anstrengungen und Bemühungen, das Ehren-

amt in Hessen auch mit diesen Veranstaltun-

gen voranzutreiben und eine Anerkennungs-

kultur im Land zu installieren.  

 

 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit  

 

Forderungen an den Hessischen Landtag 

 

Die drei kommunalen Spitzenverbände, Hes-

sischer Städtetag, Hessischer Städte- und Ge-

meindebund und Hessischer Landkreistag, 

haben im August 2018 die gemeinsamen 

„Forderungen der kommunalen Spitzenver-

bände an den 20. Hessischen Landtag und die 

Landesregierung für die Jahre 2019 bis 2024“ 

im Rahmen einer Landespressekonferenz der 

Öffentlichkeit vorgestellt.  

 

In insgesamt 17 Kernforderungen werden die 

nach Ansicht der kommunalen Gebietskörper-

schaften maßgeblichen Forderungen und Er-

wartungen an die Landespolitik zu den zentra-

len Fragen zusammengefasst. Die Verbände 

betonen, dass der Alltag der über 6 Mio. Men-

schen in Hessen von den vorgehaltenen Struk-

turen und Infrastrukturen geprägt wird und die 

maßgeblichen aktuellen Fragestellungen etwa 

im Bereich des demografischen Wandels und 

der Integration unmittelbar auf der örtlichen 

Ebene relevant sind. So gestalten die Städte, 

Gemeinden und Landkreise nahezu alle we-

sentlichen Politikbereiche vom Arbeitsmarkt 

über die Gesundheitsversorgung, Schule und 

Kindergärten bis hin zur Wohnungsversor-

gung im direkten Miteinander mit den Men-

schen vor Ort. Auch wird hervorgehoben, dass 

es hierbei keine Rolle spielen darf, ob die 

Menschen im Ballungsraum oder in ländli-

chen Räumen leben. 

Hierauf aufbauend, betonen die drei Spitzen-

verbände ihre Erwartung, dass sich Landtag 

und Landesregierung mit den Städten, Ge-

meinden und Landkreisen in einer Partner-

schaft auf Augenhöhe gegenübertreten müssen. 

Auch wird das Land an seine finanzielle Ver-

antwortung für gesunde Kommunalfinanzen 

und insbesondere die Beachtung des Konnexi-

tätsprinzips erinnert. Die weiteren Forderungen 

betreffen insbesondere aber nicht ausschließ-

lich die Bereiche Kinderbetreuung, Schulver-

sorgung, Inklusion sowie die für die hessischen 

Landkreise besonders wichtigen Themenfelder 

der Digitalisierung an Schulen, Mobilität, 

Umwelt und Energie sowie gesundheitliche 

Versorgung der Bevölkerung. Es bleibt abzu-

warten, in wie weit diese Forderungen in der 

neuen Legislaturperiode aufgegriffen und um-

gesetzt werden. 

 

 

Broschüre zum 70-jährigen Bestehen des Hes-

sischen Landkreistages  

 

Am 21. Oktober 1948 tagte die Arbeitsgemein-

schaft hessischer Landkreise in Groß-Umstadt 

und fasste den Beschluss dem Verband eine 

überarbeitete Satzung zu geben und ihn Hessi-

scher Landkreistag zu nennen. 

 

Dies war vor 10 Jahren der Anlass, das 60-

jährige Bestehen des hessischen Landkreista-

ges mit einer entsprechenden Veranstaltung 

sowie einer Festschrift zu begehen. Das 70-

jährige Jubiläum soll lediglich in einem klei-

nen Rahmen im Umfeld der diesjährigen Mit-

gliederversammlung im November gefeiert 

werden. Hierzu wird eine Broschüre erarbeitet, 

die neben Strukturdaten und -informationen zu 

den Landkreisen und dem Hessischen Land-

kreistag und den rechtliche Rahmenbedingun-

gen vor allem verständlich darstellen soll, wel-

che Angebote und Dienstleistungen die Land-

kreise für die Menschen in Hessen auch aktuell 

anbieten. Darüber hinaus soll die Funktion des 

Verbandes erläutert und ausgewählte Zukunfts-

themen, die gemeinsam in den Fokus genom-

men und bearbeitet werden sollen, Bestandteil 

der Broschüre sein. Insbesondere durch die 

Beantwortung der Frage, was Landkreise für 

die Menschen machen, soll plakativ verdeut-

licht werden, in welchen täglichen Lebensla-

gen die Landkreise Bedeutung für die Bürge-

rinnen und Bürger haben.  
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Die Publikation wird in einer voraussichtli-

chen Auflage von 5.000 Exemplaren erschei-

nen.  

 
 

3. Arbeit, Soziales, Senioren, Ju-

gend, Familie und Beschäfti-

gungsförderung 
 

 

Dualer Studiengang BASS - Soziale Siche-

rung, Inklusion, Verwaltung (B. A.)  

 

Der duale Studiengang BASS wurde im Jahre 

2010 zwischen der Hochschule Fulda, den 

Kommunalen Jobcentern (KJC) und unter Be-

teiligung des HLT gemeinsam und speziell für 

die Erfordernisse des Fallmanagements im 

SGB II konzipiert. Zum Wintersemester 

2018/19 konnten 26 dual Studierende begrüßt 

werden. 

 

Im Jahr 2018 lief der seit 2010 bestehende 

Kooperationsvertrag zur Durchführung des 

Studiengangs aus. Um dessen Weiterführung 

zu gewährleisten, handelten der Landkreis 

Fulda und der HLT mit der Hochschule Fulda 

in der ersten Jahreshälfte 2018 einen entspre-

chenden Anschlussvertrag aus. Neben redak-

tionellen Anpassungen begründen sich die 

wesentlichen Änderungen zum bisherigen 

Vertrag in der Anzahl an künftigen Studien-

plätzen sowie der entsprechenden Finanzie-

rung. Wie der bisherige, wurde auch der neue 

Kooperationsvertrag stellvertretend für die 

KJC durch den Landkreis Fulda unterzeichnet. 

Der Gemeinsame Ausschuss der hessischen 

Kommunalen Jobcenter begrüßte in seiner 

Sitzung am 24.5.2018 einstimmig den neuen 

Kooperationsvertrag und dessen Unterzeich-

nung. 

 

Um die Implementierung des Studiengangs 

bei den Anstellungsträgern zu beschreiben, 

wurde über den HLT ein entsprechender Leit-

faden erstellt. Im Jahr 2018 aktualisierte eine 

gemeinsame Arbeitsgruppe aus den am Studi-

engang beteiligten Akteuren unter Federfüh-

rung des HLT diesen Leitfaden. Darüber hin-

aus steht der HLT fortwährend für die auf-

kommenden praktischen Fragen im Zusam-

menhang mit der Durchführung des Studien-

gangs vor Ort zur Verfügung. Alle Anfragen 

werden durch den HLT aufgegriffen. Sie wer-

den im Rahmen einer Abfrage von allen am 

Studiengang beteiligten Trägern eruiert und 

diesen im Anschluss aufbereitet zur Verfügung 

gestellt. 

 

Weiter begleitet der HLT den Studiengang 

BASS durch die jährliche Koordinierung der 

zur Verfügung stehenden dualen Studienplätze. 

Diese Koordinierungsarbeit gestaltet sich in 

Form von Werbung, Bedarfsabfrage, Platzver-

teilung und Unterstützung der Akteure im je-

weiligen Besetzungsverfahren. Ebenfalls tritt 

der HLT als Schnittstelle und Ansprechpartner 

bei Belangen zum Studiengang zwischen den 

KJC, potentiellen Studierenden, dem Landkreis 

Fulda und der Hochschule Fulda auf. 

 

 

„Ausbildungs- und Qualifizierungsbudget“ 

des Landes Hessen für die Kommunalen 

Jobcenter 

 

Im Rahmen der hessischen Landesförderung 

stellte das Hessische Ministerium für Soziales 

und Integration (HMSI) dem HLT im Jahr 

2018 für die Öffentlichkeits-, Vernetzungs- 

und Informationsarbeit der KJC aus dem 

„Ausbildungs- und Qualifizierungsbudget“ 

(AQB) 30.000 € als Sachleistungsmittel zur 

Verfügung.  

 

Insbesondere werden damit die Domainkosten 

des gemeinsamen Internetauftritts der KJC 

www.kjc-hessen.de übernommen. Zudem kön-

nen Fachveranstaltungen wie zum Beispiel 

SGB II-Fachtagungen der KJC, der Fachtag für 

die Beauftragten für Chancengleichheit in den 

KJC, SGB II-themenbezogene Workshops so-

wie einschlägige Fortbildungs- und Vernet-

zungsformate der KJC eine finanzielle Unter-

stützung erfahren. Diese Mittel werden durch 

den HLT beantragt und vollumfänglich ver-

waltet. 

 

 

Fachtag für die Beschäftigten der Kommu-

nalen Jobcenter in Hessen „Es geht um 

mich“ 

 

Gemäß dem Titel „Es geht um mich“ fand am 

14.3.2018 in Fulda ein Fachtag für die Mitar-

beitenden der KJC statt. Mit ihrer Arbeit tragen 

sie einen erheblichen Teil zum gesellschaftli-

chen Frieden bei, indem sie Existenzsicherung 

http://www.kjc-hessen.de/
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gewährleisten und weitere existenzsichernde 

Hilfen anbieten. 

 

Die Themenschwerpunkte des Fachtags wur-

den bewusst mit Blick auf die Herausforde-

rungen der alltäglichen Aufgaben der KJC 

ausgesucht. Den rund 370 Teilnehmenden 

konnten die Themen Supervision und 

Coaching, Betriebliches Gesundheitsma-

nagement, Arbeit der Kommunalen Jobcenter 

in der digitalen Welt, Psychische Belastung 

am Arbeitsplatz, gesunde Führung, Kultur und 

Werte der Jobcenter und Umgang mit psy-

chisch kranken Klienten angeboten werden. 

Den Tagesausklang bildete ein „Poetic Recor-

ding“ über den gesamten Tagesverlauf. 

 

An einer Online-Umfrage im Nachgang der 

Veranstaltung haben sich über 200 Beschäf-

tigte aus den KJC beteiligt. Im Ergebnis fan-

den die Foren- und Themenvielfalt einen gro-

ßen Anklang. Besonderen Zuspruch fand zu-

dem die Austauschmöglichkeit zwischen den 

Kolleginnen und Kollegen aus anderen KJC. 

 

 

Teamevent für die Kommunalen Jobcenter 

in Hessen 

 

Am 10.10.2018 fand unter sportlichen Ge-

sichtspunkten und dem Motto „aktiv und en-

gagiert für Hessen - gemeinsam leistungsstark 

bei Sozialem und Integration“ in Grünberg ein 

Teamevent für die hessischen Kommunalen 

Jobcenter (KJC) statt. Daran haben sich insge-

samt 11 KJC mit rund 250 Mitarbeitenden be-

teiligt. 

 

Mit Blick auf die Personalbindung und- ent-

wicklung der KJC sollte den Beschäftigten 

über die Veranstaltung eine Wertschätzung 

für ihre Arbeit entgegen gebracht, der Aus-

tausch untereinander befördert und die Marke 

„Kommunale Jobcenter“ greifbar gemacht 

werden. Vor diesem Hintergrund begrüßte der 

Gemeinsame Ausschuss der hessischen 

Kommunalen Jobcenter am 24.5.2018 das 

Veranstaltungsformat. 

 

Das Teamevent wurde gemeinsam mit dem 

HMSI, dem HStT und dem HLT organisiert 

und durchgeführt. 

 

 

(Organisierter) Leistungsmissbrauch im 

SGB II 

 

Am 5.3.2018 fand im HMSI die Landeskonfe-

renz zur Verhinderung des organisierten Leis-

tungsmissbrauchs in der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende (SGB II) statt. Initiatoren wa-

ren das HMSI und die Regionaldirektion Hes-

sen der Bundesagentur für Arbeit (RD-H). Ziel 

der Veranstaltung war es, nachhaltige Netz-

werkstrukturen zu schaffen und die entspre-

chende Zusammenarbeit zu optimieren, um 

gemeinsam einem möglichen organisierten 

Leistungsmissbrauch im SGB II entgegenzu-

wirken. Im Anschluss daran fand am 25.4.2018 

eine gemeinsame Veranstaltung mit allen 26 

hessischen Jobcentern (gE/KJC) statt. Daran 

nahmen auch Mitarbeitende der Familienkasse 

Hessen sowie die Hauptzollverwaltungen teil. 

Neben einer Einführung in die Thematik er-

folgte ein nach den Regionen Nord/Mitte/Süd 

aufgeteilter moderierter Erfahrungsaustausch. 

 

Vor diesem Hintergrund begrüßten der Ge-

meinsame Ausschuss der hessischen Kommu-

nalen Jobcenter am 24.5.2018 und der HLT-

Sozialausschuss am 07.7.2018 das Vorhaben, 

durch nachhaltige Netzwerkstrukturen und Zu-

sammenarbeit die Bekämpfung des Leistungs-

missbrauches im SGB II zu optimieren und be-

auftragten die HLT-Geschäftsstelle, das Thema 

Leistungsmissbrauch im SGB II weiterhin 

adäquat in der Fachebene der Landkreise zu 

begleiten. 

 

Unabhängig davon bleibt festzuhalten, dass 

sich die hessischen Landkreise bereits seit Jah-

ren nicht nur im Zusammenhang mit dem SGB 

II, sondern auch gegen jede andere Art von 

Sozialleistungsmissbrauch engagieren. Der 

HLT plant im Winter 2018 einen Workshop 

für die Kommunalen Jobcenter, der die allge-

meine Thematik des Leistungsmissbrauchs im 

SGB II vertieft behandelt. 

 

 

Zielvereinbarungsprozess 2018 nach dem 

SGB II / Hessisches Offensivgesetz 

 

Das HMSI schließt jährlich mit den Landkrei-

sen Zielvereinbarungen gemäß § 48b SGB II 

(Kennzahlen) und gemäß § 8a Abs. 1 und 2 

Hessisches OFFENSIV-Gesetz (OffensivG 

HE) zu den sozial-integrativen Leistungen ab. 

Die als Kommunale Jobcenter (KJC) organi-
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sierten Landkreise schließen eine Zielverein-

barung nach § 48b SGB II ab, in der die Ziele 

zu den sozial-integrativen Leistungen aus or-

ganisatorischen Gründen gleich mit enthalten 

sind. In gemeinsamer Einrichtung (gE) orga-

nisierte Landkreise schließen eine Zielverein-

barung ausschließlich über die sozial-

integrativen Leistungen ab. Folglich sind die 

Ziele zu den sozial-integrativen Leistungen 

bei beiden Organisationsformen identisch. 

 

Bereits seit November 2017 unterstützte der 

HLT die Landkreise im Zusammenhang mit 

den erforderlichen Absprachen gegenüber 

dem HMSI zu den entsprechenden Muster-

zielvereinbarungen für das Jahr 2018. Die 

Musterzielvereinbarungen konnten daraufhin 

zu Beginn des Jahres 2018 anhand der örtli-

chen Rahmenbedingungen individualisiert 

und bilateral durch die Landkreise gegenüber 

dem HMSI unterzeichnet werden. Aus gege-

benem Anlass wies der Sozialausschuss des 

HLT am 22.2.2018 das HMSI darauf hin, vor 

dem bilateralen Abschluss der jeweiligen 

Zielvereinbarungen nach dem SGB II / Hessi-

sches Offensivgesetz, grundsätzlich die Mus-

terzielvereinbarungen im Vorfeld über die 

Kommunalen Spitzenverbände abzustimmen. 

 

 

Praktische Arbeitshilfen SGB II / SGB XII 

 

Gerade auch die Bereiche der Sozialverwal-

tung in Deutschland unterliegen einer kom-

plexen und sich stets im Wandel befindlichen 

Gesetzgebung. Aus diesem Grund werden 

über den HLT für und mit den Beschäftigten 

aus der Fachebene der Landkreise immer wie-

der Praktische Arbeitshilfen (PA) in eigens 

dafür einberufenen Facharbeitsgruppen (AG) 

erarbeitet und turnusmäßig aktualisiert. Vor 

diesem Hintergrund wurden im Jahr 2018 

 

 die 6. Auflage der Praktischen Arbeitshilfe 

Kosten der Unterkunft und Heizung (SGB 

II / SGB XII) sowie  

 die 2. Auflage der Praktischen Arbeitshilfe 

„Einmalige Bedarfe und Sonderbedarfe 

(SGB II / SGB XII)“ 

 

erarbeitet. Beide PA sollen dem HLT-

Sozialausschuss am 1.11.2018 zur Verab-

schiedung vorgelegt werden. 

 

Die Begleitung der AG sowie die gesamte lau-

fende Koordinierung erfolgt über den HLT. 

Hierunter fallen neben den gesamten organisa-

torischen Arbeiten insbesondere auch die zu-

sammenfassenden redaktionellen Arbeiten und 

die gesamten Abstimmungsverfahren bis hin 

zur formalen Verabschiedung. 

 

 

Handlungsempfehlungen zur Arbeits-

marktintegration von Flüchtlingen 

 

Wie bereits im letzten Geschäftsbericht erläu-

tert haben die Kommunalen Spitzenverbände 

HStT und HLT im Rahmen der hessischen Ini-

tiative „Gemeinsam aktiv für die Integration 

von Flüchtlingen in die Arbeitswelt - Perspek-

tiven für Menschen, Wirtschaft, Arbeitsmarkt, 

Hessen“ die Gründung einer interdisziplinären 

Arbeitsgruppe (iAG) vorgesehen. Auftrag war 

es, alle aktuellen hessischen organisatorischen 

Abläufe an den betroffenen Schnittstellen im 

Kontext Arbeitsmarktintegration von Flücht-

lingen darzustellen, kritisch zu hinterfragen 

und gegebenenfalls notwendige Prozessopti-

mierungen „Hand in Hand“ zwischen allen In-

stitutionen herzustellen. Das Arbeitsergebnis 

sollte über die Fachgruppe Arbeitsmarkt des 

Asylkonvents in den „Asylkonvent Hessen“ 

einfließen.  

 

Unter dem Leitziel, einen reibungslosen Ab-

lauf der Integrationsmaßnahmen zur schnellen 

Aufnahme von Arbeit oder Ausbildung herzu-

stellen, tagte die iAG unter Federführung des 

HLT erstmals am 7.7.2017. In einem sorgsa-

men Prozess konnte abschließend ein Entwurf 

mit insgesamt 34 konkret beschriebenen Hand-

lungsempfehlungen erarbeitet werden. Das 

HLT-Präsidium begrüßte am 14.6.2018 den 

Entwurf des Arbeitsergebnisses. 

 

Am 17.8.2018 tagte der vorerst letzte „Asyl-

konvent Hessen“. Die erarbeiteten Empfehlun-

gen konnten aufgrund eines fehlenden Einver-

nehmens in der Fachgruppe Arbeitsmarkt nicht 

mehr in den Konvent eingespielt werden. Da 

die aktuelle hessische Legislaturperiode im 

Herbst 2018 auslief, konnte nicht abgesehen 

werden, ob der Asylkonvent in seiner bisheri-

gen Form weitergeführt wird. Daraufhin beauf-

tragte das HLT-Präsidium am 6.9.2018 die 

HLT-Geschäftsstelle, die entsprechenden Emp-

fehlungen zu verifizieren und in einem eigenen 

Positionspapier zusammenzufassen. 
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Versicherungsämter 

 

Die Aufgabe der Versicherungsämter ist es, 

den Bürgerinnen und Bürgern Auskünfte in 

allen Angelegenheiten der Sozialversicherung 

zu erteilen und entsprechende Anträge, insbe-

sondere die der gesetzlichen Rentenversiche-

rung, aufzunehmen. 

 

Am 5.7.2018 wurde im Gesetz- und Verord-

nungsblatt für das Land Hessen verkündet, 

dass bei der Vorhaltung eines Versicherungs-

amtes für die Landkreise der Kreisausschuss 

und für die kreisfreien Städte der Magistrat 

die zuständigen Behörden sind und sie die 

Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung wahr-

nehmen. Mit dieser Regelung werden die 

Landkreise pauschal verpflichtet, ein Versi-

cherungsamt unabhängig davon vorzuhalten, 

ob es vor Ort überhaupt zweckmäßig ist. 

 

Im Rahmen des Anhörungsverfahrens zur 

Verordnung hatte der HLT die Pflicht zur 

Vorhaltung eines Versicherungsamtes gegen-

über dem HMSI, wie bereits in den Vorjahren, 

weiterhin abgelehnt. Das HLT-Präsidium hielt 

am 16.6.2018 an seiner Beschlusslage aus 

dem Jahr 2016 zum Thema Versicherungsäm-

ter fest. Darin fordert es das Land weiter auf, 

Regelungen auf Landesebene zu treffen, die es 

den Landkreisen freistellt ein Versicherungs-

amt vorzuhalten. Vor diesem Hintergrund en-

gagiert sich der HLT auch weiterhin gegen-

über dem HMSI, um eine einvernehmliche 

Lösung herstellen zu können. 

 

 

Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes  

 

Im vergangenen Jahr haben sich die Gremien 

des HLT immer wieder mit der Umsetzung 

des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) befasst. 

Mehrmals wurde von Seiten des Präsidiums 

die Forderung nach einer raschen Vorlage ei-

nes Gesetzentwurfes zur Regelung der Zu-

ständigkeiten für die neue Eingliederungshilfe 

nach dem BTHG und zu einer Zusage für ei-

nen Mehrbelastungsausgleich an das Land 

Hessen gerichtet. Lange Zeit wurde darauf 

hingewiesen, dass noch keine abschließende 

Entscheidung getroffen wurde. 

 

 

 

 

Gesetzentwurf der Regierungsfraktionen 

 

Im Mai 2018 wurde endlich von den Regie-

rungsfraktionen von CDU und BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN ein Gesetzentwurf zur Um-

setzung des BTHG vorgelegt. Der Entwurf be-

inhaltet folgende Eckpunkte: 

 

 Regelung der Zuständigkeit nach dem Le-

bensabschnittsmodell mit zwei Schnitt-

stellen. 

 Landeswohlfahrtsverband Hessen (LVW 

Hessen) als maßgeblicher Träger der Ein-

gliederungshilfe für die Menschen mit 

Behinderungen nach Beendigung der 

Schulausbildung. 

 Die Träger der Eingliederungshilfe sollen 

im Rahmen ihrer Zusammenarbeit Koope-

rationsvereinbarungen abschließen. 

 Jährliche vergleichende Betrachtung und 

landesweite sozialräumliche Berichterstat-

tung (alle 4 Jahre). 

 Die Träger der Eingliederungshilfe wer-

den der Fachaufsicht des Landes unter-

stellt. 

 Kein Mehrbelastungsausgleich! Es ist le-

diglich eine Kostenevaluation vorgesehen. 

 Die örtlichen Träger sind grundsätzlich 

für die unterhaltssichernden Leistungen 

zuständig. 

 Die Hilfe zur Pflege folgt nach der bun-

desgesetzlichen Besonderheit der Einglie-

derungshilfe. 

 

Nach ausführlichen Beratungen am 14.6.2018 

begrüßte das Präsidium die Vorlage des Ge-

setzentwurfes. Insbesondere die vorgesehene 

Regelung der Zuständigkeit nach dem Lebens-

abschnittsmodell und der Zuständigkeit der 

örtlichen Träger für die unterhaltssichernden 

Leistungen entspricht den Beschlusslagen des 

HLT. Es wurde aber deutlich kritisiert, dass in 

dem Gesetzentwurf kein Mehrbelastungsaus-

gleich vorgesehen ist, sondern lediglich eine 

Kostenevaluation. Der Gesetzgeber wurde auf-

gefordert, eine eindeutige gesetzliche Grundla-

ge für einen Mehrbelastungsausgleich in das 

Gesetz aufzunehmen. Des Weiteren befürwor-

tet das Präsidium die vorgesehene Fachauf-

sicht, sofern das Land Hessen einen Ausgleich 

für die zu erwartenden Mehrbelastungen aus 

dem BTHG zusagt. 

 

Auf Grundlage der Beschlussfassung im Präsi-

dium verfasste die HLT-Geschäftsstelle eine 
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Stellungnahme zur Anhörung im Sozial- und 

Integrationspolitischen Ausschuss des Land-

tages am 9.8.2018. Im September 2018 legten 

die drei Regierungsfraktionen einen Ände-

rungsantrag vor. Das Gesetz wurde dann am 

13.9.2018 vom Hessischen Landtag beschlos-

sen wird. 

 

 

Gestaltung des Instrumentes zur einheitlichen 

Bedarfsermittlung 

 

Im Auftrag der AG der Sozialamtsleiter/innen 

wurde vom AK II „Eingliederungshilfe“ mit 

dem “Gesamt-/Teilhabeplan der Eingliede-

rungshilfe (GTE)“ ein gemeinsames Instru-

ment zur einheitlichen Bedarfsentwicklung 

nach dem BTHG entwickelt. Der GTE wurde 

speziell auf die Bedarfe von Kindern und Ju-

gendlichen in der Eingliederungshilfe ausge-

richtet. 

 

Der Sozialausschuss stimmte in seiner Sitzung 

am 2.11.2017 einer Aufarbeitung des GTE 

durch einen externen Dienstleister zu. Im wei-

teren Verlauf wurde beschlossen, dass der 

GTE als Applikation zur Erstellung von PDF-

Dateien entwickelt werden soll. 

 

Nach der Beauftragung eines Dienstleisters 

wurde der GTE erstellt und konnte den Land-

kreisen ab Oktober 2018 zur Verfügung ge-

stellt werden. 

 

 

Rahmenvertrag zur Erbringung von Leistun-

gen 

 

Auch nach den Regelungen des BTHG müs-

sen zur Erbringung von Leistungen der neuen 

Eingliederungshilfe Rahmenverträge abge-

schlossen werden. 

 

Nach § 131 SGB IX schließen die Träger der 

Eingliederungshilfe auf Landesebene mit den 

Vereinigungen der Leistungserbringer ge-

meinsam und einheitlich Rahmenverträge für 

die Zeit ab dem Jahr 2020 ab. 

 

Da das Zeitfenster für die Rahmenvertrags-

verhandlungen im Laufe des Jahres immer 

kürzer wurde, verständigten sich die Partner 

in der Hessischen Vertragskommission SGB 

XII darauf, in Ermangelung einer landesge-

setzlichen Regelung und eines neuen Gremi-

ums nach dem BTHG, mit ersten Verhandlun-

gen zu beginnen. In der Vertragskommission 

sind alle Sozialhilfeträger und Leistungsanbie-

ter vertreten. 

 

Anders als § 79 SGB XII sieht das BTHG kei-

ne Vertretung der Landkreise und kreisfreien 

Städte durch die kommunalen Spitzenverbände 

vor.  

 

Das Präsidium erklärte daher am 19.4.2018, 

dass die Vertretung der hessischen Landkreise 

in den Verhandlungen zu einem Rahmenver-

trag nach § 131 SGB IX unter dem Dach des 

HLT erfolgt. Die Klärung der Vertragspartner 

zum Abschluss der Rahmenverträge kann al-

lerdings erst nach Regelung der Zuständigkeit 

für die neue Eingliederungshilfe erfolgen. 

 

 

Auswirkungen auf die Jugendhilfe 

 

Das BTHG bringt mit seinen umfänglichen 

Neuregelungen auch mannigfaltige Hand-

lungserfordernisse für die Jugendhilfe mit sich. 

 

Das BTHG geht in Teilen den Leistungsgeset-

zen der Jugendhilfe vor. U. a. sind die Abläufe 

der Zuständigkeitsregelung und die Vorausset-

zungen für die Leistungen zur Teilhabe neu ge-

regelt. Unerlässlich sind daher innerhalb der 

Verwaltungen abstimmende Gespräche zwi-

schen Sozial- und Jugendämtern.  

 

 

Teilhabeverfahrensbericht 

 

Durch die Bundesarbeitsgemeinschaft für Re-

habilitation (BAR) wird der Teilhabeverfah-

rensbericht nach § 41 SGB IX vorbereitet. Die 

bisher von der BAR vorgelegten Definitionen 

für die Meldungen scheinen inhaltlich korrekt 

zu sein. Dies ändert aber nichts an der grund-

sätzlichen Kritik der Kommunen am Umfang 

und Aufwand des Teilhabeverfahrensberichtes 

nach § 41 SGB IX. 

 

Gerade wegen des Umfangs des Verfahrensbe-

richtes ist die Unterstützung durch die von den 

Trägern eingesetzte Fachsoftware unbedingt 

erforderlich. Gesonderte oder gar händische 

Erhebungen sind nicht möglich. Alle derzeit in 

Hessen verbreiteten Softwareanbieter sind in 

dem Prozess der BAR bekannt. Auch plant die 

BAR Informationsveranstaltungen für die 
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Kommunen. Das HMSI hatte Bedarf für regi-

onale Veranstaltungen in Hessen angemeldet. 

Eine erste fand am 28.8.2018 in Kassel statt. 

 

 

Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung 

 

Zur Stärkung der Selbstbestimmung von 

Menschen mit Behinderungen und von Be-

hinderung bedrohter Menschen fördert das 

BMAS ab dem Jahr 2018 auf fünf Jahre be-

fristet und aus Bundesmitteln (insgesamt 58 

Mio. €) die „ergänzende unabhängige Teilha-

beberatung (EUTB)“. Damit soll eine von 

Leistungsträgern und Leistungserbringern un-

abhängige Beratung als niedrigschwelliges 

Angebot gefördert werden.  

 

Die EUTB-Stellen werden durch die Förde-

rung des BMAS auskömmlich finanziert. Eine 

zusätzliche finanzielle Förderung aus kom-

munalen Mitteln wurde vom Präsidium am 

14.6.2018 abgelehnt. 

 

 

Praktische Umsetzung vor Ort 

 

Vor dem Hintergrund des vorliegenden Ge-

setzentwurfes der Regierungsfraktionen wur-

de der Wunsch an die HLT-Geschäftsstelle 

herangetragen, dass eine gemeinsame Sonder-

sitzung der AG der Sozialamtsleiter/innen und 

Jugendamtsleiter/innen stattfindet. In dieser 

sollen praktische Fragen zur Umsetzung des 

BTHG vor Ort besprochen werden. Die Son-

dersitzung fand am 7.8.2018 in Marburg statt. 

 

 

Ausbau von bestehenden Pflegestützpunk-

ten 

 

Auch im vergangenen Jahr hat sich der HLT-

Sozialausschuss regelmäßig mit den Verfah-

ren und dem aktuellen Sachstand zum Ausbau 

bestehender Pflegestützpunkte befasst. 

 

 

Antragsverfahren 

 

Aufgrund der bestehenden Rechtsgrundlagen 

hat der Steuerungsausschuss der Pflegestütz-

punkte in seiner Sitzung am 5.12.2017 das 

Antragsverfahren zum Ausbau bestehender 

Pflegestützpunkte präzisiert: 

 

1. Grundlage für die Ausbauanträge der 

Kommunen sind § 7c Abs. 1 SGB XI in 

Verbindung mit der Allgemeinverfügung 

des HMSI. 

 

2. Der Gesamtantrag einer Kommune umfasst 

nach den vereinbarten Verfahren drei Teile: 

1. Antragsschreiben, 2. Personalberechnung 

anhand der IWAK-Studie „Entwicklung ei-

nes regionalisierten Bemessungsverfahrens 

… zur Einrichtung von Pflegestützpunkten 

in Hessen“ sowie 3. Konzept für den aus-

gebauten Pflegestützpunkt. Diesem sind ei-

ne Stellungnahme der örtlichen Lenkungs-

gruppe und statistische Auswertungen bei-

zufügen. 

 

3. Der Gesamtantrag ist bei der Geschäftsstel-

le des Steuerungsausschusses einzureichen. 

Danach prüfen die Vertreter der Kranken- 

und Pflegekassen den Antrag und holen die 

notwendigen (internen) Gremienbeschlüsse 

ein. Dann wird der Antrag im Steuerungs-

ausschuss besprochen und eine Empfehlung 

zum Ausbau erteilt. 

 

4. Anschließend erfolgen eine Anhörung im 

Landespflegeausschuss und die „Bestim-

mung“ des Ausbaus durch den zuständigen 

Staatsminister aufgrund der Allgemeinver-

fügung. 

 

 

Allgemeiner Sachstand 

 

Der Landespflegeausschuss stimmte bereits 

dem Antrag des Landkreises Marburg-

Biedenkopf zu. Die Bestimmung von Staats-

minister Grüttner wurde am 4.12.2017 ausge-

stellt. 

 

Der Ausbauantrag des Wetteraukreises wurde 

in der Sitzung des Landespflegeausschusses 

am 14.5.2018 besprochen. Der Ausschuss 

stimmte dem Antrag zu. Die Bestimmung des 

Ministers liegt seit dem 19.6.2018 vor. 

Dem Antrag des Landkreises Darmstadt-

Dieburg wurde vom Steuerungsausschuss 

kurzfristig in einem Umlaufverfahren zuge-

stimmt. Leider konnte im Landespflegeaus-

schuss am 14.5.2018 dazu keine formelle An-

hörung erfolgen. Es wurde daher ein schriftli-

ches Anhörungsverfahren vereinbart. Dieses 

wurde am 19.6.2018 gestartet. Die Bestim-

mung des Ministers liegt seit dem 21.8.2018 

vor. 
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In der Sitzung des Steuerungsausschusses am 

13.3.2018 wurde vereinbart, dass dem Antrag 

des Main-Kinzig-Kreises ggf. in einem Um-

laufverfahren zugestimmt werden kann. Lei-

der konnten die Gespräche zwischen den 

Pflegekassen und dem Main-Kinzig-Kreis 

nicht mehr rechtzeitig vor der Sitzung des 

Landespflegeausschusses abgeschlossen wer-

den. 

 

Die Ausbauinitiativen des Schwalm-Eder-

Kreises und des Landkreises Groß-Gerau be-

absichtigen lediglich eine personelle Erweite-

rung und keine Einrichtung einer Nebenstelle. 

Eine Anhörung im Landespflegeausschuss ist 

hierzu nach Auffassung der Pflegekassen nun 

doch nicht notwendig, so dass der personelle 

Ausbau nach der Zustimmung aller Beteilig-

ten erfolgen kann. 

 

In der Frühjahrstagung der AG der Sozial-

amtsleiter/innen wurde darüber informiert, 

dass zwischenzeitlich vier weitere Landkreise 

(Werra-Meissner-Kreis, Vogelsbergkreis, 

Landkreis Gießen und Landkreis Bergstraße) 

eine Ausbauinitiative prüfen. 

 

 

Ergänzungsvereinbarung zum Rahmenver-

trag über die Kurzzeitpflege  

 

Üblicherweise sind Personen bei einer Entlas-

sung aus einem Krankenhaus und bei Auf-

nahme in die Kurzzeitpflege noch nicht im 

Sinne des SGB XI in einen Pflegegrad einge-

stuft. Diese erhalten in der Regel vorläufig 

den Pflegegrad 2. Der tatsächliche Pflegeauf-

wand entspricht aber einem weitaus höheren 

Pflegegrad (4 oder 5). Dadurch besteht die 

Gefahr, dass durch eine Finanzierungslücke 

Kurzzeitpflegeeinrichtungen geschlossen wer-

den müssen. 

 

Die AG Stationäre Pflege hat daher den Ent-

wurf einer Ergänzungsvereinbarung zum 

Rahmenvertrag über die Kurzzeitpflege gem. 

§ 75 Abs. 1 SGB XI für das Land Hessen er-

arbeitet. Nach dem Entwurf erfolgt die Ab-

rechnung stets nach dem Pflegegrad 3, auch 

wenn die endgültige Feststellung des Pflege-

grades über oder unter dem Pflegegrad 3 er-

folgt. Die Neuregelung sollte ab dem 

1.11.2017 gelten. 

 

Der Sozialausschuss hat am 2.11.2017 dem 

Abschluss der Ergänzungsvereinbarung zuge-

stimmt. Zwischenzeitlich wurde das Unter-

schriftenverfahren durchgeführt, so dass die 

Ergänzungsvereinbarung nun in abgeschlosse-

ner Form in Kraft getreten ist. 

 

 

Pflegeunterstützungsverordnung 

 

Lange Zeit wurde der Entwurf einer Verord-

nung über die Anerkennung von Angeboten 

zur Unterstützung im Alltag nach dem SGB XI 

(Pflegeunterstützungsverordnung) des HMSI 

erwartet. Zum Jahreswechsel 2017/2018 wurde 

er schließlich vorgelegt. 

 

Grundsätzlich wurde die Vorlage der Pflegeun-

terstützungsverordnung von den Landkreisen 

in Hessen begrüßt. Die Erweiterung des Anbie-

terspektrums (gewerbliche Anbieter und Ein-

zelanbieter) ist eine dringend notwendige 

Maßnahme zur Deckung des Bedarfs der Pfle-

gebedürftigen. Mit den in der Verordnung ge-

setzten Anforderungen an die Anbieter und die 

leistungserbringenden Personen wird dem 

Schutzbedürfnis der Zielgruppe Rechnung ge-

tragen.  

 

Der HLT-Sozialausschuss befasste sich in sei-

ner Sitzung am 22.2.2018 mit dem Entwurf 

und begrüßte diesen grundsätzlich. Ferner war 

der Sozialausschuss der Auffassung, dass die 

aufwändigen Regelungen im Anerkennungs-

verfahren gerechtfertigt sind, diese jedoch zu 

einem Mehraufwand bei den Landkreisen füh-

ren. Daher wurde das Land Hessen aufgefor-

dert, eine Regelung zum Ausgleich der anfal-

lenden Mehraufwendungen in die Pflegeunter-

stützungsverordnung aufzunehmen.  

 

Die Pflegeunterstützungsverordnung wurde im 

Gesetz- und Verordnungsblatt vom 8.5.2018 

veröffentlicht. Eine Regelung zum Ausgleich 

der anfallenden Mehraufwendungen wurde je-

doch nicht berücksichtigt. 

 

Zur praktischen Umsetzung der Pflegeunter-

stützungsverordnung muss die bisherige Rah-

menvereinbarung zwischen den kommunalen 

Spitzenverbänden und den Pflegekassen noch 

angepasst werden (inkl. der Antragsvordru-

cke). Hierzu konnten die Gespräche Ende Juli 

2018 aufgenommen werden. Ferner muss der 

tatsächlich anfallende Mehraufwand des neuen 

Anerkennungsverfahrens beobachtet werden. 
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Initiative PRO Pflegereform 

 

Der DLT hat auf die Initiative „Pro Pflegere-

form“ hingewiesen. Die Initiative spricht sich 

für die Aufhebung der Trennung in ambulant 

und stationär und für eine Pflegevollversiche-

rung aus. Der Vorschlag, nicht mehr zwischen 

ambulanter, teilstationärer und stationärer 

Pflege, sondern nur noch zwischen „Wohnen“ 

und „Pflege“ zu unterscheiden, greift einen in 

der Eingliederungshilfe mit dem BTHG vor-

gesehenen Schritt auf.  

 

Hinsichtlich der als „Pflegevollversicherung“ 

bezeichneten Überlegungen ist zu begrüßen, 

dass das Kostenrisiko für die betroffenen Bür-

ger und im Falle ihrer Bedürftigkeit für die 

Sozialhilfe kalkulierbarer würde. Zu einer fi-

nanziellen Entlastung käme es für die Land-

kreise in der Hilfe zur Pflege je nach Höhe 

des Eigenanteils. 

 

Offen sind nach Einschätzung des DLT die 

Auswirkungen auf die Rolle der Kommunen 

in der Pflege. Eine kommunale Planung, Steu-

erung und Beratung muss im Interesse der 

pflegebedürftigen Menschen und ihrer Ange-

hörigen weiterhin möglich sein. Nur so kann 

eine sozialräumlich orientierte Pflegeinfra-

struktur erreicht werden. 

 

Der Sozialausschuss befasste sich am 

7.6.2018 mit der Initiative „Pro Pflegereform“ 

und steht dieser aufgeschlossen gegenüber. 

Die Erfahrungen im BTHG bei der Umset-

zung der Aufhebung der Unterscheidung in 

ambulant und stationär sollten jedoch abge-

wartet werden. Auch ist eine starke Rolle der 

Kommunen in der Planung der Pflegeinfra-

struktur und der Beratung der Betroffenen und 

ihrer Angehörigen unverzichtbar. Die Ge-

schäftsstelle wurde beauftragt, diese Grund-

sätze in den weiteren Beratungen im DLT 

einzubringen und weiter zu verfolgen. 

 

 

Pauschale Entgelterhöhung in der ambu-

lanten Pflege 

 

Die Vergütung für die Leistungserbringer in 

der ambulanten Pflege war seit dem 1.2.2015 

unverändert. Aufgrund der in den letzten Jah-

ren gestiegenen Personal- und Sachkosten ha-

ben die Verbände der Leistungserbringer in 

der Sitzung der AG Ambulante Pflege am 

10.4.2018 eine Pauschale Entgelterhöhung ge-

fordert. Auch die Vertreter/innen der Kosten-

träger in der AG waren sich dahingehend einig, 

dass man sich einer Erhöhung der Vergütung 

bis zum Abschluss eines neuen Rahmenvertra-

ges (inkl. Vergütungssystematik) nicht ver-

schließen kann. Analog der Einigung im stati-

onären Bereich wurde sich auf die folgende 

Pauschale Entgelterhöhung geeinigt: 

 

 3,28 %ige Steigerung auf den jeweiligen 

Punktwert der körperbezogenen Pflege-

maßnahmen 

 3,28 %ige Steigerung auf den jeweiligen 

Wert der Hausbesuchspauschalen 

 3,28 %ige Steigerung auf den jeweiligen 

Punktwert der pflegerischen  Betreuungs-

maßnahmen 

 4,45 %ige Steigerung auf den jeweiligen 

Punktwert der Hilfen bei der Haushaltsfüh-

rung 

 Umsetzungsbeginn 1.6.2018 mit einer 

Laufzeit von 18 Monaten 

 

Sofern vor dem Ende der Vereinbarungslauf-

zeit ein neuer Rahmenvertrag (inkl. Vergü-

tungssystematik und Vergütungsanpassung) 

abgeschlossen wird, kann eine Umstellung auf 

die neue Systematik erfolgen. 

 

Der Sozialausschuss hat am 7.6.2018 der Pau-

schalen Entgelterhöhung in der ambulanten 

Pflege zugestimmt. 

 

 

Rahmenvertrag über die vollstationäre pfle-

gerische Versorgung in Hessen  

 

Aufgrund des Inkrafttretens des Pflegestär-

kungsgesetzes II (PSG II) hatten die Leis-

tungserbringer die Hessischen Rahmenverträge 

nach § 75 SGB XI für die vollstationäre pfle-

gerische Versorgung, die teilstationäre Pflege 

und für die Kurzzeitpflege gekündigt und die 

Kostenträger zu Neuverhandlungen aufgefor-

dert. Hintergrund war, dass aufgrund des PSG 

II zum 1.1.2017 die Vergütungssystematik für 

die vollstationären Pflegeeinrichtungen von 

drei Pflegestufen auf fünf Pflegegrade umge-

stellt werden mussten. 

 

Nach einer längeren Verhandlungszeit konnte 

eine Arbeitsgruppe aus Vertreter/innen von 

Leistungserbringern, Pflegekassen und Sozial-

hilfeträgern den geeinten Entwurf eines neuen 
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Rahmenvertrages über die vollstationäre pfle-

gerische Versorgung nach § 75 Abs. 1 SGB 

XI vorlegen. Der Rahmenvertrag sollte zum 

1.7.2018 in Kraft treten. Aus Sicht der HLT-

Geschäftsstelle handelt es sich bei dem vorge-

legten Entwurf um einen guten Kompromiss. 

 

Der Sozialausschuss stimmte am 7.6.2018 

dem Entwurf zu und empfahl dem Präsidium 

den Beschluss zu bestätigen und dem Rah-

menvertrag ebenfalls zuzustimmen.  

 

Daraufhin bestätigte das Präsidium am 

14.6.2018 den Beschluss des Sozialausschus-

ses und stimmte dem Entwurf eines neuen 

Rahmenvertrages über die vollstationäre pfle-

gerische Versorgung gem. § 75 Abs. 1 SGB 

XI für das Land Hessen ebenfalls zu. 

 

Nach Abschluss des Unterschriftenverfahrens 

ist der neue Rahmenvertrag zum 1.7.2018 

endgültig in Kraft getreten. 

 

 

Kommunalisierung sozialer Hilfen 

 

Mit der Verabschiedung des Doppelhaushaltes 

2018/2019 des Landes Hessen ist unter ande-

rem eine Erhöhung der Mittel in der Kommu-

nalisierung sozialer Hilfen verbunden. 

Dadurch werden weitere Mittel für die Zielbe-

reiche Frauenhäuser, Beratungsstellen zum 

Schutz vor häuslicher Gewalt (Kinder, Ju-

gendliche und Erwachsene) und vor sexuali-

sierter Gewalt an Erwachsenen sowie für Be-

ratungsstellen zum Schutz vor Gewalt und se-

xualisierter Gewalt an Kindern und Jugendli-

chen zur Verfügung gestellt. 

 

Aufgrund der Erhöhung des Gesamtbudgets 

und damit der örtlichen Budgets war eine Än-

derung der Musterzielvereinbarung zwischen 

dem Land Hessen und den Landkreisen sowie 

den kreisfreien Städten und dem LWV Hessen 

erforderlich. 

 

Der HLT-Sozialausschuss befasste sich am 

7.6.2018 mit dem Thema und stimmte der 

Änderung der Musterzielvereinbarung und der 

Verteilung der örtlichen Budgets zu. 

 

Bereits in der Frühjahrstagung der Sozial-

amtsleiter/innen am 17. und 18.4.2018 wurde 

jedoch kritisiert, dass die Vorgaben des Lan-

des zur Verwendung der zusätzlichen Lan-

desmittel den Einfluss auf die örtliche Sozial-

planung erhöhen. Es wurde daher der Vor-

schlag erarbeitet, dass künftig eine Bündelung 

der Landesförderung für sozialräumliche Ge-

meinwesenprojekte (z. B. Familienzentren) in 

der Kommunalisierung sozialer Hilfen erfolgt 

und eine Initiative gegenüber dem Land gestar-

tet wird, damit die Kommunalisierung sozialer 

Hilfen in ein neues Fördersystem mit Be-

richtswesen ohne Vorgaben des Landes (zur 

Mittelverwendung) weiterentwickelt wird. 

 

Der Sozialausschuss begrüßte am 7.6.2018 den 

Vorschlag. Die Arbeitsgemeinschaft wurde be-

auftragt, den Vorschlag näher auszuarbeiten, 

damit in der nächsten Legislaturperiode des 

Hessischen Landtages eine entsprechende Ini-

tiative, in Abstimmung mit dem HStT und dem 

LWV Hessen gestartet werden kann. 

 

 

Kennzahlenvergleich SGB XII 

 

Der bewährte Kennzahlenvergleich (Bench-

marking) der hessischen Landkreise im Aufga-

benbereich des SGB XII wird mit der Firma 

con_sens durchgeführt. Bisher nahmen 19 der 

21 Landkreise an dem Vergleich teil. 

 

Im Laufe des Jahres 2017 erklärten der 

Schwalm-Eder-Kreis und der Main-Taunus-

Kreis ihren Beitritt. Damit sind in der Zukunft 

alle hessischen Landkreise an dem Kennzah-

lenvergleich SGB XII beteiligt. 

 

Der Sozialausschuss begrüßte am 2.11.2017 

den Beitritt des Schwalm-Eder-Kreises und des 

Main-Taunus-Kreises zum Kennzahlenver-

gleich SGB XII. 

 

 

Kooperationsvereinbarung mit dem Sozial-

verband VdK Hessen-Thüringen 

 

Der Sozialverband VdK Hessen-Thüringen hat 

Interesse mit den drei kommunalen Spitzen-

verbänden in Hessen eine Kooperationsverein-

barung abzuschließen. In gemeinsamen Ge-

sprächen wurde zwischen dem VdK und der 

Geschäftsstelle des HLT der Entwurf für eine 

Vereinbarung erarbeitet. Allerdings stehen der 

Hessische Städtetag und der Hessische Städte- 

und Gemeindebund dem Abschluss einer Ko-

operationsvereinbarung kritisch gegenüber. 

Die wesentlichen Punkte der Kooperationsver-

einbarung sehen aber lediglich vor, dass VdK 
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und HLT künftig einen strukturierten Dialog 

auf Landesebene führen und gemeinsame Pro-

jekte zwischen dem VdK und den Landkrei-

sen unterstützen. 

 

Im Sozialausschuss am 7.6.2018 wurde fest-

gestellt, dass die Inhalte der Vereinbarung be-

reits vor Ort gelebt werden. Der Sozialaus-

schuss hat daher dem Präsidium empfohlen, 

dass die HLT-Geschäftsstelle schriftlich dem 

VdK die stete Gesprächsbereitschaft und Be-

reitschaft zur Zusammenarbeit in relevanten 

Aufgabenfeldern anbietet, vom Abschluss ei-

ner schriftlichen Kooperationsvereinbarung 

aber abgesehen werden soll.  

 

Das Präsidium hat sich in seiner Sitzung am 

6.9.2018 der Empfehlung des Sozialausschus-

ses angeschlossen. Der VdK wurde anschlie-

ßend informiert. 

 

 

Bedingungsloses Grundeinkommen 

 

Die jahrzehntelange Diskussion über ein be-

dingungsloses Grundeinkommen hat in der 

jüngsten Zeit erneuten Aufschwung bekom-

men. Gemeint ist eine staatliche Leistung un-

abhängig von Bedürftigkeit, Familienstand, 

Erwerbstätigkeit oder Arbeitsbereitschaft, 

auch bezeichnet als Bürgergeld, Existenzgeld 

oder negative Einkommensteuer. Hinsichtlich 

der Höhe kursieren verschiedene Vorstellun-

gen. Der Sozialausschuss des DLT hat sich 

am 7. und 8.11.2017 mit dem Thema beschäf-

tigt. 

 

Der DLT-Sozialausschuss hat nach ausführli-

cher Beratung festgehalten, dass das bedin-

gungslose Grundeinkommen nach derzeitigem 

Erkenntnisstand abzulehnen ist, da ein bedin-

gungsloses Grundeinkommen den gesell-

schaftlichen Zusammenhalt und den deut-

schen Sozialstaat in seiner jetzigen Prägung in 

Frage stellen würde. Der insbesondere im 

SGB II vorgesehene Grundsatz „Fordern und 

Fördern“ würde unterlaufen. 

 

Der HLT-Sozialausschuss beschäftigte sich 

mit der Thematik am 22.2.2018 und nahm den 

derzeitigen Diskussionsstand zu einem bedin-

gungslosen Grundeinkommen zur Kenntnis. 

 

 

Gesetzentwurf für ein Hessisches Gesetz 

zum Wahlrecht für vollbetreute Menschen 

 

Der Innenausschuss des Hessischen Landtages 

führte am 12.4.2018 zu einem Gesetzentwurf 

für ein Hessisches Gesetz zum Wahlrecht für 

vollbetreute Menschen eine öffentliche Anhö-

rung durch. Mit dem Entwurf sollten behinder-

te Menschen, die unter Vollbetreuung stehen, 

das aktive und passive Wahlrecht erhalten.  

 

Derzeit können Menschen nur im Falle einer 

umfassenden Betreuung vom Wahlrecht ausge-

schlossen werden. So ist die Gefahr, dass eine 

Wahlmanipulation stattfinden könnte, kein 

ausreichender Grund für die Betreuungsgerich-

te eine Betreuung auf „alle Angelegenheiten“ 

zu erweitern. Auch ist Wahlmanipulation gem. 

§ 107a Strafgesetzbuch strafbar. 

 

Nach eingehender Beratung beschloss der So-

zialausschuss am 22.2.2018 von der Abgabe 

einer Stellungnahme abzusehen. 

 

 

Arbeitshilfe Bildungs- und Teilhabepaket 

 

Der Sozialausschuss hat am 7.6.2018 die Erar-

beitung der 4. Auflage zur Praktischen Arbeits-

hilfe „Bildungs- und Teilhabepaket“ begrüßt. 

Der Arbeitshilfe wurde gleichzeitig zugestimmt 

und den Landkreisen in Hessen empfohlen, die 

Inhalte entsprechend anzuwenden. 

 

Aufgrund von Rechtsänderungen und der sich 

entwickelnden Rechtsprechung im Bereich Bil-

dung und Teilhabe von benachteiligten Kindern 

war die Überarbeitung notwendig geworden. 

Veränderungen wurden in allen Ausführungen 

zu den einzelnen Leistungsarten des Bildungs- 

und Teilhabepaktes vorgenommen. Im Bereich 

der „Lernförderung“ wurde in Abstimmung mit 

dem HMSI der Begriff „Schüler“ sehr weit de-

finiert. Die Aufzählung zu den Beispielen „we-

sentliche Lernziele“ als Ausgangspunkt für eine 

mögliche Lernförderung wurde erweitert. 

 

 

Unbegleitete minderjährige Ausländer (u-

mA) 

 

Seit der ab Mai 2017 bundesweit geltenden 

neuen monatlichen Verteilpraxis war Hessen 

lediglich in zwei Monaten kein Einreiseland 

(umA werden im bundesweiten Verteilverfah-



 
38 

ren nur dann auch dem Bundesland Hessen 

zugewiesen, wenn es kein Einreiseland ist). In 

allen anderen Monaten wurden somit umA, 

die in Hessen einreisten und bei denen die 

Durchführung des Verteilverfahrens nicht 

ausgeschlossen war, auf andere Bundesländer 

verteilt. 

 

Trotz ausbleibender neuer Zuweisungen bin-

den die Bestandsfälle aber weiterhin Ressour-

cen in den Jugendämtern. Zwischen dem Land 

und den kommunalen Spitzenverbänden sind 

nach wie vor diverse Punkte strittig und erfor-

dern daher unverändert eine kontinuierliche 

Befassung der politischen Gremien des HLT 

und ein Agieren der Geschäftsstelle.  

  

Im Einzelnen: 

 

 

Landesrecht 

 

Mit dem Gesetz zur Änderung jugendhilfe-

rechtlicher Vorschriften vom 18. Dezember 

2017 hat der Landesgesetzgeber mehr als zwei 

Jahre nach Inkrafttreten des geänderten Bun-

desrechts im Bereich umA endlich ein Lan-

desausführungsgesetz vorgelegt. Die bis dato  

in der Vereinbarung zwischen dem HLT, dem 

HStT  und dem Land Hessen über die Umset-

zung des Bundesgesetzes zur Verbesserung 

der Unterbringung, Versorgung und Betreu-

ung ausländischer Kinder und Jugendlicher 

geregelten Bereiche zur Zuständigkeit und zur 

landesinternen Verteilung wurden damit einer 

landesgesetzlichen Ausgestaltung  zugeführt. 

Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens hat-

te der HLT in seiner Stellungnahme mehrere 

Aspekte kritisch bewertet. 

 

 

Parallele Gesetzgebungsverfahren 

 

Die im Entwurf zum HKJGB benannte Ände-

rung im Landesaufnahmegesetz (LAG) zur 

subsidiären Kostenerstattung fand keine Er-

wähnung im Entwurf des LAG vom 

22.8.2017. Das heißt, dass im Rahmen der 

Anhörung zum LAG geplante Normänderun-

gen dort nicht deklariert wurden. Diese in-

transparente bzw. irreführende Vorgehenswei-

se hatte der HLT massiv kritisiert. Inhaltlich 

bedeutet diese Änderung des LAG den Weg-

fall einer subsidiären gesetzlichen Erstat-

tungsnorm für Aufwendungen für die Auf-

nahme und Unterbringung von jungen Men-

schen, die nicht von den Erstattungsnormen 

des SGB VIII abgedeckt sind. Das Land hatte 

seinerzeit angekündigt, dazu eine Regelung im 

zu ändernden Kostenerlass – und damit jeder-

zeit rücknehmbaren und rechtsunsicheren 

Rechtsgrundlage – treffen zu wollen. 

 

 

Landesinterne Verteilung 

 

Mit der Ermächtigung zum Erlass einer 

Rechtsverordnung ist es dem Land möglich, 

abweichende Zuweisungsquoten und Zustän-

digkeiten zu bestimmen. Da es auf diese Aus-

gestaltung bzw. die Detailregelungen an-

kommt, hätte ein Verordnungsentwurf zeit-

gleich vorgelegt werden müssen. Entgegen der 

Einschätzung des Sozialministers, nach der die 

Rechtsverordnung im Zusammenwirken mit 

den Gebietskörperschaften entwickelt werden 

muss, liegt dem HLT bis heute kein Entwurf 

einer Verordnung vor noch sind Nachfragen 

zum Verteilmodus innerhalb Hessens hinrei-

chend beantwortet. So kennen die Landkreise 

zwar ihre Aufnahmequote nach dem LAG und 

den Wert ihrer Unter- oder Überschreitung, 

nicht jedoch, in welcher Größenordnung Zu-

weisungen erfolgen, wenn Hessen kein Einrei-

seland ist (d. h. Zuweisungen im Rahmen der 

bundesweiten Verteilung erfolgen). Eine Pla-

nung von Platzkapazitäten – bis hin zum evtl. 

Abbau vorhandener Plätze – ist somit faktisch 

unmöglich.  

 

Ebenfalls hatte der HLT wiederholt auf die 

Notwendigkeit einer Verteilregelung für umA, 

die nach dem SGB VIII nicht verteilfähig sind, 

für die eine landesinterne Verteilung jedoch in 

Betracht kommt, hingewiesen. Dieses Erfor-

dernis verneint das Land bis heute. 

 

 

Kostenerlass 

 

Weiterhin steht der zu überarbeitende Kosten-

erlass, welcher die Erstattungsmodalitäten im 

Bereich der Jugendhilfesachkosten als auch der 

Personalkosten regelt, aus. Das Gespräch zu 

dessen künftiger Ausgestaltung mit Herrn 

Staatssekretär Dr. Dippel fand bereits im De-

zember 2017 statt.  

In Ergänzung zum noch geltenden Kostener-

lass wurden seit dessen Inkrafttreten im No-

vember 2015 kontinuierlich ressourcenbinden-



 
39 

de Nebenabsprachen mit dem Land erforder-

lich bzw. sind bis heute zu regelnde Sachver-

halte strittig oder unklar bzw. befristet.  

 

 

Kostenerstattung Sachkosten 

 

Nach einer längeren Phase hoher Außenstän-

de, deren Begleichung seitens der HLT-

Gremien wiederholt angemahnt wurde, sind 

bis Ende 2017 alle Kostenerstattungen des 

Landes an die Jugendämter erbracht worden. 

Die Kostenerstattung, die von den Jugendäm-

tern halbjährlich angefordert wird, hat sich im 

Bereich der Sachkosten zwischenzeitlich unter 

dem Vorbehalt der erwähnten fehlenden Ak-

tualisierung des Kostenerlasses eingespielt. 

 

 

Kostenerstattung Personalkosten 

 

Wenngleich die Kostenpositionen für das im 

Bereich umA eingesetzte Personal im Ver-

gleich zu den Sachkosten weitaus geringer 

ausfallen, fehlt auch hier der neue Kostener-

lass, da viele Detailfragen zur Erstattung der 

Personalkosten weiterhin strittig sind.  

 

Konsequent lehnt das Land bis heute die Be-

rücksichtigung von Arbeitsplatzkosten als Teil 

der Personalkosten sowie die Erstattung für 

den Bereich der kommunalen Heimaufsicht 

ab. 

 

In den Bereichen Allgemeiner Sozialer Dienst 

und Vormundschaften entspricht die Höhe der 

Erstattung bis heute nicht den kontinuierlich 

vorgetragenen und begründeten Forderungen 

der KSpV. 

 

 

Junge Volljährige 

 

Die Debatte um die Hilfen für junge Volljäh-

rige ist nur scheinbar ruhiger geworden, da 

das Land den hohen Anteil dieser Personen-

gruppe an den Hilfen nach dem SGB VIII 

weiterhin hinterfragt. 

 

Auch wenn Vorfälle mit strafrechtlicher Rele-

vanz unter umA-Beteiligung eine erhöhte me-

diale, politische und zugleich problemorien-

tierte Aufmerksamkeit hervorrufen, sind ver-

mehrte Nachfragen zur Hilfegewährung für 

junge Volljährige von Seiten des Landes zu 

verzeichnen.  

 

Trotz der Kritik des Landes an der vermeint-

lich zu hohen Zahl junger Volljähriger in ju-

gendhilferechtlicher Zuständigkeit und den da-

raus resultierenden Kosten, zeigte sich die Ju-

gendhilfe hinsichtlich der Fragen des Landes 

stets kooperativ. So wurde seitens des HLT 

bzw. der Landkreise dem Wunsch des Landes 

entsprochen, gemeinsam ein erweitertes Be-

richtswesen aufzubauen. Zwei konstruktive 

Arbeitsgruppensitzungen fanden im Frühsom-

mer 2018 statt. Ziel aus kommunaler Sicht ist 

es darzulegen, welche schulischen/ qualifizie-

renden Maßnahmen durchlaufen werden, wann 

und unter welchen Voraussetzungen Hilfen 

(vorzeitig) beendet werden, wo Defizite in der 

Infrastruktur (Schule, Ausbildung, therapeuti-

sche und psychiatrische Versorgung, Wohn-

raumförderung etc.) bestehen, welche Betreu-

ungsformen in Frage kommen und anderes 

mehr. Das Land hingegen betont stets aufs 

Neue seine Rechtfertigungspflicht gegenüber 

Medien/ Parteien und beabsichtigt, sich hier 

mit den gewonnenen Erkenntnissen zu erklä-

ren. 

 

Das gemeinsame Unterfangen liegt jedoch ak-

tuell auf Eis. Landesseits bestehen gegen den 

ersten Entwurf zu den zu erhebenden Kriterien 

bislang nicht näher bezeichnete Vorbehalte. 

Darüber hinaus macht ein solches Berichtswe-

sen erst dann Sinn, wenn sich alle Jugendämter 

in Hessen daran beteiligen. Bislang haben die 

Städte erklärt, sich nicht bzw. erst daran betei-

ligen zu wollen, wenn das Land schlüssig den 

Zweck dieser Erhebung darlegt. 

 

Bei der Kontroverse um die Hilfen für junge 

Volljährige muss auch die Tatsache, dass un-

begleitet einreisende Minderjährige weit über-

wiegend zwischen 16 und unter 18 sind und 

somit zum Eintritt der Volljährigkeit gemessen 

an den Herausforderungen erst relativ kurz in 

jugendhilferechtlichen Maßnahmen sind, im 

Blick behalten werden. Verkennt man bei Ein-

tritt der Volljährigkeit die noch bestehenden 

Unterstützungsbedarfe mit dem Ziel einer ei-

genverantwortlichen Lebensführung oder legt 

die gesetzliche Grundlage (zu) restriktiv aus, 

sind bis dato erfolgreich verlaufene Hilfen ge-

fährdet oder obsolet.  

 

Im Rahmen der andauernden Kostendebatte 

sowie der Vermutung des Landes zur unge-
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rechtfertigten Hilfedauer lohnt ein Blick auf 

die Fallzahlen, die das HMSI wöchentlich be-

kannt gibt: 

 

Die Summe aller (umA und jg. Volljährige) 

jugendhilferechtlichen Zuständigkeiten betrug  

 

 zum Stichtag 11.08.2017:  5.642 (da-

von 2.833 jg. Volljährige) 

 zum Stichtag 10.08.2018:  4.759 (da-

von 3.139 jg. Volljährige) 

 

Der Anstieg der jungen Volljährigen bei zeit-

gleicher Abnahme der umA erklärt sich aus 

der Tatsache, dass aktuell keine Zuweisungen 

erfolgen und die bereits zugewiesenen umA 

nach und nach die Volljährigkeit erreichen. 

Solange Hessen über die bundesweite Vertei-

lung keine weiteren Zuweisungen erhält, liegt 

es in der Natur der Sache, dass die Gesamt-

fallzahlen weiterhin abnehmen und der Anteil 

der jungen Volljährigen zunächst weiter an-

steigt. 

 

 

Altersfeststellung 

 

Das behördliche Verfahren zur Altersein-

schätzung-/ feststellung ist im SGB VIII den 

Jugendämtern zugeschrieben und erfolgt nach 

der sog. qualifizierten Inaugenscheinnahme. 

Eine ärztliche Untersuchung ist von den Ju-

gendämtern in Zweifelsfällen zu veranlassen. 

Auch in dieser Frage ist, hervorgerufen durch 

Straftaten bis hin zu Tötungsdelikten durch 

vermeintlich minderjährige Ausländer, eine 

politisch geführte Debatte zu verzeichnen. So 

wurden Forderungen nach einer Ausweitung 

der gesetzlichen Vorgaben zur medizinischen 

Altersfeststellung laut. Neben medizinisch-

ethischen Gründen, aus denen heraus ein Teil 

der hessischen Gesundheitsämter/Ärzteschaft 

nicht medizinisch indizierte Untersuchungen 

als Eingriff in die körperliche Unversehrtheit 

ablehnen, gelten bis heute auch die eingesetz-

ten medizinischen Untersuchungsmethoden 

als ungenau. Jedoch gibt es auch in der medi-

zinischen Fachöffentlichkeit Befürworter der 

medizinischen Altersdiagnostik.  

 

Der Sozialausschuss im HLT hat sich in sei-

ner Sitzung am 22.02.2018  auf der Grundlage 

der Angaben aus den 21 Landkreisjugendäm-

tern in dieser Frage positioniert: eine gesetz-

lich vorgeschriebene Ausweitung medizini-

scher Untersuchungen erachtet das Gremium 

für nicht erforderlich.  

Sollte der Bundesgesetzgeber (vgl. Master-

plan) die medizinische Altersfeststellung künf-

tig obligatorisch einführen, hätte das Land 

auch entsprechend höhere Kosten zu erstatten. 

 

 

Reform Unterhaltsvorschuss 

 

Am 14.8.2017 trat rückwirkend zum 1.7.2017 

das reformierte Unterhaltsvorschussgesetz in 

Kraft: Die Leistung wurde auf alle minderjäh-

rigen Kinder i. S. dieses Gesetzes ausgeweitet, 

zugleich fiel die Beschränkung auf eine maxi-

male Bezugsdauer weg. Diese Änderungen ge-

hen zwangsläufig mit einem Mehraufwand 

auch für die Unterhaltsvorschusskassen der Ju-

gendämter einher. Der kommunale Anteil am 

Unterhaltsvorschuss beträgt seit dem 

01.07.2018 30 % (vorher 33 %).  

 

Der Bundesgesetzgeber agierte im Vorfeld des 

Inkrafttretens mit Berechnungen, in deren Er-

gebnis die Annahme stand, dass der Mehrauf-

wand im Bereich des Unterhaltsvorschusses 

durch den Minderaufwand im Wirkungsbe-

reich des SGB II kompensiert werde. Nach der 

Forderung des HLT, das Land habe für die 

kommunalen Mehrkosten aufzukommen, zog 

sich das Land Hessen auf die Kostenfolge-

schätzung des Bundes zurück. Eine weitere 

Gesprächsbereitschaft stellte Sozialminister 

Grüttner in Abhängigkeit zur Nachweiserbrin-

gung zu den ungedeckten Mehrausgaben der 

Landkreise. Ebenfalls zielte  der Minister auf 

das seiner Ansicht nach unbefriedigende hessi-

sche Ergebnis im Bereich Rückholung im bun-

desweiten Vergleich ab und forderte die Be-

reitschaft der kommunalen Familie ein, hier 

gemeinsam mit dem Land nach Optimie-

rungsmöglichkeiten zu suchen. 

 

Auf Grundlage des beschriebenen Sachstands 

befassten sich sowohl das Präsidium als auch 

der Sozialausschuss mit dem weiteren Vorge-

hen. Die Beschlusslagen bestätigten nochmals 

die Erwartung, dass das Land vollumfänglich 

die reformbedingten Mehrkosten außerhalb des 

KFA zu erstatten hat. Weiterhin wurde die Ge-

schäftsstelle mit der Erhebung zum Mehrauf-

wand im Bereich der Unterhaltsvorschusskas-

sen und  zum vermuteten Minderaufwand im 

SGBII-Bereich beauftragt. Beide Gremien be-

fürworteten jedoch auch einen Austausch mit 

dem Land zur Entwicklung etwaiger Empfeh-
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lungen. Wenngleich die vom Land angestellte 

Verquickung des Mehraufwands einerseits mit 

der Rückholung andererseits dem Grunde 

nach nicht sinnhaft ist, wurden zu beiden 

Strängen Initiativen seitens des HLT eingelei-

tet.  

 

Erhebung des reformbedingten Mehrauf-

wands: 

Die Erhebung in den Unterhaltsvorschusskas-

sen begann am 01.07.2017 und war zunächst 

auf ein Jahr befristet. Sie endete somit in den 

Unterhaltsvorschusskassen vorläufig zum 

30.06.2018. Die Erhebung im Bereich der 

Kommunalen Jobcenter (KdU) umfasst den 

gleichen Zeitraum, dauert jedoch aufgrund nur 

zeitversetzt möglicher Datenlieferungen noch 

bis voraussichtlich Ende Oktober 2018 an. 

Erst dann ist auch ein Vergleich des Mehr-

aufwandes im Bereich Unterhaltsvorschuss 

(UV) mit den Minderausgaben im Bereich der 

KdU für das 1. Halbjahr 2018 bzw. den kom-

pletten Erhebungszeitraum möglich. Hingegen 

ist die Gegenüberstellung der Entwicklungen 

UV/ KdU für das 2. Halbjahr 2017 erfolgt.  

Der Minderaufwand bei den kommunalen 

Kosten der Unterkunft konnte nur auf der 

Grundlage der Angaben aus den Kommunalen 

Jobcentern der hessischen Landkreise ermit-

telt und hochgerechnet werden, da die Regio-

naldirektion Hessen der Bundesagentur für 

Arbeit für die gemeinsamen Einrichtungen 

keine entsprechenden Daten lieferte. Um ein 

gesamthessisches Ergebnis abbilden zu kön-

nen, wurden die Daten der KJCs auf 21 Land-

kreise hochgerechnet und den Daten der 21 

Unterhaltsvorschusskassen gegenübergestellt. 

Die zentralen Ergebnisse stellen sich auf die-

ser Grundlage wie folgt dar: 

 

Zunächst losgelöst von der Betrachtung der 

Entwicklung der Kosten der Unterkunft im 

Bereich des SGB II, ergibt sich im Bereich 

UV der 21 Landkreise im Zeitraum Juli 2017 

bis Juni 2018 ein kommunaler Gesamt-

Mehraufwand in Höhe von 8.405.858 Euro. 

 

Dieser setzt sich zusammen aus dem Mehr-

aufwand kommunaler UV-Anteil  

2. Halbjahr 2017 mit 2.547.695,00 Euro und 

dem Mehraufwand kommunaler UV-Anteil  

1. Halbjahr 2018 mit 5.858.163,00 Euro. 

 

Für das 2. Halbjahr 2017 ist, wie zuvor erläu-

tert, bereits eine Gegenüberstellung beider 

Rechtskreise (KdU/ UV, jeweils kommunaler 

Anteil) möglich. Im Ergebnis steht ein kom-

munaler Mehraufwand in Höhe von 

436.307,00 Euro.  

 

Der gravierende weitere Anstieg im Bereich 

UV im 1. Halbjahr 2018 wird mit hoher Wahr-

scheinlichkeit den Netto-Mehraufwand in der 

Betrachtung des Gesamterhebungszeitraums 

noch erhöhen, da nach aktuellen Erkenntnissen 

davon auszugehen ist, dass sich im Bereich der 

KdU die Minderausgaben auf jetzigem Niveau 

einpendeln oder zumindest keine gravierenden 

Veränderungen mehr erfahren werden. 

Diese sowie weitere Detailergebnisse wurden  

Herrn Staatsminister Grüttner mit Schreiben 

vom 22.08.2018 übermittelt. 

 

Zunächst bleiben nun die Folgegespräche mit 

dem Land zur Erstattung der Mehrkosten ab-

zuwarten. Im Turnus-Gespräch zwischen dem 

Staatsminister und den kommunalen Spitzen-

verbänden, HLT und HStT, am 16.08.2018 

wurden die Erhebungsergebnisse zwar skiz-

ziert, in Anbetracht einer umfänglichen Tages-

ordnung zu Themen des Sozialrechts jedoch 

das weitere Vorgehen nicht erörtert. 

 

Das Präsidium hat sich in seiner Sitzung am 

06.09.2018 zu den Entwicklungen beraten und 

im Ergebnis die Geschäftsstelle mit der Fortset-

zung der Gespräche mit dem Land zur Entwick-

lung von Empfehlungen im Bereich des Unter-

haltsrückgriffes beauftragt. Zur Frage einer evtl. 

Zentralisierung der Rückholung hat sich das 

Präsidium zunächst vorläufig dahingehend posi-

tioniert, mögliche Modelle einer näheren Be-

trachtung zuzuführen. Mit einer vertiefenden 

Betrachtung einer (teilweisen) Aufgabenverla-

gerung an das Land sowie konkreter Modelle 

anderer Bundesländer wurde der Sozialaus-

schuss beauftragt. 

 
Auch auf den Tagesordnungen der Bezirksver-

sammlungen Nord, Mitte, Süd Ende August/ 

Anfang September 2018 war die Thematik 

ebenfalls Gegenstand der Tagesordnungen. 

 
Die Jugendämter wurden gebeten auch nach 

Einstellung der Erhebung Hinweise zu evtl. 

weiteren Kostensteigerungen gegenüber der 

Geschäftsstelle mitzuteilen. 
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Aufwand Unterhaltsvorschuss auf Bundes-

ebene 

 

Der Bund musste seine ursprünglichen Haus-

haltsansätze für 2017 mittels Nachtragshaus-

halt anpassen. Im Haushaltsergebnis für 2017 

stellen sich die Ausgaben des Bundes (ohne 

Länderanteil) abschließend wie folgt dar: 

 

Soll: 315.000.000,00 Euro  

Ist:   405.963.611,69 Euro 

 

Für 2017 gilt es zwei Zeiträume zu betrach-

ten:  

 

 01.01.2017 bis 30.06.2017: altes 

Recht und der Bundesanteil lag bei 

33,33 %, 

 01.07.2018 bis 31.12.2017: neues 

Recht mit Leistungsausweitungen, der 

Bundesanteil liegt bei 40 %! 

 

Für das Jahr 2018 liegt der Haushaltsansatz 

des Bundes für die Ausgaben bei 

866.000.000,00 Euro, für 2019 bei 

718.000.000,00 Euro.  

 

 

Empfehlungen des Landes Hessen und des 

Hessischen Landkreistages zum Rückgriff 

durch die Unterhaltsvorschusskassen/ Organi-

sation des Rückgriffs 

 

Der Unterhaltsvorschuss unterscheidet zwi-

schen verschiedenen Funktionen: Er ersetzt 

einerseits den Unterhalt des barunterhalts-

pflichtigen Elternteils, der trotz Leistungsfä-

higkeit nicht oder nicht in notwendigen Um-

fang erfolgt. Hier handelt es sich tatsächlich 

um eine Vorschussleistung. Unterhaltsvor-

schuss wird jedoch auch in Fällen gewährt, in 

denen aufgrund eingeschränkter Leistungsfä-

higkeit oder Tod des anderen Elternteils kein 

oder kein ausreichender Unterhalt gezahlt 

werden kann. Hier handelt es sich folglich 

überwiegend um eine Ausfallleistung.  

 

Im Bereich des Rückgriffs auf die Unterhalts-

schuldner tragen unterschiedlichste Faktoren 

zur Höhe der Rückgriffsquote bei. Diese sind 

nur zum Teil steuerbar sondern hängen viel-

mehr von Gegebenheiten ab, auf die die Ju-

gendämter keinen Einfluss haben. Hinzu 

kommt, dass es keine Legaldefinition gibt und 

folglich Spielräume eröffnet werden, um die 

Quote zu steigern. Bei Betrachtung der nicht 

steuerbaren Faktoren bestätigt sich die An-

nahme, dass Rückholquoten einzelner Gebiets-

körperschaften aber auch die Rückholquoten 

der Länder nur äußerst bedingt vergleichbar 

sind.  

 

Ein erstes Gespräch zu gemeinsamen Empfeh-

lungen fand zwischen Vertreterinnen des 

HMSI, des Regierungspräsidium Kassel 

(Fachaufsicht), hessischer Landkreisjugendäm-

ter und der Geschäftsstelle am 17.08.2018 

statt. Von kommunaler Seite wurde auch auf 

die vorgenannten Kriterien verwiesen, die im 

Hinblick auf einen Vergleich  der Rückholquo-

ten dessen Grenzen deutlich machen. 

 

Überlegungen zu einer möglichen (Teil-) Zent-

ralisierung der Rückholung auf Landesebene – 

z. B. die Möglichkeit einer Übertragung des 

bayerischen Modelles auf Hessen - bedürfen 

zunächst der Gremienberatungen im HLT. Das 

Land selbst hat einstweilen erklärt, nicht die 

erforderlichen Strukturen für eine solche Teil-

zentralisierung zu haben. Allerdings sind alle 

Akteure (Bund, Länder und Kommunen) ge-

halten, zur Verbesserung der Rückholung bei-

zutragen und bisherige Herangehensweisen zu 

überdenken.  

 

Zum Aspekt der Zentralisierung des Rückgriffs 

gibt es mittlerweile auch Bewegung auf Ebene 

des Deutschen Landkreistages. Der Spitzen-

verband tauscht sich in der Sitzung des Kultur-

ausschusses im September 2018 dazu aus, in 

welchen Bundesländern aktuell Überlegungen 

zu einer zentralen Rückholung durch das Land 

angestellt werden. Auch insofern ist zu dieser 

Frage eine Positionierung der politischen Gre-

mien im HLT erforderlich. Bei Überlegungen 

zu einer möglichen Teilübertragung an das 

Land (vgl. Bayern) ist zu bedenken, dass das 

Gros der Fälle bei den Jugendämtern verblei-

ben würde, die „schwierigen“ Fälle hingegen 

einer zentralen Stelle des Landes übertragen 

werden, in der entsprechend hochqualifiziertes 

Fachpersonal diese Aufgabe übernimmt. Ein 

weiterer Denkansatz könnten Modelle der in-

terkommunalen Zusammenarbeit sein, unter 

der mehrere Landkreise gemeinsam speziali-

siertes Personal für den Rückgriff vorhalten.  

 

Im Gespräch mit dem Land wurde klargestellt, 

dass in die Empfehlungen keine Standardvor-

gaben zu Eingruppierung, Fallzahl etc. Ein-

gang finden werden. 
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Unterrichtsbegleitende Unterstützung 

durch sozialpädagogische Fachkräfte 

(UBUS)  

 

Im September 2017 hatte das Land öffentlich 

bekannt gegeben, im Jahr 2018 700 sozialpä-

dagogische Kräfte zur unterrichtsbegleitenden 

Unterstützung an hessischen Schulen einstel-

len zu wollen. 

 

Von diesen 700 Stellen wurden 400 bereits 

zum 1.2.2018 für den Bereich der Grundschu-

len ausgeschrieben und nach und nach auch 

besetzt. Die weiteren 300 Stellen sind ab 1. 

August 2018 für die Unterstützung und Ent-

lastung der Lehrkräfte an Schulen der Sekun-

darstufe 1 und 2 vorgesehen.  

 

Die jahrelange Forderung des HLT gegenüber 

dem Land, sich an der Schulsozialarbeit an-

gemessen zu beteiligen, hatte das Land in der 

Vergangenheit stets zurückgewiesen. Mit der 

Schaffung von 700 Stellen, hat das Land nun 

eine zu begrüßende Initiative eingeleitet.  

 

In der Praxis treffen jedoch mit der unter-

richtsbegleitenden Unterstützung durch sozi-

alpädagogische Fachkräfte (UBUS) einerseits 

und der kommunalen Schulsozialarbeit ande-

rerseits zwei Systeme aufeinander, die eine 

Abstimmung erfordern. Diese Notwendigkeit 

hat das Land zunächst nicht erkannt, sondern 

hat ohne die Beteiligung der kommunalen 

Spitzenverbände zum 01.02.2018 den Erlass 

zur Umsetzung der unterrichtsbegleitenden 

Unterstützung durch sozialpädagogische 

Fachkräfte (UBUS) zur Erfüllung des Bil-

dungs- und Erziehungsauftrages an Grund-

schulen in Hessen in Kraft gesetzt. 

 

Sowohl das Präsidium als auch der Sozialaus-

schuss sowie die Bezirksversammlungen 

Nord, Mitte und Süd hatten sich in ihren Sit-

zungen im ersten Halbjahr 2018 zum Sach-

stand und der ersten Entwicklung zur unter-

richtsbegleitenden Unterstützung durch das 

Land Hessen beraten. Im Ergebnis wurde die 

Initiative des Landes, zusätzliches Personal 

für die pädagogische Arbeit an Schulen zur 

Verfügung zu stellen und diese aus originären 

Landesmitteln zu finanzieren, grundsätzlich 

begrüßt. Zugleich haben das Präsidium und 

der Sozialausschuss jedoch deutlich die vom 

Land geschaffene finanzielle Konkurrenzsitu-

ation abgelehnt, die erwarten ließ, dass so-

wohl die Fachkräfte der kommunalen 

Schulsozialarbeit als auch die Teilhabeassis-

tenten aufgrund der höher dotierten und unbe-

fristeten Stellen des Landes einen Wechsel in 

schulische Anstellung in Betracht ziehen wer-

den. Weiter wurde der Erwartung Ausdruck 

verliehen, dass auch die für die praktische Um-

setzung und Vernetzung beider Systeme erfor-

derlichen Maßnahmen gemeinsam erörtert 

werden. Ausdrücklich bestand zudem die Er-

wartung, die Staatlichen Schulämter zu ver-

pflichten, zusammen mit den Trägern der 

kommunalen Schulsozialarbeit und der Ju-

gendhilfe gemeinsame Konzepte i. S. des 

UBUS-Erlasses zu entwickeln. 

 

In einem Gespräch der kommunalen Spitzen-

verbände HLT und HStT mit Herrn Staatsmi-

nister Lorz im Februar 2018 konnten sodann  

verschiedene Absprachen getroffen werden: 

 

Vereinbart wurde die Bildung einer Arbeits-

gruppe. Zum bereits geltenden Erlass wurde 

die Möglichkeit einer nachträglichen Stellung-

nahme eingeräumt, eine Änderung des Erlasses 

sollte auf der Grundlage der darin vorgetrage-

nen Hinweise geprüft werden.  

 

 

Arbeitsgruppe UBUS 

 

Der Arbeitsgruppe unter dem Dach des HKM 

gehören Vertreterinnen des HKM, der koordi-

nierenden Staatlichen Schulämter sowie des 

HLT und des HStT an. In den beiden Arbeits-

gruppensitzungen im März und im Mai 2018 

wurde das weitere Vorgehen im Hinblick auf 

die Erlassänderungen als auch die Rollenklä-

rung bis zu dessen Inkrafttreten beraten. Dar-

über hinaus diente die zweite Sitzung einem 

Erfahrungsaustausch zu den bis dahin erfolgten 

Stellenausschreibungen und -besetzungen.  

 

Nach den Berichten der koordinierenden Staat-

lichen Schulämter stellte sich die Situation an 

den Grundschulen im Mai wie folgt dar: In al-

len Schulamtsverbünden waren ca. 80-90% der 

Stellen ausgeschrieben, die Auswahlverfahren 

liefen. Der Grad der bereits besetzten Stellen 

stellte sich unterschiedlich dar. Während im 

Verbund Rhein-Main bereits bis zu 20% der 

Stellen besetzt waren, waren es im Norden 

Hessens (Kassel, Fulda) weitaus weniger. Der 

Verbund Mitte meldete 12 bereits besetzte 

Stellen.  
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Ende September 2018 gab das Hessische Kul-

tusministerium folgenden Stand bekannt: 

Von den 400 Stellen im Elementarbereich 

sind 291 zwischenzeitlich besetzt, von den 

300 Stellen in der Sekundarstufe 1 und 2 sind 

bislang 31 Stellen besetzt. 

 

Im Hinblick auf die seitens der KSpV ange-

nommene eintretende Konkurrenzsituation be-

richteten die Staatlichen Schulämter, dass sich 

zu diesem Zeitpunkt kaum kommunale Inte-

ressenten unter den Bewerbern befanden und 

ebenfalls nur wenige ErzieherInnen. Nicht alle 

Vertreterinnen und Vertreter verfügten jedoch 

in der Sitzung über diesbezügliche aktuelle In-

formationen. Weiter legte das HKM dar, dass 

der vermutete „Abgreifeffekt“ kaum zu ver-

zeichnen sei.  

 

Das von der Bildungsregion Darmstadt-

Dieburg unter Zusammenwirken des dortigen 

Staatlichen Schulamtes, des Landkreises so-

wie der Stadt Darmstadt in Aussicht gestellte 

Konzept zu den Schnittstellen UBUS/ kom-

munale Schulsozialarbeit liegt bislang noch 

nicht vor. In der AG wurde die Überlegung 

angestellt, das Konzept nach seiner Vorlage 

perspektivisch anzupassen und hessenweit zur 

Verfügung zu stellen, um ein gemeinsames 

Verfahren bei der Kooperation zwischen 

Schul- und Jugendhilfeträgern sowie den 

Staatlichen Schulämtern und Schulen zu er-

reichen. Bis zu dessen Vorliegen gilt ungeach-

tet die vereinbarte Zusammenarbeit jeweils 

vor Ort.  

 

Ein drittes Treffen der Arbeitsgruppe soll mit 

dem Ziel, erste Erfahrungen der Umsetzung 

sowohl an den Grundschulen als auch der Se-

kundarstufe auszutauschen, voraussichtlich im 

November 2018 erfolgen.  

 

 

Fortbildungen des Landes 

 

Hinsichtlich der im Erlass vorgesehenen Fort-

bildungen für das UBUS-Landespersonal hat-

te der HLT von Anbeginn die Notwenigkeit 

gemeinsamer Veranstaltungen als sinnvolle 

Herangehensweise zur Zusammenarbeit bei-

der Professionen betont und somit die Öff-

nung auch für kommunale Schulsozialarbeite-

rInnen gefordert. In den Änderungserlass hat 

dies keinen Eingang gefunden. Jedoch wurde 

in der letzten Sitzung der gemeinsamen Ar-

beitsgruppe seitens des HKM zugesagt, das 

Fortbildungsangebot auch für die kommunalen 

Fachkräfte zugänglich zu machen. Die Konzi-

pierung der UBUS-Fortbildungsmodule und 

die verschiedenen Elemente wie Auftaktveran-

staltung, Inhaltsmodule und Vernetzungsver-

anstaltungen hat das HKM für Ende August 

2018 angekündigt. Erst dann soll auch die An-

gebotsausweitung für kommunale Kräfte in 

den konzeptionellen Prozess eingebracht wer-

den. Die Auftaktveranstaltung für den Bereich 

Grundschulen soll voraussichtlich im Novem-

ber 2018 stattfinden, Aufbaumodule sollen fol-

gen. 

 

 

Kapitalisierung von UBUS-Stellen 

 

Ein weiteres Gespräch zwischen den jeweili-

gen Hausspitzen des HKM sowie der KSpV 

fand am 18.05.2018 statt. Die Geschäftsstelle 

hatte nach den Beratungen im Präsidium am 

19.04.2018 gegenüber dem Land das Interesse 

an einer Kapitalisierung bzw. Teilkapitalisie-

rung von „UBUS-Stellen“ bzw. in deren Folge 

der Möglichkeit, mit den dann frei werdenden 

Finanzmitteln für eine Optimierung der kom-

munalen Schulsozialarbeit auch im Sinne der 

UBUS-Stellen zu sorgen, signalisiert. Zwar 

hatten die politischen Gremien im HLT die Be-

reitstellung von 700 UBUS-Kräften aus origi-

nären Landesmitteln begrüßt. Dennoch hätten 

mittels einer Förderung der bestehenden kom-

munalen Schulsozialarbeit durch das Land die 

vorhandenen Strukturen gestärkt und ausge-

baut werden können. Der mit der UBUS-

Einführung notwendig gewordene zusätzliche 

bürokratische Abstimmungs- und Verwal-

tungsapparat  zweiter paralleler Angebots-

stränge unter dem Dach zweier Dienstaufsich-

ten wäre damit entbehrlich gewesen.  

 

Im Gesprächsergebnis wurde jedoch festgehal-

ten, dass eine Kapitalisierung zumindest der-

zeit nicht vorgesehen ist.   

 

 

Erlass 

 

Neben dem bereits bestehenden UBUS-Erlass 

für die Grundschulen in Hessen vom 

01.02.2018 ist zum 01.07.2018 ein Änderungs-

erlass in Kraft getreten. Dieser richtet sich an 

die Schulen der Sekundarstufen 1 und 2. Ein-

gang gefunden hat darin eine Hauptforderung 

des HLT: den Staatlichen Schulämtern wird 
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nun die verbindliche Rolle zugeschrieben, die 

Zusammenarbeit auf regionaler Ebene im 

Einvernehmen mit dem Träger der öffentli-

chen Jugendhilfe und im Benehmen mit dem 

Schulträger zu koordinieren. Damit wird dem 

Anliegen Rechnung getragen, nicht an jeder 

einzelnen Schule mit UBUS-Zuweisung die 

Umsetzungsdetails sowie die Verzahnung der 

beiden Systeme, UBUS und kommunale 

Schulsozialarbeit einschließlich pädagogi-

scher Konzeptionen, verhandeln zu müssen.  

 

Ebenfalls wurde dem Anliegen entsprochen, 

Erzieherinnen und Erzieher aus dem Katalog 

der Zugangsabschlüsse herauszunehmen. Die-

se können sich jedoch nach wie vor auf die 

UBUS-Stellen an Grundschulen bewerben. 

 

 

Kinderbetreuung 

 

Im Bereich der Kindertagesbetreuung sind 

sowohl auf Landes- als auch Bundesebene 

kontinuierliche Entwicklungen zu verzeich-

nen. Wenngleich die hessischen Landkreise 

nicht Träger von Tageseinrichtungen für Kin-

der sind, haben sie im Rahmen der Gesamt- 

und Planungsverantwortung auch dafür Sorge 

zu tragen, dass die Angebote in diesem Sektor 

in ausreichender Größe zur Verfügung stehen. 

Des Weiteren gehören eine kontinuierliche 

Qualitätsentwicklung, die Fachberatung als 

auch, im Zusammenwirken mit dem Landes-

jugendamt, das Betriebserlaubnisverfahren zu 

den Aufgaben der Landkreise. Sämtliche Be-

wegungen sind daher auch für die Landkreise 

von unmittelbarer oder mittelbarer Relevanz. 

 

 

Landesebene Beitragsfreistellung 

 

Seit dem 01.08.2018 sind  die gesetzlichen 

Voraussetzungen dafür geschaffen, dass alle 

Kinder in Hessen, die im Alter vom vollende-

ten 3. Lebensjahr bis zum Schuleintritt den 

Kindergarten besuchen, für bis zu sechs Stun-

den täglich von dem Kosten- und Teilnahme-

beitrag freigestellt werden. 

 

Bereits kurz nach Bekanntwerden der Pläne 

der hessischen Landesregierung hatte sich das 

Präsidium des HLT im Herbst 2017 zu diesem 

Vorhaben positioniert. Im Kern stand die For-

derung, die Finanzierung aus originären Lan-

desmitteln und nicht durch eine KFA-

Entnahme sicherzustellen. Im Grundsatz wurde 

die Entlastung der Eltern unter sozialpoliti-

schen Aspekten als Schritt in die richtige Rich-

tung begrüßt. Kritisch wurde bewertet, dass 

weite Teile der Kinderbetreuung (Krippe, Hort, 

Tagespflege) nach wie vor beitragsbelastet 

bleiben. Für die Landkreise wirkt sich die Bei-

tragsfreistellung in unterschiedlicher Hinsicht 

aus: 

 

Die Elternnachfrage dürfte sich ändern, wenn 

die ersten sechs Stunden komplett freigestellt 

werden. Dies gilt ggf. nicht nur für diese Be-

treuungszeit, sondern ggf. auch für Ganztags-

plätze, da sich die Elternbeiträge für die Be-

treuungszeit über sechs Stunden im überschau-

baren Rahmen halten und entsprechend ver-

stärkt nachgefragt werden dürften. Darauf 

müssen die Landkreise im Rahmen ihrer Ge-

samtverantwortung reagieren und insbesondere 

mit den Gemeinden die Planungen für ein be-

darfsgerechtes Angebot weiterentwickeln. Da-

zu bedarf es der (Weiter-) Entwicklung ausge-

reifter Planungsinstrumente.  

Auch das Erfordernis baulicher Erweiterungen/ 

Änderungen sowie der anzunehmende Mehr-

bedarf an Fachkräften sind Aspekte im Rah-

men dieser Planungen. 

 

Das Gesetz zur Änderung des Hessischen Kin-

der- und Jugendhilfegesetzbuches/ Teil Lan-

desförderung für die Freistellung vom Teil-

nahme- oder Kostenbeitrag trat zum 

01.08.2018 in Kraft. Die Kommunen, die sich 

an der Beitragsfreistellung beteiligen, erhalten 

die hier geregelte Landesförderung  

 

Die Beitragsfreistellung ist kein hessisches 

Novum. Vielmehr führen immer mehr Bundes-

länder für bestimmte Elterngruppen oder auch 

für alle Eltern in unterschiedlicher Ausgestal-

tung eine Beitragsfreiheit ein.  

 

 

Fachkraftmangel 

 

Betrachtet man zum besseren Verständnis zu-

nächst die Entwicklung der tätigen Personen in 

Kindertageseinrichtungen in Hessen, zeigt der 

Zuwachs in den letzten zehn Jahren eine dras-

tische Entwicklung. Insgesamt (pädagogisches 

und Verwaltungspersonal) waren dort tätig: 

2007: 37 600 Personen 

2012: 47 687 Personen 

2017: 58 032 Personen. 
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Dies entspricht einer Steigerung von 2007 auf 

2017 von mehr als 20 000 Personen (54,3 %). 

Der Anstieg der tätigen Personen fiel zum 

Anstieg der Kinderzahl im selben Zeitraum  

(+ 14,4 %) deutlich stärker aus (Quelle: Hes-

sisches Statistisches Landesamt). 

 

Dieser überproportional gestiegene Personal-

bedarf lässt sich hauptsächlich mit der stark 

ausgeweiteten Ganztagsbetreuung, der Aus-

weitung der Öffnungszeiten und dem gestie-

genen Anteil an Kindern unter 3 Jahren erklä-

ren, welche eine intensivere Betreuung benö-

tigen.  

Ein Fachkraftmangel im Bereich der Kinder-

tagesbetreuung ist bereits heute zu verzeich-

nen. So ist zu beobachten, dass geschaffene 

Kita- und Krippenplätze nicht an Eltern und 

ihre Kinder vergeben werden können, weil 

das Personal fehlt. Die demografische Ent-

wicklung, die in ca. 10 Jahren zu erwartende 

starke Verrentungswelle, die steigenden El-

ternwünsche, der geplante Rechtsanspruchs 

auf Ganztagsbetreuung in Grundschulen so-

wie der aus den Qualitätsverbesserungen re-

sultierende Handlungsbedarf erfordern einen 

deutlichen Zuwachs an Fachkräften, die den 

dringenden Handlungsbedarf, die Zahl der 

Fachkräfte deutlich zu erhöhen, ebenfalls ver-

stärken. Dazu sind unterschiedliche Ansätze 

zu verfolgen, z. B. 

 Ausweitung der Kapazitäten in der 

Erzieher(innen)ausbildung 

 Berufsfeld grundsätzlich attraktiver 

machen 

 Quereinstiege fördern/ Anerkennung 

ausländischer Abschlüsse 

 Duale Ausbildung 

 Ausbildung stärker an die Praxis an-

binden (z. B. gleichzeitige Bezahlung 

der Ausbildungszeit) 

 Verkürzung der Ausbildungsdauer 

 

Die Arbeitsgemeinschaft der Jugendamtslei-

tungen im HLT hat sich in ihrer Frühjahrsta-

gung 2018 für eine Aufwertung der in diesem 

Bereich tätigen Fachkräfte ausgesprochen, 

hingegen aber betont, am Fachkräftegebot des 

HessKiföG festzuhalten zu wollen. Kitas 

müssten als Bildungseinrichtungen auch die 

notwendige Fachlichkeit vorhalten. 

 

 

 

 

Bundesebene 

 

Das BMFSFJ hat im Juli 2018 den Referenten-

entwurf für ein Gesetz zur Weiterentwicklung 

der Qualität in der Kindertagesbetreuung vor-

gelegt. Es soll die unterschiedlichen Stärken 

und Schwächen bei der Kindertagesbetreuung 

in den Ländern aufgreifen und die jeweils un-

terschiedlichen Verbesserungsbedarfe mit 

Bundesmitteln unterstützen. Hierzu sind Hand-

lungskonzepte der Länder erforderlich, die 

auch mit der kommunalen Ebene abzustimmen 

sind. Auf Grundlage dieser Handlungskonzep-

te sollen Vereinbarungen mit dem Bund ge-

schlossen werden, der daraufhin entsprechende 

Mittel zur Verfügung stellt. Zudem umfasst der 

Gesetzentwurf auch eine Verschärfung der Re-

gelung zur Staffelung von Elternbeiträgen in § 

90 SGB VIII. 

 

In seiner Stellungnahme an den DLT hat der 

HLT das Ziel, die Qualität in der Kindertages-

betreuung weiterzuentwickeln, grundsätzlich 

begrüßt. Vor dem Hintergrund der allgemeinen 

Entwicklung - Verbesserung der Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf, Schaffung eines 

Rechtsanspruchs zur Betreuung von Kindern 

ab dem vollendeten 1. Lebensjahr, Schaffung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse - sind ent-

sprechende Initiativen des Bundes unabding-

bar.  

 

Eine auskömmliche Finanzierung durch den 

Bund ist Grundvoraussetzung für eine gelin-

gende Umsetzung der Vorhaben. Ob die sei-

tens des Bundes vorgenommenen Berechnun-

gen zutreffend sind, kann derzeit nicht ab-

schließend beurteilt werden, da der aktuelle 

Entwurf hinsichtlich einer exakten Bezifferung 

des Mehrbedarfes wenig aussagekräftig bleibt.  

Zu den Details hat die Geschäftsstelle auf der 

Grundlage fachlicher Hinweise aus den Land-

kreisen Stellung bezogen. Eine Befassung der 

politischen Gremien im HLT mit dem sog. 

“Gute-Kita-Gesetz“ ist bislang nicht erfolgt. 

 

 

Teilhabeassistenz 

 

Auch im Jahr 2017 haben die im Frühjahr 2018 

durch die Geschäftsstelle erhobenen Daten ei-

nen erneuten Anstieg im Bereich der Teilha-

beassistenzen belegt.  
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So belaufen sich die Gesamtkosten der hessi-

schen Landkreise (Jugendhilfe und Sozialhil-

fe) im Jahr 2017 auf 70.695.754 € gegenüber 

28.330.034 € im Jahr 2011. Dies entspricht 

einer Steigerung von 149,5%. 

 

Die angenommene konnexitäre Wirkung hatte 

die Geschäftsstelle bereits im Rahmen der 

Stellungnahme zur Novellierung des Hessi-

schen Schulgesetzes vorgetragen. Dazu konn-

te im Juli 2018 mittels der Vereinbarung zwi-

schen dem Land Hessen und den kommunalen 

Spitzenverbänden, HLT und HStT eine ge-

meinsame Basis zur Annäherung in der Fi-

nanzierungsfrage erzielt werden (vgl. Kapitel 

“Novelle des Hessischen Schulgesetzes“). 

 

Da dem Vergleichsring SGB XII zwischen-

zeitlich alle 21 hessischen Landkreise angehö-

ren und in diesem Rahmen ebenfalls die Ent-

wicklung im Bereich der Teilhabeassistenzen 

durch con_sens erhoben wird, kann voraus-

sichtlich künftig auf eine Doppelerhebung 

verzichtet werden. 

 

 

Fachtage und Veranstaltungen im Bereich 

Jugendhilfe in 2017/2018 

 

Anlässlich rechtlicher Änderungen sowie ak-

tueller Entwicklungen organisierte der HLT 

auch in den Jahren 2017 und 2018 Fachveran-

staltungen im Bereich der Jugendhilfe. 

  

Nach Bekanntwerden der Pläne der hessi-

schen Landeregierung zur Beitragsfreistellung 

der Eltern in Kitas ab August 2018 sowie des 

Kultusressorts zur Bereitstellung von 700 so-

zialpädagogischen Fachkräften zur unter-

richtsbegleitenden Unterstützung zur Erfül-

lung des Bildungs- und Erziehungsauftrages 

(UBUS) im Jahr 2018 fand im Dezember 

2017 zu den beiden Themenkomplexen eine 

Sondersitzung der Arbeitsgemeinschaft der 

Jugendamtsleitungen  mit Vertreterinnen und 

Vertretern des Landes statt. Diese diente dem 

Austausch mit bzw. der Information durch das 

Land.  

 

Die seit dem 25.5.2018 unmittelbar geltende 

Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) wirkt 

sich auch auf die tägliche Arbeit in den Ju-

gendämtern aus. Diese müssen ihre Prozesse, 

in denen personenbezogene Daten verarbeitet 

werden, überprüfen und den neuen Rechts-

grundlagen anpassen. Ein Überblick über die 

Systematik des Datenschutzrechts und die für 

die Jugendhilfe relevanten Neuregelungen wa-

ren Gegenstand eines Fachtags, den der HLT 

gemeinsam mit dem Hessischen Städtetag und 

in Kooperation mit dem Lahn-Dill-Kreis im 

August 2018 ausgerichtet hat. 

 

Im Dezember 2017 hatte die hessische Landes-

regierung den 2. Landessozialbericht mit dem 

Schwerpunkt Kinderarmut vorgelegt. Im be-

gleitenden Beirat war auch der HLT vertreten. 

Um das Thema Kinderarmut gemeinsam mit 

Prof. Dr. Huster als einem der beteiligten Wis-

senschaftler zu vertiefen und Positionen und 

Handlungsmöglichkeiten aus Sicht der Ju-

gendhilfe zu entwickeln, fand ebenfalls im 

August 2018 eine von HLT und HStT ausge-

richtete Fachveranstaltung für die Jugendamts-

leitungen in Wiesbaden statt. 

 

Nachdem die Zuständigkeiten zur Umsetzung 

des Bundesteilhabegesetzes in Hessen per 

Landesgesetz geregelt sind, ergeben sich für 

die hessischen Landkreise ab dem Jahr neue 

und geänderte Zuständigkeiten. Dies bedarf der 

Überlegung, wie sich in den Verwaltungen die 

Eingliederungshilfe künftig aufstellt und or-

gansiert. Die Plattform für einen Austausch der 

Sozial- und Jugendamtsleitungen bzw. den 

Leitungen bereits bestehender Eingliederungs-

dienste bot der HLT mittels einer Veranstal-

tung im August 2018 in Marburg. 

 

 

4. Gesundheit  
 

 

Auswirkungen der Grippewelle 

 

Auf Hinweis der AG der amtsleitenden Ärztin-

nen und Ärzte der Gesundheitsämter und des 

Rettungsdienstes hatte sich der Gesundheits-

ausschuss am 21.3.2018 sehr ausführlich mit 

den Auswirkungen der Grippewelle im Früh-

jahr 2018 beschäftigt. Es wurde festgestellt, 

dass es sich in ihren Auswirkungen um keine 

gewöhnliche Grippewelle handelte. 

 

Als Auswirkungen wurden festgestellt:  

 

 Das System IVENA war überfordert. Die 

Krankenhäuser waren dauerhaft rot ge-

meldet. 

 Die Aufnahmekapazitäten der Kranken-

häuser waren erschöpft.  
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 Die sehr langen Transportwege führten 

zu einem Einbruch bei der Erfüllung der 

Hilfsfristen im Rettungsdienst. 

 Die Möglichkeiten zur Notzuweisung 

von Patientinnen und Patienten in Kran-

kenhäuser waren unklar. 

 Es bestanden durch Krankheitsausfälle 

auch personelle Probleme in den Kran-

kenhäusern und im Rettungsdienst. 

 Die Problematik wiederholt sich fast je-

des Jahr im Zeitraum von Januar bis 

März. 

 

Aufgrund der Erfahrungen mit der diesjähri-

gen Grippewelle sollten mit Unterstützung des 

HMSI für die Zukunft zum Schutz der Ge-

sundheit der Bevölkerung die folgenden 

Punkte geregelt werden: 

 

 Zuständigkeiten, Aufgaben und Wei-

sungsrechte des ÖGD, des Rettungs-

dienstes und der Krankenhäuser. 

 Aufnahmekapazitäten, Intensivkapazitä-

ten und Kapazitätspuffer der Kranken-

häuser und deren Finanzierung. 

 Verringerung der geplanten Patienten-

aufnahmen durch Krankenhäuser im vo-

raussichtlichen Zeitraum einer Grippe-

welle. 

 Die Rolle des HMSI. 

 Mehr Ausbildung in Kliniken und im 

Rettungsdienst.  

 Notwendige Rechtsänderungen (z.B. im 

HGöGD), Anpassung des Hessischen 

Pandemieplans zum Umgang mit akuten 

Infektionswellen. 

 

Der Gesundheitsausschuss hatte gegenüber 

dem Land dringend appelliert, dass alle rele-

vanten Akteure einschließlich Rettungsdienst 

und ÖGD zu einer Bestandsaufnahme einge-

laden werden. Das Präsidium unterstützte am 

19.4.2018 den Gesundheitsausschuss und for-

derte das Land Hessen auf, alle relevanten 

Akteure für den Schutz der Gesundheit der 

Bevölkerung – einschließlich Rettungsdienst 

und ÖGD – zu einer Bestandsaufnahme der 

Auswirkungen der diesjährigen Grippewelle 

einzuladen. 

 

In der Sitzung des Gesundheitsausschusses 

am 6.6.2018 berichtete das HMSI, dass die 

Einladung zu einer Sitzung nun zügig vom 

HMSI versandt und der HLT beteiligt wird. 

Das Thema sollte aufbereitet und Lösungs-

möglichkeiten erarbeitet werden, um anschlie-

ßend im Laufe des Jahres entsprechende Lö-

sungen zu entwickeln. 

 

Am 25.6.2018 konstituierte sich die vom 

HMSI eingeladene Arbeitsgruppe. An dieser 

sind auch Vertreter/innen des ÖGD, des Ret-

tungsdienstes und der Krankenhäuser beteiligt. 

Das Arbeitsergebnis der Gruppe bleibt abzu-

warten. 

 

 

Landesrahmenvereinbarung Prävention 

 

Wie in den Gremien des HLT mehrfach be-

richtet, hat das Land Hessen am 1.4.2016 ge-

meinsam mit den Verbänden der Krankenkas-

sen und den Trägern der Renten- und Unfall-

versicherung eine Landesrahmenvereinbarung 

zur Umsetzung des Präventionsgesetzes in 

Hessen unterzeichnet. Das Präsidium des HLT 

beschloss am 15.9.2016 den Beitritt. 

 

Die aufgrund des unklaren Antrags- und Be-

willigungsverfahrens schleppende und nicht 

zufriedenstellende praktische Umsetzung der 

Landesrahmenvereinbarung Prävention wurde 

im Gesundheitsausschuss des HLT in den ver-

gangenen Jahren mehrfach kritisiert. 

 

Zwischenzeitlich wurden nun die Strukturen 

für ein klares Verfahren geschaffen. Zum 

1.11.2017 wurde die Koordinierungsstelle Ge-

sundheitliche Chancengleichheit (KGC) bei 

der HAGE (Hessische Arbeitsgemeinschaft für 

Gesundheitsförderung e.V.) besetzt. Nunmehr 

hat die Gesetzliche Krankenversicherung 

(GKV) in Hessen zum 1.7.2018 eine „Gemein-

same Stelle der Krankenkassen für Prävention 

und Gesundheitsförderung“ als zentrale An-

laufstelle geschaffen. Die gemeinsame Stelle 

dient der administrativen Beratung rund um die 

Antragstellung. Dagegen übernimmt die KGC 

bei der HAGE die inhaltliche Beratung der 

Kommunalverwaltungen und der kommunalen 

Akteure.  

 

Im Gesundheitsausschuss wurde am 6.6.2018 

festgestellt, dass nun die Hoffnung besteht, 

dass die notwendigen Strukturen für ein geord-

netes Antragsverfahren und seine Vorbereitung 

endlich stehen und von Seiten der Landkreise 

entsprechende Anträge gestellt werden können. 

Die nächsten Monate werden zeigen, ob sich 

die Hoffnungen erfüllen oder ob weitere struk-

turelle Probleme zur effektiven Umsetzung der 
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Landesrahmenvereinbarung Prävention beste-

hen. 

 

 

Hessischer Gesundheitspakt 3.0 

 

Der Hessische Gesundheitspakt 2.0 läuft zum 

Jahresende 2018 aus. Das Land Hessen beab-

sichtigt mit den Paktpartnern einen Pakt 3.0 

ab dem Jahr 2019 aufzulegen. Das HMSI hat-

te in einem Schreiben seine Themenfelder für 

den Gesundheitspakt 3.0 aufgeführt und um 

die Übersendung der Themenschwerpunkte 

der Paktpartner gebeten.  

 

Der Gesundheitsausschuss befasste sich daher 

am 21.3. und 16.6.2018 mit möglichen The-

menschwerpunkten. Es wurden Punkte aus 

den folgenden Bereichen festgelegt: 

 

- Allgemein (Erhöhung der Medizinstudien-

plätze, Fachkräftegewinnung) 

- Ambulante Versorgung (arztentlastende 

Maßnahmen, Landarztquote, Weiterbild-

ungsverbände) 

- Förderung des ÖGD (Weiterbildung Fach-

arzt ÖGD) 

- Sicherstellung der Hebammenversorgung 

(Landesstatistik) 

- Landesrahmenvereinbarung Prävention 

(Beteiligung des Landes mit originären 

Landesmitteln) 

- Pflege (Entlastungsangebote) 

- Menschen mit Behinderungen (Zugang 

zum Gesundheits- und Pflegesystem) 

 

Zur inhaltlichen Vorbereitung wurden von 

den Paktpartnern vier Arbeitsgruppen gebil-

det: 

 

1. AG Medizin-Studium und ärztliche Wei-

terbildung 

2. AG Ambulante Gesundheitsversorgung 

insbesondere im ländlichen Raum 

3. AG Sektorenübergreifende Versorgung 

4. AG Fachkräftesicherung und Pflege 

 

Die Arbeitsgruppen haben sich unmittelbar 

nach der Sommerpause konstituiert. Die Ar-

beitsergebnisse sollen in einer großen Runde 

der Paktpartner im Herbst 2018 vorgestellt 

werden. Ziel ist es, den Gesundheitspakt 3.0 

am 17.12.2018 öffentlich zu unterzeichnen. 

 

 

Aktionsbündnis für das ländliche Hessen 

 

Die Kassenärztliche Vereinigung Hessen (KV 

Hessen) hat in einer Initiative Anfang Dezem-

ber 2017 die Bildung eines Aktionsbündnisses 

für das ländliche Hessen vorgeschlagen und in 

einem Positionspapier 12 Forderungen formu-

liert. Von der KV Hessen wurde betont, dass 

die Initiative keine Kritik an bereits bestehen-

den Aktivitäten sein soll. Vielmehr gehe es da-

rum, gesetzliche Hürden zu überwinden und 

die Verzahnung der Sektoren sowie die Zu-

sammenarbeit aller Partner zu verbessern. 

Der Gesundheitsausschuss des HLT hat sich 

am 21.3.2018 mit der Initiative der KV Hessen 

für ein Aktionsbündnis befasst und diese 

grundsätzlich begrüßt. Auch wenn einige For-

mulierungen in dem Papier kritisch gesehen 

werden. Die Geschäftsstelle wurde beauftragt, 

die weitere Entwicklung der Initiative aktiv zu 

begleiten und regelmäßig zu berichten. 

 

In der Sitzung des Gesundheitsausschusses 

wurde auch wieder eine mögliche Disposition 

des Ärztlichen Bereitschaftsdienstes (ÄBD) 

der KV Hessen durch die Leitstellen der Land-

kreise beraten. Es wurde erneut festgestellt, 

dass die Leitstellen dies günstiger machen 

können, als die beiden Dispositionszentralen 

der KV Hessen. 

 

Das Präsidium befasste sich am 9.4.2018 mit 

dem Aktionsbündnis und begrüßte ebenfalls 

grundsätzlich die Initiative der KV Hessen. 

Gleichzeitig wurde das Angebot erneuert, dass 

zukünftig die Disposition des ÄBD durch die 

Leitstellen der Landkreise erfolgt. Die Ge-

schäftsstelle informierte die KV Hessen über 

das erneute Angebot. Ein Antwortschreiben 

liegt derzeit noch nicht vor.  

 

 

Machbarkeitsstudie „Notfallversorgung“ 

 

Die Notfallversorgung in Hessen basiert auf 

dem Rettungsdienst, der in der Sicherstel-

lungsverantwortung der Kommunen liegt, und 

dem ÄBD in der Verantwortung der KV Hes-

sen. Diese Trennung beruht auf dem Gedan-

ken, dass die ambulante Versorgung oftmals 

ausreichend und auch günstiger ist. Zudem un-

terliegen beide Sektoren unterschiedlichen Fi-

nanzierungswegen. 
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In der Praxis ist die strenge Trennung der Sys-

teme nicht durchzuhalten. Es besteht bei den 

Patienten der Trend, eher die Behandlung im 

Krankenhaus in Anspruch zu nehmen. Diese 

Entwicklung führt zu einer Fehlsteuerung an 

Ressourcen. Konkret werden sowohl im Ret-

tungsdienst als auch in den Krankenhäusern 

Kapazitäten gebunden, die anderweitig drin-

gend benötigt werden. 

 

Diese Situation beschäftigt unter anderem das 

gemeinsame Landesgremium nach § 90a SGB 

V. Speziell zu dem Thema hat das Gremium 

den Arbeitsausschuss „Sektorenübergreifende 

Notfallversorgung“ eingerichtet. 

 

Im Arbeitsausschuss „Sektorenübergreifende 

Notfallversorgung“ wurde Ende 2017 die Pro-

jektskizze zu einer Machbarkeitsstudie „Inte-

grierte Strukturen und Prozesse in der Not-

fallversorgung in einer Pilotregion in Hessen“ 

vorgestellt. Diese Projektskizze identifiziert 

vier Themenfelder, die im Rahmen einer wis-

senschaftlichen Machbarkeitsstudie untersucht 

werden sollen. Diese sind: 

 

 Telefontriage in Leitstelle und Dispositi-

onszentrale 

 Triage am Patienten in Notaufnahme, 

ÄBD-Zentrale und Portalpraxis 

 Gestaffelte rettungsdienstliche präklinische 

Reaktionskaskade 

 Dokumentation und medizinisches Quali-

tätsmanagement 

 

Die Projektskizze greift die drängendsten Fra-

gestellungen der sektorenübergreifenden Not-

fallversorgung auf. Die Bearbeitung der ge-

nannten vier Themenfelder ist grundsätzlich 

auch im Interesse der Kommunen. 

 

Der Gesundheitsausschuss des HLT stimmte 

daher am 15.11.2017 der Erstellung der 

Machbarkeitsstudie zu und bat um die ver-

stärkte Einbeziehung des rettungsdienstfachli-

chen Sachverstandes. In den folgenden Sit-

zungen des Arbeitsausschusses wurde darauf-

hin eine Vertretung  der AG Rettungsdienst 

des HLT und des HStT einbezogen. 

 

Im Januar 2018 stimmte das Gemeinsame 

Landesgremium der Machbarkeitsstudie zu. 

Anschließend wurde die Universität Maas-

tricht mir der Durchführung der Studie beauf-

tragt. Das Ergebnis wurde am 14.09.2018 im 

Arbeitsausschuss vorgestellt. Der weitere 

Umgang mit den Ergebnissen wird im Landes-

gremium beraten und der Gesundheitsaus-

schuss darüber informiert. 

 

 

Sicherstellung der ambulanten Versorgung 

– DLT-AK „Ambulante Versorgung“ 

 

Auf Beschluss des Gesundheitsausschusses des 

DLT wurde eine DLT Arbeitsgruppe “Ambu-

lante Versorgung“ gebildet. Diese erarbeitete 

den Entwurf eines Positionspapieres „Ambu-

lante Versorgung sicherstellen – Rolle der 

Landkreise bei der Gestaltung einer zukunfts-

fähigen medizinischen Struktur vor Ort“ mit 

Positionen zu folgenden Themen: 

 

1. Landkreise müssen bei der medizinischen 

Versorgung aktiv mitbestimmen und mit-

gestalten. 

2. Ambulante und stationäre Versorgung 

müssen gemeinsam geplant werden. 

3. Die Versorgungsplanung muss kleinräu-

mig angelegt und verlässlich umgesetzt 

werden. 

4. Medizinstudienplätze müssen um 20 % er-

höht, eine verbindliche Landarztquote ein-

geführt und Weiterbildungsermächtigun-

gen vermehrt im ländlichen Raum erteilt 

werden. 

5. Funktionierende (kommunale) Maßnah-

men müssen vorangetrieben und verstetigt 

werden. 

6. Die Verantwortung für die Notfallversor-

gung muss bei den Kommunen gebündelt 

werden. 

 

Der Gesundheitsausschuss des HLT befasste 

sich am 15.11.2017 mit dem Entwurf des Posi-

tionspapieres und stimmte diesem grundsätz-

lich zu. Allerdings wurden in der Ausschuss-

sitzung zwei Hinweise erarbeitet. Unter Punkt 

2 sollten die Hebammen als eine vom Perso-

nalmangel besonders betroffene Berufsgruppe 

hervorgehoben werden. Unter dem im Entwurf 

vorgesehenen Punkt 6 sollte nicht die Forde-

rung zur Übernahme des Sicherstellungsauf-

trages für die ambulante Notfallversorgung er-

hoben werden. Vielmehr sollte dargestellt wer-

den, dass die Landkreise offen für eine tiefer-

gehende Diskussion zu diesem Thema sind. 

 

Leider bestand hier keine Einigkeit unter den 

Landesverbänden, so dass im endgültigen Posi-

tionspapier der Punkt 6 nicht mehr enthalten 
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ist. Auch der Hinweis auf die Hebammen 

konnte leider nicht berücksichtigt werden. 

 

Das Präsidium des DLT stimmte am 

9./10.1.2018 auf der Grundlage der Diskussi-

on und Beschlussfassung im DLT-Gesund-

heitsausschuss dem Positionspapier zu. 

 

 

Zukunft des ÖGD 

 

Der Gesundheitsausschuss des HLT hat sich 

auch im vergangenen Jahr mehrfach mit der 

Gewinnung, Qualifikation und Weiterbildung 

der Ärztinnen und Ärzte im ÖGD beschäftigt. 

Viele Landkreise finden derzeit keine Ärztin-

nen und Ärzte mehr für eine Tätigkeit in den 

Gesundheitsämtern. Dabei wurde insbesonde-

re die Weiterbildung für die Ärztinnen und 

Ärzte mit Kindern an der Akademie für Öf-

fentliches Gesundheitswesen in Düsseldorf als 

zu unflexibel kritisiert.  

 

Zur Verbesserung der Personalgewinnung hat 

daher der Gesundheitsausschuss am 

15.11.2017 die folgenden Punkte für die Ver-

besserung der Situation beschlossen: 

 

1. Gestaltung einer Imagekampagne für ei-

ne Tätigkeit im ÖGD mit Unterstützung 

des HMSI. 

2. Die Förderung des ÖGD soll in den Hes-

sischen Gesundheitspakt 3.0 aufgenom-

men werden. 

3. Flexible Angebote der Düsseldorfer 

Akademie für Öffentliches Gesundheits-

wesen. 

4. Selbstverpflichtung der Gesundheitsäm-

ter zur Weiterbildung von Ärztinnen und 

Ärzten. 

 

Das HMSI wurde über die Beschlüsse infor-

miert. In seinem Antwortschreiben wies das 

HSMI darauf hin, dass die Weiterbildung in 

der Akademie in Düsseldorf bereits jetzt in 

Module aufgeteilt ist, und die Zwischenräume 

zwischen den Weiterbildungsblöcken sehr 

flexibel gestaltet werden können. Weitere 

mögliche Lösungsansätze für Hessen werden 

vom HMSI mit der Leitung der Akademie 

noch erörtert.  

 

Aktuell laufen im Ministerium Überlegungen, 

wie eine Imagekampagne für eine Tätigkeit 

im ÖGD unterstützt werden kann. Hierzu soll-

ten auch Gespräche mit dem Landesverband 

Hessen des Berufsverbandes der Ärztinnen und 

Ärzte im ÖGD aufgenommen werden. Die 

Möglichkeit einer Aufnahme der Förderung 

des ÖGD in den Hessischen Gesundheitspakt 

3.0 wird ebenfalls vom HMSI geprüft, zum 

Beispiel in Form der Förderung von Famula-

turstellen. 

 

Auch die Arbeitsgruppe „Zukunft des ÖGD 

(Personalfragen)“ befasste sich im Laufe des 

Jahres mit den einzelnen Themen. Zur Gestal-

tung der flexiblen Angebote der Düsseldorfer 

Akademie für Öffentliches Gesundheitswesen 

nahm die Direktorin der Akademie, Frau Dr. 

Ute Teichert, an der Sitzung am 20.9.2018 teil. 

 

 

Heilpraktiker 

 

Durch die Erstellung bundesweit verbindlicher 

Leitlinien durch das Bundesministerium für 

Gesundheit (BMG) zur Überprüfung von Heil-

praktikeranwärtern wurde auch eine Diskussi-

on darüber, ob die Möglichkeit, Heilkunde oh-

ne medizinische Ausbildung auszuüben, auch 

weiterhin bestehen soll, in der Öffentlichkeit 

rege geführt. Auch innerhalb des DLT bestand 

Diskussionsbedarf zu diesem Thema. Der 

DLT-Gesundheitsausschuss hat sich daher am 

4.12.2017 zur Zukunft des Heilpraktikerwe-

sens in Deutschland positioniert. 

 

Der Gesundheitsausschuss des HLT hatte sich 

zuvor am 15.11.2017 ebenfalls über die gene-

relle Zukunft des Heilpraktikerwesens in 

Deutschland beraten. Zunächst wurde festge-

stellt, dass die Heilpraktikerangebote gerne 

von der Bevölkerung in Anspruch genommen 

werden und diese die gesundheitliche Versor-

gung unterstützen können. Daher sollte das 

Heilpraktikerwesen nicht abgeschafft werden. 

Zum Schutz der Bevölkerung vor gesundheitli-

chen Gefahren ist aber die Einführung einer 

verlässlichen Ausbildung und Prüfung der 

Heilpraktikerinnen und Heilpraktiker erforder-

lich. 

 

 

Hebammen 

 

Der Gesundheitsausschuss des HLT hat sich in 

den vergangenen Jahren bereits mehrfach mit 

Problemen in der Versorgung der Bevölkerung 

mit Unterstützungsleistungen von Hebammen 

beschäftigt. Aufgrund massiv gestiegener 
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Haftpflichttarife mussten in den vergangenen 

Jahren viele freiberufliche Hebammen aus ih-

rem Beruf aussteigen. Für die Bevölkerung 

besteht daher die Sorge, dass die Wahlfreiheit 

des Geburtsortes in der Zukunft nicht mehr 

garantiert werden kann.  

 

Im Zusammenhang mit den Beratungen zum 

Positionspapier „Ambulante Versorgung si-

cherstellen“ des DLT in der Sitzung am 

15.11.2017 wurde festgestellt, dass es zur 

Problematik der Hebammenversorgung bun-

desweit zu wenig Datenmaterial gibt. Aus die-

sem Grund möchte das HMSI in Abstimmung 

mit dem Hebammenverband eine Studie zur 

Versorgungssituation in Hessen in Auftrag 

geben. Grundsätzlich müssten auch mehr 

Ausbildungsplätze geschaffen werden. Im 

Nachgang zu der Sitzung musste festgestellt 

werden, dass sich die Situation weiter ver-

schärft hat.  

 

Der Gesundheitsausschuss hat sich daher am 

21.3.2018 erneut zur aktuellen Situation der 

Versorgung der Bevölkerung mit Leistungen 

von Hebammen in den Landkreisen ausge-

tauscht. Der Gesundheitsausschuss ist der 

Auffassung, dass für eine Darstellung der Si-

tuation der Hebammenversorgung eine zentra-

le Statistik erforderlich ist und dass die Heb-

ammenversorgung in den Hessischen Ge-

sundheitspakt 3.0 aufgenommen werden soll-

te. 

 

Das HMSI hat zwischenzeitlich ein „Gutach-

ten zur Situation der Hebammenhilfe in Hes-

sen“ in Auftrag gegeben und die das wissen-

schaftliche Vorhaben begleitenden Arbeits-

gruppe unter Beteiligung des HLT am 

30.5.2018 konstituiert.  

 

 

Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz 

 

Das Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz (Psych-

KHG) ist zum 1.8.2017 in Kraft getreten. Das 

Gesetz hat zur Folge, dass insbesondere die 

Gesundheitsämter neue Aufgaben zu erledi-

gen haben. Im Gesetz ist daher ein Mehrbelas-

tungsausgleich vorgesehen. 

 

Der Ausgleich wird zur Gewinnung des not-

wendigen zusätzlichen Personals im Sozial-

psychiatrischen Dienst der Gesundheitsämter 

bezahlt. Allerdings entspricht nur ein kosten-

deckender Mehrbelastungsausgleich den Vor-

gaben des Konnexitätsprinzips. Von Seiten der 

Landkreise ist daher zu beobachten, ob der 

Mehrbelastungsausgleich auch den tatsächli-

chen Aufwendungen entspricht. 

 

Im Gesundheitsausschuss wurde am 

15.11.2017 zur Auskömmlichkeit des Mehrbe-

lastungsausgleichs festgestellt, dass es für eine 

finanzielle Beurteilung noch zu früh ist. Der 

Ausschuss wird sich daher am 7.11.2018 er-

neut zu dem Punkt beraten. Im Vorfeld wird 

die Geschäftsstelle eine Umfrage bei den 

Landkreisen durchführen. 

 

 

Psychosoziale Zentren für Geflüchtete 

 

In seiner Sitzung am 15.11.2017 befasste sich 

der Gesundheitsausschuss des HLT mit den 

Förderrichtlinien des HMSI zum Aufbau von 

Psychosozialen Zentren für Geflüchtete in 

Hessen. Die vier Zentren in Kassel, Gießen, 

Frankfurt am Main und Darmstadt haben in 

Laufe des Jahres 2018 ihre Arbeit – zumindest 

teilweise – aufgenommen. 

 

Die Psychosozialen Zentren dienen als erste 

Anlaufstelle bei akuten Krisen sowie als kom-

petente Ansprechpartner in Fragen der psycho-

sozialen Betreuung. Sie bieten strukturierende 

Angebote und unterstützen geeignete Schritte 

zur Stabilisierung und Weitervermittlung der 

traumatisierten Menschen in die örtlichen Re-

gelstrukturen. 

 

Die Förderrichtlinien wurden vom HMSI nicht 

mit dem HLT abgestimmt. Grundsätzlich ist 

der Aufbau der Beratungszentren zu begrüßen, 

doch wurde kritisiert, dass viele Regionen 

durch die Richtlinien nicht abgedeckt sind. Die 

Entwicklung der Psychosozialen Zentren ist 

nun abzuwarten. Daher sollte frühzeitig ein 

erster Erfahrungsaustausch erfolgen, damit 

Einfluss auf die Weiterentwicklung der Zen-

tren genommen werden kann. 

 

Der Gesundheitsausschuss hat am 6.6.2018 ei-

nen ersten Erfahrungsaustausch zur Arbeit der 

Psychosozialen Zentren für Geflüchtete in 

Hessen durchgeführt und beschlossen, dass am 

7.11.2018 ein zweiter Austausch erfolgen soll, 

da einige der Zentren erst im Frühjahr 2018 an 

den Start gegangen waren. 
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Gesundheitsberichterstattung 

 

Der Gesundheitsausschuss des HLT hat sich 

am 6.6.2018 mit der Einführung einer Ge-

sundheitsberichterstattung (GBE) in Hessen 

befasst. Von Seiten der Landesarbeitsgruppe 

(LAG) GBE waren dazu umfangreiche Infor-

mationen vorgelegt worden. 

 

Die rechtliche Grundlage für die GBE in Hes-

sen ist § 13 HGöGD. Diese gewinnt immer 

mehr an Bedeutung für zukünftige Aufgaben 

des ÖGD z. B. bei der Umsetzung des Präven-

tionsgesetzes. Allerdings ist in Hessen die 

GBE bisher noch nicht weit verbreitet. Die 

Gesundheitsämter haben in Form der GBE die 

gesundheitliche Situation der Bevölkerung in 

ihrem Kreis bzw. ihrer Kommune in regelmä-

ßigen Abständen zu beobachten, zu bewerten 

und zu beschreiben, um gesundheitsförderli-

che und präventive Maßnahmen wirksam pla-

nen und durchführen zu können.  

 

Grundlage einer jeden qualitativ hochwertigen 

kommunalen GBE stellen gesundheitsbezoge-

ne Kennzahlen dar. Diese können demogra-

phisch, gesundheits- und krankheitsbezogen, 

versorgungsbezogen oder auch gesundheits-

wirtschaftlich sein. Die GBE beschreibt und 

interpretiert diese Kennzahlen im jeweiligen 

Kontext, um Handlungsmaßnahmen ableiten 

zu können. 

 

Die LAG GBE hat einen ersten Indikatoren-

satz zur kommunalen GBE für Hessen ent-

worfen. Dieser besteht aus ca. 60 kommuna-

len Indikatoren, welche für die Beschreibung 

der gesundheitlichen Lage der Bevölkerung 

als notwendig und zielführend angesehen 

werden. Eine Koordinierungsstelle sollte je-

doch als zentrale Stelle die Gesundheitsindi-

katoren für die Kommunen aufbereiten.  

 

Der Gesundheitsausschuss hat am 6.6.2018 

beschlossen, dass kommunale Gesundheitsin-

dikatoren die Grundlage der kommunalen Ge-

sundheitsplanung sind und hat das Land Hes-

sen aufgefordert, eine Koordinierungsstelle 

für kommunale Gesundheitsindikatoren zu 

schaffen. Durch die HLT-Geschäftsstelle 

wurde anschließend das HMSI über die Be-

schlussfassung informiert. 

 

 

Aktuelle Entwicklungen im Bereich des Ret-

tungsdienstes 

 

IVENA 

 

Die ekom 21 und die Firma mainis baten um 

eine Erhöhung der monatlichen Nutzungsge-

bühren für das System IVENA. Hierfür wur-

den bereits im Frühjahr 2017 den kreisfreien 

Städten und den Landkreisen als Träger des 

Rettungsdienstes neue Vertragsunterlagen 

(EVB-IT-Dienstvertrag) übersandt. Die erhöh-

te Gebühr sollte erstmals im Jahr 2018 ange-

fordert werden.  

 

Grundsätzlich hat das von der ekom21 und von 

der Firma mainis vorgenommene Verfahren zu 

erheblichen Irritationen geführt. Aus diesem 

Grund hatten die kommunalen Spitzenverbän-

de (KSpV) mit den beiden Anbietern am 

31.8.2017 ein ausführliches Gespräch geführt. 

Auch hat sich die Koordinierungsrunde Ret-

tungsdienst HLT/HStT am 20.12.2017 mit 

Vertretern der ekom21 und von mainis in der 

Angelegenheit beraten. 

 

Anschließend konnte festgestellt werden, dass 

der Abschluss der neuen EVB-IT-Verträge ge-

prüft wurde und in Ordnung ist. Auch die Er-

höhung der monatlichen Nutzungsgebühr ist 

gerechtfertigt.  

 

Für die Zukunft wurde vereinbart, dass im Fal-

le einer evtl. notwendigen Erhöhung der Nut-

zungsgebühren wie folgt vorgegangen wird: 

 

 Im Falle einer notwendigen Erhöhung der 

Gebühren sind von der ekom21 und der 

Firma mainis zunächst die beiden KSpV als 

Partner des Rahmenvertrages zu informie-

ren. 

 Die KSpV nehmen anschließend eine Vor-

ab-Information aller Rettungsdienstträger 

vor. 

 Anschließend erfolgt eine Beratung in der 

nächsten Sitzung des IVENA-Anwender-

beirates, um die Angelegenheiten fachlich 

zu bewerten. 

 Nach der Beratung im Anwenderbeirat 

werden die Träger des Rettungsdienstes von 

der KSpV über das Ergebnis informiert. 

 Im Anschluss können die notwendigen 

Formalien für die Erhöhung der Nutzungs-

gebühren von der ekom21 und der Firma 

mainis in Angriff genommen werden. 
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In diesem Zusammenhang wurde in der Sit-

zung der AG Rettungsdienst am 7.12.2017 

festgestellt, dass IVENA ein Instrument des 

Rettungsdienstes ist, dafür entwickelt wurde 

und über die Rettungsdienstträger finanziert 

wird. Sofern von dritter Seite Weiterentwick-

lungen gewünscht werden, müssen diese sich 

auch finanziell und personell beteiligen. Dabei 

darf aber die Funktionsfähigkeit von IVENA 

für die Aufgaben des Rettungsdienstes nicht 

beeinträchtigt werden. 

 

Der Gesundheitsausschuss empfahl daher am 

21.3.2018 den hessischen Landkreisen, die im 

Zusammenhang mit der Erhöhung der monat-

lichen Nutzungsgebühr für das System 

IVENA vorgesehenen neuen EVB-IT-

Verträge abzuschließen. Allerdings sollte kei-

ne rückwirkende Erhöhung der Nutzungsge-

bühren erfolgen, sondern nur eine auf die Zu-

kunft gerichtete. Ferner begrüßte der Gesund-

heitsausschuss das für die Zukunft vereinbarte 

Verfahren bei evtl. notwendigen Erhöhungen 

der Nutzungsgebühren. Auch stimmte der Ge-

sundheitsausschuss der Auffassung der AG 

Rettungsdienst zu, dass IVENA ein Instru-

ment des Rettungsdienstes ist. Sofern von 

Dritten Weiterentwicklungen gewünscht wer-

den, müssen sich diese finanziell und perso-

nell beteiligen. Dabei darf aber die Funktions-

fähigkeit von IVENA für den Rettungsdienst 

nicht beeinträchtigt werden. 

 

 

Einführung von CIRS 

 

Auf Initiative der AG Rettungsdienst im HStT 

und HLT soll in Hessen ein CIRS-System 

(Critical Incident Reporting System) einge-

führt werden. Hierfür ist die Bildung von 

Anonymisierungs- und Auswerte-Teams (AA-

Teams) unbedingt erforderlich. Zunächst sol-

len für Hessen zwei AA-Teams gebildet wer-

den. Hierfür hat sich bereits eine ausreichende 

Zahl von Kollegen aus dem Rettungsdienst 

und aus dem Kreis der ÄLRD sowie aus den 

Leitstellen gemeldet. Die Benennung der Ver-

treter/innen der Krankenhäuser/Notaufnahmen 

erfolgt über die Hessische Krankenhausgesell-

schaft. 

 

Die Schulung der Mitglieder der beiden AA-

Teams soll im Rahmen eines 2-tägigen Semi-

nars erfolgen. Die Schulung steht aber unter 

dem Vorbehalt der Klärung der Finanzierung 

durch das HMSI. Dieses wurde zur Übernah-

me der Einführungskosten (Daten- und Soft-

warehosting, Schulungskosten) Ende Januar 

von den beiden Geschäftsstellen nochmals an-

geschrieben. 

 

Der Gesundheitsausschuss appellierte daher 

am 21.3.2018 an das HMSI, die Einführungs-

kosten für CIRS zu übernehmen. Zwischen-

zeitlich kam von der Fachebene des HMSI die 

Information, dass eine Förderung über das 

„Aktionsbündnis Patientensicherheit“ geprüft 

werde. Die weitere Entwicklung bleibt abzu-

warten. Eine schriftliche Rückmeldung des 

HMSI steht noch aus. 

 

 

Personalmangel im Rettungsdienst 

 

Der Gesundheitsausschuss des HLT hat sich 

am 21.3.2018 mit dem Personalmangel im Ret-

tungsdienst beschäftigt. Dieser wird in der 

Praxis immer spürbarer. 

 

Auf Initiative des HMSI wurde bereits im Jahr 

2017 eine Arbeitsgruppe „Fachkräftemangel 

im Rettungsdienst“ aus Vertreter/innen von 

Rettungsdienstträgern und Hilfsorganisationen 

gebildet. In dieser wurden erste mögliche 

Maßnahmen zur Linderung des Fachkräfte-

mangels erarbeitet. Die Vorschläge werden 

derzeit in der Arbeitsgruppe weitergehend dis-

kutiert.  

 

Ferner wurde im Gesundheitsausschuss festge-

stellt, dass das Rettungsdienst-Referat im 

HMSI weiterhin nur mit einem Mitarbeiter be-

setzt ist. Eine personelle Ausweitung wäre hier 

sehr wünschenswert, damit die Themen des 

Rettungsdienstes rascher umgesetzt werden 

können. 

 

Der Gesundheitsausschuss hat daher am 

21.3.2018 die AG Rettungsdient gebeten, sich 

weiterhin bei der Erarbeitung von Maßnahmen 

zur Linderung des Fachkräftemangels einzu-

bringen. Ferner würde der Gesundheitsaus-

schuss einen Ausbau der personellen Kapazitä-

ten im Rettungsdienst-Referat des HMSI sehr 

begrüßen. Die Geschäftsstelle hat anschließend 

das HSMI über diesen Beschluss informiert. 

Die weitere Entwicklung zu dem Thema bleibt 

abzuwarten. 
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Struktur der zentralen Leitstellen in Hes-

sen 

 

Die Struktur der Zentralen Leitstellen in Hes-

sen war in den vergangenen Jahren immer 

wieder Thema in den Gremien des HLT, ins-

besondere weil diese durch politische Vertre-

ter des Landes oder zum Beispiel auch die 

Krankenkassen in Frage gestellt wurde. 

 

Zuletzt wurde dieses Thema am 20.9.2017 

von Herrn Staatsminister Grüttner auf der 

presseöffentlichen 66. Jahrestagung der Lan-

desgruppe Hessen des Verbandes der Kran-

kenhausdirektoren Deutschlands e.V. in 

Darmstadt aufgegriffen. In seiner Ansprache 

hat er die Leitstellenstruktur in Hessen deut-

lich in Frage gestellt und als für den Gesund-

heitsbereich nicht förderlich bezeichnet. Nach 

Ansicht von Minister Grüttner ist eine Reform 

der Leitstellenstruktur in Hessen, mit dem 

Ziel zu einer geringeren Anzahl an Leitstellen 

zu kommen, endlich notwendig.  

 

In den Gremien des HLT besteht seit vielen 

Jahren Einvernehmen, dass die derzeitige 

Leitstellenstruktur zielführend für die Bewäl-

tigung der Aufgaben der zentralen Gefahren-

abwehr des Brandschutzes, der Allgemeinen 

Hilfe, des Katastrophenschutzes sowie des 

Rettungsdienstes sind und daher keinerlei 

Handlungsbedarf für den Gesetzgeber besteht. 

 

Bereits im Jahr 2008 hat der HLT zusammen 

mit dem Landesfeuerwehrverband hierzu eine 

gemeinsame Resolution „Zentrale Leitstellen 

bei den Landkreisen sind für zentrale Gefah-

renabwehr des Brandschutzes, der Allgemei-

nen Hilfe, des Katastrophenschutzes sowie 

des Rettungsdienstes zwingend notwendig“ 

abgegeben. Aufgrund erneuter öffentlicher 

„Angriffe“ auf die Leitstellenstruktur erschien 

eine erneute Bestätigung dieser Position ziel-

führend.  

 

Das Präsidium des HLT betonte daher am 

9.11.2017 erneut die Bedeutung und Notwen-

digkeit der 25 Zentralen Leitstellen in Hessen 

und stellte sich somit erneut geschlossen hin-

ter die bereits im Jahr 2008 gemeinsam mit 

dem Landesfeuerwehrverband gefasste Reso-

lution. 

 

 

 

 

Konzeption Notrufabfrageplätze 

 

Von einer Unterarbeitsgruppe der AG Ret-

tungsdienst wurde die „Konzeption zur Be-

rechnung der Notrufabfrageplätze in einer 

Zentralen Leitstelle“ erarbeitet. Mit dieser liegt 

nun eine einheitliche und transparente Berech-

nungsgrundlage für die Thematik vor. Der Ge-

sundheitsausschuss des HLT stimmte der Kon-

zeption am 15.11.2017 zu. Der Sonderaus-

schuss Gesundheit des HStT erklärte seine Zu-

stimmung am 19.4.2018. 

 

Offen blieb jedoch die Frage, ob die Konzepti-

on als gemeinsamer Erlass des HMSI und des 

HMdluS oder als gemeinsame Empfehlung des 

HLT und des HStT an die Landkreise und 

kreisfreien Städte in Hessen veröffentlicht 

werden soll. Nach den erfolgten Beschlussfas-

sungen wandten sich daher die beiden Ge-

schäftsstellen an das HMSI mit der Bitte der 

Prüfung der Angelegenheit. 

 

In der Sitzung des Gesundheitsausschusses am 

6.6.2018 teilte das HMSI jedoch mit, dass eine 

Erlasslösung bei den Krankenkassen auf Vor-

behalte stößt und daher ein gemeinsamer Er-

lass der beiden Ministerien nicht möglich ist. 

Von daher wurde den KSpV empfohlen, die 

Konzeption als gemeinsame Empfehlung zu 

veröffentlichen. 

 

Daraufhin befasste sich das Präsidium des 

HLT am 14.6.2018 kurzfristig mit der Konzep-

tion und stimmte dieser ebenfalls zu. Gleich-

zeitig wurde die Geschäftsstelle damit beauf-

tragt, mit dem HStT zu klären, ob das Konzept 

als gemeinsame Empfehlung veröffentlicht 

werden kann. 

 

Nach erfolgter Abstimmung haben die beiden 

Geschäftsstellen mit Schreiben vom 19.8.2018 

die Staatsminister Grüttner und Beuth über die 

Konzeption informiert und darum gebeten, die-

se zu unterstützen. Somit ist die Konzeption 

von HLT und HStT an die Landkreise und 

kreisfreien Städte in Hessen veröffentlicht. 

 

 

Fachklinik Parsberg 

 

Die Fachklinik für Lungen- und Bronchialheil-

kunde am Bezirkskrankenhaus Parsberg in 

Bayern ist eine Einrichtung zur zwangsweisen 

Absonderung therapieunwilliger Patienten mit 



 
56 

offener Lungentuberkulose. Die Klinik steht 

für die Behandlung solcher Patienten aus dem 

gesamten Bundesgebiet zur Verfügung. 

 

In der Sitzung der AG der amtsleitenden Ärz-

tinnen und Ärzte der Gesundheitsämter im 

HLT am 8.3.2018 wurde die Situation der o. 

a. Fachklinik Parsberg thematisiert. Nach vor-

liegenden Informationen ist diese sanierungs-

bedürftig und die Bundesländer beraten seit 

geraumer Zeit über eine Lösung. 

 

Eine Einrichtung zur Absonderung therapie-

unwilliger Patienten mit offener Lungentuber-

kulose ist dringend erforderlich. Eine hierfür 

geeignete Klinik kann nicht von den einzelnen 

Landkreisen geschaffen und unterhalten wer-

den. Hier müssen die Bundesländer eine ra-

sche Lösung finden. 

 

Der Gesundheitsausschuss des HLT erklärte 

am 6.6.2018, dass er eine Einrichtung zur 

zwangsweisen Absonderung therapieunwilli-

ger Patienten mit offener Lungentuberkulose 

für unverzichtbar hält. Die Bundesländer wur-

den aufgefordert, eine rasche Lösung für die 

Fachklinik Parsberg zu finden und das HMSI 

um Unterstützung gebeten.  

 

Das HMSI wurde anschließend von der Ge-

schäftsstelle über den Beschluss informiert. 

Die weitere Entwicklung bleibt abzuwarten. 

 

 

Auswirkung von Krankenhausschließun-

gen 

 

Die Helios-Klinik in Bad Schwalbach (Rhein-

gau-Taunus-Kreis) wurde zum 31.5.2018 ge-

schlossen. Der Kreistag des Rheingau-

Taunus-Kreises hatte am 6.2.2018 einen Be-

schluss zum Erhalt der Klinik gefasst und den 

Gesundheitsausschuss des HLT um Beratung 

zu den folgenden Fragestellungen gebeten: 

 

1. In wie vielen hessischen Kreisen gibt es 

keine Krankenhäuser mehr? 

2. In welchen Kreisen ist das dortige Kran-

kenhaus möglicherweise gefährdet? 

3. Mit welchen Maßnahmen kann der HLT 

die Kreise in der Angelegenheit unter-

stützen? 

 

Der Ausschuss nahm daher am 21.3.2018 ei-

nen entsprechenden Austausch vor. Im Januar 

2018 hatte die Geschäftsstelle über den Ver-

sorgungssimulator der Deutschen Kranken-

hausgesellschaft (DKG) informiert. Mit dem 

Simulator können die Auswirkungen der 

Schließung einer Abteilung oder eines Kran-

kenhausstandortes auf die Versorgungssituati-

on in einem Gebiet (z. B. Veränderung der Pa-

tientenströme) ausgewertet werden. Der DLT 

hat dazu mitgeteilt, dass er als Mitglied der 

DKG dazu berechtigt ist, bis zu dreimal jähr-

lich Anfragen zu Auswertungen zu stellen. Der 

Rheingau-Taunus-Kreis signalisierte gegen-

über dem DLT mit Unterstützung der Ge-

schäftsstelle im Februar 2018 sein Interesse an 

einer Auswertung. Im Juli 2018 konnte die 

Analyse tatsächlich durchgeführt und dem 

Landkreis zur Verfügung gestellt werden.  

 

 

Gestuftes System von Notfallstrukturen 

 

Der Gesundheitsausschuss des HLT befasste 

sich am 21.3.2018 erstmals mit dem Thema 

„Gestuftes System von Notfallstrukturen in 

Krankenhäusern“. Mit dem System sollen bun-

desweit Krankenhäuser identifiziert werden, 

die an der Notfallversorgung teilnehmen und 

dafür einen Zuschlag erhalten können. Dafür 

sollen andere Häuser einen Abschlag hinneh-

men. Insbesondere wurde im Gesundheitsaus-

schuss kritisiert, dass die Abschläge die Zu-

schläge finanzieren. Der Gemeinsame Bundes-

ausschuss (G-BA) hat am 19.4.2018 das ge-

stufte System von Notfallstrukturen beschlos-

sen. 

 

Der Gesundheitsausschuss beriet sich am 

6.6.2018 nochmals sehr ausführlich und stellte 

fest, dass zur Finanzierung der Zuschläge zur 

Teilnahme an der Notfallversorgung dem Ge-

sundheitssystem zusätzliche Mittel zur Verfü-

gung gestellt werden müssen. Auch die vorge-

sehene 30-Minuten-Frist bis ein Facharzt ver-

fügbar sein muss, ist unklar und wirft Proble-

me auf. Der Gesundheitsausschuss bat daher 

das Präsidium um Bestätigung seines Be-

schlusses. 

 

In der Sitzung des Präsidiums am 14.6.2018 

wurde ein gleiches Meinungsbild festgestellt. 

Daraufhin wurde der Beschluss des Gesund-

heitsausschusses bestätigt. Das Präsidium ist 

ebenfalls der Auffassung, dass zur Finanzie-

rung der Zuschläge zur Teilnahme an der Not-

fallversorgung dem Gesundheitssystem zusätz-

liche Mittel zur Verfügung gestellt werden 

müssen. Auch ist die vorgesehene 30-Minuten-
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Frist bis ein Facharzt (Innere Medizin, Chi-

rurgie und Anästhesie) verfügbar sein muss 

unklar und wirft so Probleme auf. 

 

Die HLT-Geschäftsstelle hat anschließend mit 

gleichlautendem Schreiben das Land Hessen 

und den DLT über die Beschlussfassung in-

formiert. Reaktionen zu dem Schreiben liegen 

noch nicht vor. 

 

 

Hessischer Landeskrankenhausplan 

 

Das HMSI arbeitet derzeit am Entwurf eines 

neuen Hessischen Landeskrankenhausplanes. 

Der Planentwurf sollte in der Sitzung des 

Landeskrankenhausausschusses am 17.5.2018 

vorgelegt und abschließend besprochen wer-

den. Allerdings konnte die für den 6.6.2018 

vorgesehene Beratung im Gesundheitsaus-

schuss nicht durchgeführt werden. In der Sit-

zung wies das HSMI daraufhin, dass der Ent-

wurf des Hessischen Landeskrankenhauspla-

nes 2018 anlässlich einer Tagung am 

19.6.2018 nochmals besprochen werden muss. 

Anschließend erfolgt aber eine förmliche An-

hörung aller an der Versorgung wesentlich 

Beteiligter. Bis zum Redaktionsschluss lag 

noch kein Entwurf vor. 

 

 

5. Wirtschaft, Planung, Bauen 

und Umwelt 
 

 

Eines der zentralen Anliegen des Hessischen 

Landkreistages ist die Stärkung und Erhaltung 

des ländlichen Raums als vitaler Wirtschafts- 

und Lebensraum. Gerade auch im Arbeitsbe-

reich Wirtschaft, Planung, Bauen und Umwelt 

hat sich der Verband deshalb im vergangenen 

Berichtszeitraum mit einer Vielzahl von The-

men auseinandergesetzt, die auch für die 

Wirtschaftliche Entwicklung und langfristige 

Stabilisierung strukturschwacher Räume ent-

scheidend sind. Zunehmend gibt es hier be-

deutsame Wechselwirkungen insbesondere 

mit den Bereichen „Digitalisierung“, e-

Government, Erschließung mit schnellen, 

breitbandigen Internetanbindungen, leistungs-

fähigem und möglichst flächendeckendem 

Mobilfunk. Ziel ist dabei stets, die gegebenen, 

großen Potentiale an wirtschaftlichen, natürli-

chen und sozialen Ressourcen zu erhalten und 

fortzuentwickeln.  

Daher wurde positiv registriert, dass in dem im 

März 2018 zwischen CDU/CSU und SPD auf 

Bundesebene geschlossenen Koalitionsvertrag 

viele für die Entwicklung ländlicher Räume 

wichtiger Zukunftsthemen, wie z.B. die Mobi-

litätsinfrastruktur, der Tourismus als Wirt-

schaftsfaktor oder die Unterstützung kleiner 

und mittelgroßer Unternehmen deutlich ange-

sprochen sind. Wichtig ist, diese Handlungsbe-

reiche nun zeitnah mit Finanzmitteln, sowie 

dort, wo erforderlich, mit rechtlichen Regelun-

gen und Rahmensetzungen zu unterlegen. Bei 

der angekündigten Digitalisierungsoffensive 

sind insbesondere die Spezifika ländlicher 

Räume zu berücksichtigen.   

 

Weitere Arbeitsbereiche werden nachfolgend 

stellvertretend herausgegriffen: 

 

 

ELER/EPLR-Entwicklungsplan für den 

ländlichen Raum 2014-2020 /LEADER 

 

Der EPLR ist ein Kernstück hessischer Förder-

politik für die ländlichen Räume insgesamt und 

betrifft die Landkreise deshalb unmittelbar. 

Der HLT ist aktives Mitglied im ELER-

Begleitausschuss. Dieser steuert und über-

wacht die Umsetzung des ELER und des 

EPLR in der Förderperiode 2014-2020 in Hes-

sen. Durch Einbindung des HLT-Wirtschafts- 

und Planungsausschusses wird die Veranke-

rung der Interessen der Landkreise im Begleit-

ausschuss sichergestellt. Positiv ist in diesem 

Zusammenhang die Zusammenarbeit mit der 

ELER Verwaltungsbehörde hervorzuheben.  

 

Nach wie vor kritisch wird die bislang unver-

änderte Umsetzung des Verfahrens im Bereich 

des LEADER-Programms gesehen. Bereits im 

vergangenen Berichtszeitraum unterstützte der  

Hessische Landkreistag einen Vorstoß u.a. der 

Landesregierung gegenüber der EU- Kommis-

sion mit dem Ziel, die komplizierten Kon-

trollmechanismen zu relativieren und Anlas-

tungsrisiken zu reduzieren. 

 

 

Richtlinie zur Förderung der ländlichen 

Entwicklung 

 

Im Rahmen seiner Stellungnahme zur Richtli-

nie zur Förderung der ländlichen Entwicklung 

erklärte der Verband, dass für die unterschied-

lichen Problemlagen in den ländlichen Räumen 
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(abgelegene Kommunen mit Bevölkerungs-

verlusten und Leerständen einerseits und 

Kommunen im Umfeld von Großstädten, in 

denen hohe Nachfrage nach Wohnraum be-

steht andererseits) zukunftsweisende und auf 

die jeweiligen Erfordernisse ausgerichtete 

Strategien erforderlich sind. Die Neufassung 

der Richtlinie sei nicht flexibel genug ausge-

richtet, um auf aktuelle gesellschaftliche Ent-

wicklungen wie z.B. Wohnraumschaffung re-

agieren zu können. Die dringend notwendige 

Wohnraumschaffung am Rande des Ballungs-

raumes dürfe nicht durch ein kompliziertes 

Verwaltungsverfahren für die Prüfung von 

konkurrierenden Baugebieten verhindert wer-

den.  

Zum anderen wurde jedoch erneut betont, das 

bisher vor allem von den Kommunen sehr 

stark nachgefragte Programm verliere durch 

Veränderung der Richtlinie und die Sperrig-

keit des Fördergeschäfts immer mehr an At-

traktivität und sei für die Abwicklung durch 

die Landkreise sehr zeitaufwendig geworden. 

Das gesamte Verfahren und der damit ver-

bundene Verwaltungsaufwand stehe in kei-

nem sinnhaften Verhältnis zur Höhe der zu 

verausgabenden Fördermittel. Die aufgebau-

ten hohen Hürden und Kontrollmechanismen 

beinhalten zudem erhebliche Anlastungsrisi-

ken. Durch die vorliegende Neufassung der 

Richtlinie setze sich dieser Trend fort.  

 

 

Zentrale Orte und Raumstruktur in Hessen 

-Überprüfung der Zentralitätsstrukturen 

 

Die Landesregierung plant, die bisherigen 

Zentralitätsstrukturen in Hessen im Rahmen 

einer Expertenkommission überprüfen zu las-

sen. Das Hessische Ministerium für Wirt-

schaft, Energie, Verkehr und Landesentwick-

lung vertritt die Auffassung, nach knapp 20 

Jahren und angesichts des demographischen, 

sozialen und ökonomischen Wandels sei eine 

Überprüfung der bisherigen Zentralitätsstruk-

turen und eine Neuordnung des hessischen 

Zentrale-Orte-Systems, insbesondere der Mit-

telzentren erforderlich. Dies berührt maßgeb-

lich auch die Interessen der Landkreise. Der 

Hessische Landkreistag wird das Vorhaben 

aus übergeordneter politischer Sicht kritisch 

prüfen und sich auf Basis einer Umfrage zu 

dem Vorhaben positionieren.  

 

 

Digitalisierung 

 

Der sich äußerst dynamisch entwickelnde 

Themenbereich „schnelles Internet / Breit-

band“,      „e-Government“, „Digitalisierung“, 

Datensicherheit und Datenschutz ist facetten-

reich und nimmt in zunehmendem Umfang ei-

nen Arbeitsschwerpunkt der Geschäftsstelle 

ein. Der gemeinsame „Arbeitskreis IT“ der 

kommunalen Spitzenverbände hat sich in die-

sem Zusammenhang als wichtige Stütze erwie-

sen, wenn es um technisch-inhaltliche Frage-

stellungen aus diesem Bereich geht. Ergebnis 

der Sommersitzung des Wirtschafts- und Pla-

nungsausschusses ist jedoch, dass darüber hin-

aus dringend eine politische Steuerungsebene 

der Landkreise erforderlich ist, die unter Zuar-

beit der AG IT grundlegende Strukturfragen 

verantwortlich mit dem Land Hessen beraten 

und auch Finanzierungsfragen verhandeln 

kann. 

 

 

Breitband / schnelle Internetanbindungen 

 

Aus Sicht der Landkreise handelt es sich bei 

dem Engagement im Bereich der Digitalisie-

rung um Zukunftsinvestitionen, die unter ande-

rem der langfristigen Sicherung der Gleichwer-

tigkeit der Lebensverhältnisse im ländlichen 

Raum dienen. Weil die Digitalisierung gegen-

wärtig und zukünftig alle Lebensbereiche be-

trifft, engagieren sich die Landkreise nach wie 

vor und trotz teils widriger Rahmenbedingun-

gen für die Realisierung einer flächendecken-

den Breitbandversorgung im ländlichen Raum 

zu wirtschaftlichen Bedingungen. Für diese 

Anstrengungen dankte die Landesregierung 

den Landkreisen wiederholt. Derzeit steht Hes-

sen nicht zuletzt aufgrund der Ausbauunter-

stützung seitens der Landkreise bei der ge-

werblichen Breitbandversorgung mit ≥ 50 

Mbit/s  (alle Technologien) nach Berlin, Ham-

burg Bremen und Schleswig-Holstein an fünf-

ter Stelle im Bundesvergleich. Bei der allge-

meinen Breitbandversorgung mit ≥ 50 Mbit/s  

(alle Technologien) liegt Hessen nach Nord-

rhein-Westfalen und Schleswig-Holstein auf 

dem dritten Platz und bei der Breitbandversor-

gung von ≥ 30 Mbit/s  nach Nordrhein-

Westfalen sogar auf Platz Zwei. Dennoch gibt 

es nach wie vor gerade im ländlichen Bereich 

Versorgungslücken.  
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Angesichts der allgemeinen Entwicklung der 

Digitalisierung werden zukünftig für gewerb-

liche Anwendungen, aber auch sonstige Not-

wendigkeiten wie z.B. E-Health oder eine 

Versorgung der Schulen wesentlich größere 

Bandbreiten erforderlich sein. Vor diesem 

Hintergrund hat die Landesregierung im Be-

richtszeitraum die sogenannte “Gigabit-

Strategie für Hessen” gegründet und die Stra-

tegie „Digitales Hessen“ verabschiedet. Die 

Landkreise seien - so die Landesregierung- 

auch hier wichtige Partner.  

 

Ziel ist ein flächendeckender Ausbau der 

Festnetzinfrastruktur, d.h. bis 2025 sollen gi-

gabitfähige Infrastrukturen unter besonderer 

Berücksichtigung der vorrangigen Anbindung 

der sozio-ökonomischen Einrichtungen inklu-

sive Gewerbestandorte gewährleistet werden. 

Um das Ziel 2025 zu erreichen, müssen die 

bisherigen FTTC-Netze auf FTTB/H migriert 

werden, d.h. bis 2030 wird ein flächende-

ckender Ausbau von Glasfaseranschlussnet-

zen, inklusive einer Glasfaser-Inhouse-

Verkabelung (FTTH-Netze), der Ausbau von 

WLAN-Infrastrukturen, d.h. der  Ausbau von 

frei zugänglichen WLAN-Netzen angestrebt. 

Hinsichtlich der Umsetzung im Detail beste-

hen noch zu überwindende Hürden. Insbeson-

dere die Stichworte “Aufgreifschwelle” und 

“Haltefrist” könnten dazu führen, dass Hessen 

und den hessischen Landkreisen die bisheri-

gen Ausbaubemühungen im Rahmen der 

künftigen Breitbandförderung zum Nachteil 

gereichen könnten. Aufgreifschwelle meint, 

dass die Förderung an die Vorgaben der EU ge-

bunden ist. Diese sehen mit der sogenannten 

Aufgreifschwelle vor, dass der Ausbau nur in 

Gebieten gefördert werden darf,  die mit derzeit 

weniger als 30 Mbit/s versorgt sind. Das ist aber 

schon heute lange nicht mehr genug. Die Halte-

frist betrifft z.B. die Forderung der Telekom 

und anderer Betreiber, deren Investitionen für 

bestimmte Zeiträume (Jahre) nach Inbetrieb-

nahme des FTTC-Netzes zu schützen. Inner-

halb dieser Fristen wären keine Veränderun-

gen möglich. Dies gilt es zu verhindern.  

 

 

Vectoring-Technologie 

 

Die vorerwähnte Gigabitstrategie erfordert 

wie ausgeführt einen Technologiewechsel. 

Künftig sollte ein ausschließlicher Ausbau mit 

Glasfaserinfrastruktur vorgenommen werden. 

Eine weitere Förderung für die sog. Vecto-

ring-Technologie sollte unterbleiben. Die ge-

rade für die ländlichen Räume sehr wichtige 

Zielsetzung des Ausbaus mit zukunftsfähigen 

Gigabit-Netzen bis ins Haus kann nur mit ei-

nem Glasfaserausbau gelingen. Der Deutsche 

Landkreistag formulierte es in einer Presseer-

klärung deutlich: „Wer auf Vectoring setzt, rei-

tet ein totes Pferd.“ 

 

Der Ausbau eines flächendeckenden Glasfa-

sernetzes ist aber nicht von heute auf morgen 

zu bewältigen. Wichtig ist deshalb, dort wo 

zunächst noch mit Vectoring geplant wurde, 

den Technologiewechsel hin zur Glasfaser zu 

ermöglichen. Insoweit gilt es, die einschlägi-

gen Förderprogramme entsprechend fortzu-

entwickeln, ohne dabei die in den letzten Jah-

ren – nicht zuletzt vor Ort in den Landkreisen 

und Gemeinden – gewachsenen Strukturen und 

die bereits erzielten Ausbauerfolge zu gefähr-

den.  

 

 

„Richtlinie zur Förderung der Breitbandver-

sorgung im Land Hessen“: Entwurf zur Ergän-

zung des Fördertatbestands „öffentliche 

WLAN-Hotspots“ 

 

Im Detail bezog der Hessische Landkreistag u.a. 

auf Basis einer Umfrage bei den Landkreisen 

auch zur „Richtlinie zur Forderung der Breit-

bandversorgung im Land Hessen“ Position. Die 

Aufnahme des neuen Fördertatbestandes für 

„öffentliche WLAN-Hotspots“ wurde dabei im 

Grundsatz begrüßt. Kritisch bewertet wurde je-

doch die Absicht des Landes, die Bereitstellung 

der Fördermittel an die Vergabe eines landes-

weit gültigen Rahmenvertrages mit nur einem 

einzigen Netzbetreiber zu knüpfen. Es wurde 

daher vorgeschlagen, in die Richtlinie eine Öff-

nungsklausel aufzunehmen, um bereits auf 

kommunaler Ebene realisierte WLAN-Hotspot-

Lösungen nicht zu gefährden. Zudem sollte ein 

„Flickenteppich“ von kommunalen und „Hes-

sen-Hotspots“ im Sinne der Erreichung des ge-

meinsamen Ziels vermieden werden. Hier wurde 

eine Lösung in Aussicht gestellt, die dieser An-

forderung entspricht. 

 

 

Ausbau eines Mobilfunknetzes der neuesten, 

fünften Generation („5G“). 

 

Darüber hinaus steht die Weiterentwicklung 

der Mobilfunkinfrastruktur, eine zügige 
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Schließung der „weißen“ LTE-Flecken und 

eine Versorgung der Verkehrswege auf der 

Gigabit-Agenda des Landes Hessen.  

Ab 2020 ist der Start des 5G-Rollouts und 

schrittweiser Ausbau der 5G-Netze unter vor-

rangiger Berücksichtigung wichtiger Ver-

kehrstrassen vorgesehen. „5G“, d.h. ein Mo-

bilfunknetz der neuesten, fünften Generation 

wird die Grundlage für zahlreiche innovative 

Anwendungen in der gewerblichen Wirt-

schaft, in der Landwirtschaft, im privaten Be-

reich („Smart Homes“) sowie bei der Ent-

wicklung von Smart Countries und Cities 

sein. Es soll die zuverlässige Übertragung 

sehr großer Datenmengen über eine „Luft-

schnittstelle“ sowie eine nahezu latenzfreie 

Datenkommunikation zwischen Maschinen 

und Dingen ermöglichen und ist damit die inf-

rastrukturelle Basis für eine umfassende, in 

ihren konkreten Dimensionen heute noch 

nicht absehbare Digitalisierung der Lebens-, 

Arbeits- und Wirtschaftswelt bieten.  

 

Wie die Erfahrungen mit dem Ausbau der 

Mobilfunknetze der bisherigen Generationen, 

aber auch mit dem Festnetzausbau zeigen, 

wird allerdings eine Erschließung insbesonde-

re der ländlichen Räume mit einer entspre-

chenden,  flächendeckenden Infrastruktur aller 

Voraussicht nach nicht eigenwirtschaftlich 

stattfinden können.  

 

Zumindest wurden Mitte Juli 2018 mit dem 

sog. „Ersten Mobilfunkgipfel“ erste Weichen-

stellungen zur Schließung bestehender Funk-

löcher und weißer Flecken beim Mobilfunk in 

Bezug auf die Versorgung mit „4G“ vorge-

nommen. Über die bestehenden Versorgungs-

auflagen hinaus verpflichteten sich die Mobil-

funknetzbetreiber dabei, im Laufe des Jahres 

2021 99 % der Haushalte in jedem Bundes-

land zu versorgen, d.h. freiwillig 1 % mehr 

Haushalte zu versorgen, als sie aktuell recht-

lich verpflichtet sind. Dazu sollen u.a. min-

destens 1.000 neue 4G-Standorte in weißen 

Flecken aufgebaut werden. Der Bund gewährt 

im Gegenzug finanzielle Erleichterungen in 

Bezug auf die Zahlung von Auktionserlösen 

für Netzbetreiber. Zudem prüft er erstmals die 

Förderung des Ausbaus des Mobilfunks in be-

sonders unrentabel zu erschließenden Gebie-

ten.  

 

Neben der Gewährleistung der technischen 

Grundlagen der Digitalisierung beschäftigte 

sich der Verband auch mit der weiteren inhalt-

lichen Nutzung der Infrastruktur, z.B. der Ver-

besserung des e-Government in Hessen.  

 

 

 e-Government 

 

Unter diesem Ansatz fand auf Einladung der 

Geschäftsleitung von ekom21 die Sommersit-

zung des HLT-Wirtschafts- und Planungsaus-

schusses in Gießen statt. Maßgeblicher 

Schwerpunkt der Beratungen war die Frage, 

wie die Landkreise den vielfältigen Herausfor-

derungen begegnen können, die sich für sie aus 

der Digitalisierung der verschiedensten Ver-

waltungsabläufe ergeben. Stichworte hierzu 

sind die Gewährleistung eines bürgerfreundli-

chen e-Governments, die Erfüllung umfangrei-

cher gesetzlicher Anforderungen, aber auch die 

Gewährleistung einer effizienten und moder-

nen Verwaltung z.B. mit Hilfe einer „Verwal-

tungscloud“-Lösung nach dem Vorbild anderer 

Bundesländer. Eine Grundvoraussetzung hier-

zu wird nicht zuletzt mit Blick auf die Umset-

zung des Onlinezugangsgesetzes (OZG) die 

Bereitstellung einer serviceorientierten e-

Government-Plattform für Bürger und Wirt-

schaft („Bürgerservice-Portal / Bürgerkonto“) 

sein, die zudem den Erfordernissen der Daten-

schutzgrundverordnung (DSGVO) entspricht. 

Erörtert wurden daher insbesondere Möglich-

keiten zur technischen Umsetzung des OZG 

und die Frage, wie das kommunaleigene Un-

ternehmen ekom21 die kommunale Ebene 

durch die Standardisierung von Prozessen un-

terstützen könnte.  

 

 

Gesetzentwurf der Landesregierung  für ein 

Gesetz zur Förderung der elektronischen Ver-

waltung (Hessisches E-Government-Gesetz - 

HEGovG) 

  

Mit seinem Gesetz zur Förderung der elektro-

nischen Verwaltung sowie zur Änderung wei-

terer Vorschriften vom 25. Juli 2013 hat der 

Bundesgesetzgeber unter anderem das Gesetz 

zur Förderung der elektronischen Verwaltung 

(EGovG) beschlossen und sich zum Ziel ge-

setzt, durch den Abbau bundesrechtlicher Hin-

dernisse die elektronische Kommunikation mit 

der Verwaltung zu erleichtern. Dieses Gesetz 

des Bundes soll über die föderalen Ebenen 

hinweg Wirkung entfalten, indem es sowohl 

dem Bund als auch den Ländern und Kommu-

nen ermöglicht, einfachere, nutzerfreundliche-
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re und effizientere elektronische Verwal-

tungsdienste anzubieten. 

 

Der im Juni 2018 im Hessischen Landtag zur 

Anhörung gestellte Entwurf eines Hessischen 

Gesetzes zur Förderung der elektronischen 

Verwaltung (Hessisches E-Government-

Gesetz) soll die Regelungen des EGovG in 

Landesrecht umsetzen, „soweit dies sachge-

recht erscheint“. Der Gesetzentwurf zielt auf 

eine möglichst einheitliche Verfahrensgestal-

tung ab, denn für Bürger und für die Wirt-

schaft sei es nicht entscheidend, ob die Ver-

waltungshandlung in Ausführung von Bun-

des-, Landes- oder Satzungsrecht erfolge. Ne-

ben den Regelungen des EGovG Bund werden 

daher in dem Entwurf des Hessischen EGovG 

insbesondere auch spezifische Regelungen zur 

Zusammenarbeit von Ländern und Kommu-

nen und innerhalb der Verwaltungen getrof-

fen.  

 

Der Verband erhob im Rahmen der Landtags-

anhörung keine grundsätzlichen Bedenken 

gegen den Gesetzentwurf als solchen. Aller-

dings wurde geltend gemacht, dass mit dem 

eGovG lediglich ein rechtlicher Rahmen ge-

schaffen wird, der später durch entsprechende 

Rechtsverordnungen auszufüllen sein wird. 

Welchen Inhalt diese Rechtsverordnungen im 

Einzelnen haben werden, lasse sich noch nicht 

absehen. Daher sei unklar, welche Kostenfol-

gen sich hieraus für die kommunale Ebene er-

geben könnten. Seitens des Landes seien ggf. 

entsprechende finanzielle Mittel bereitzustel-

len. Darüber hinaus wurden hinsichtlich meh-

rerer Einzelpunkte Konnexitätsbedenken an-

gemeldet.  

Als begrüßenswert wurde herausgestellt, dass 

die hessischen Behörden nach dem HEGovG 

ihre Verpflichtungen auch durch Nutzung von 

E-Government-Infrastrukturen erfüllen kön-

nen, die vom Land zentral bereitgestellt wer-

den. Der Verband forderte jedoch, die kom-

munale Ebene über ihre Spitzenverbände ein-

vernehmlich in die Beratungen zur Ausgestal-

tung dieser E-Government-Infrastrukturen 

einzubinden, damit sich später keine Inkom-

patibilitäten ergeben.    

 

 

Onlinezugangsgesetz (OZG) 

 

Das Gesetz zur Verbesserung des Onlinezu-

gangs zu Verwaltungsleistungen - Onlinezu-

gangsgesetz ist zum 18. August 2017 in Kraft 

getreten. Durch das OZG werden Bund und 

Länder verpflichtet, bis 31.12.2022 ihre Ver-

waltungsleistungen auch elektronisch über 

Verwaltungsportale anzubieten. Neben dem 

Bundesportal soll es entsprechend dem 

Wunsch der Länder auch 16 Landesportale ge-

ben, die zu einem Portalverbund verknüpft 

werden sollen. Das Land treibt derzeit -und 

zwischenzeitlich auch in Abstimmung mit der 

kommunalen Ebene- die Planung für ein Ver-

waltungsportal voran. Als schwierig stellte sich 

heraus, zu definieren, welche Verwaltungsleis-

tungen es in Deutschland genau gibt und wel-

che Digitalisierungspotenziale bei der Umset-

zung des OZG gehoben werden sollen. Derzeit 

ist von etwa 575 OZG-Leistungsbündeln aus-

zugehen. Jedes dieser Lebens- bzw. Geschäfts-

lagenpakete umfasst durchschnittlich etwa 10 

Verwaltungsleistungen.  Ausgangspunkt für 

die Identifikation der umzusetzenden Verwal-

tungsleistungen bildet der Leistungskatalog der 

öffentlichen Verwaltung (LeiKa), in dem die 

meisten Leistungen von deutschen Verwaltun-

gen erfasst sind.  

Derzeit ist in der Diskussion, die weitere Aus-
arbeitung im Detail in Arbeitspakete aufzutei-
len, die dann den Bundesländern zur gesonder-
ten Bearbeitung zugeordnet werden. An der 
Bearbeitung wird die kommunale Ebene maß-
geblich mitarbeiten müssen, da schätzungswei-
se 95 % aller Schnittstellenaufgaben zwischen 
Bürger und Verwaltung auf die kommunale 
Ebene entfallen. 
 
 

DLT- Positionspapier „Der digitale Landkreis“ 

 
Seitens des Deutschen Landkreistages wurde 
ein Positionspapier „Der digitale Landkreis“ 
veröffentlicht, an dem der Hessische Land-
kreistag über die Gremien mitgewirkt hat. Es 
macht deutlich, dass sich die Landkreise den 
Herausforderungen der digitalen Welt stellen 
und bereits jetzt über eine große Zahl funktio-
nierender digitaler Anwendungen verfügen, die 
Anwendungsbeispiele für weitere Landkreise 
sein können. 
 

 

Cybersicherheit 

 

Alle von Informationstechnik geprägten Ge-

sellschaften sind in zunehmender Weise ge-

zielten Cyberattacken, sog. Hackerangriffen 

ausgesetzt, die die komplexen technischen Sys-

teme durch gezielte Angriffe zu schädigen ver-

http://www.hess-staedtetag.de/mitgliederbereich/schwerpunkte/it-datenschutz-und-e-government/e-government-gesetz/index.php?eID=tx_nawsecuredl&u=0&g=0&t=1530630080&hash=85c297bbdaea841a921f7d18965547fdf48f0391&file=/fileadmin/user_upload/Downloads/Schwerpunkte/IT/EGov_Gesetz/OZG_in_BGBl._2017_S._3138.pdf
http://www.hess-staedtetag.de/mitgliederbereich/schwerpunkte/it-datenschutz-und-e-government/e-government-gesetz/index.php?eID=tx_nawsecuredl&u=0&g=0&t=1530630080&hash=85c297bbdaea841a921f7d18965547fdf48f0391&file=/fileadmin/user_upload/Downloads/Schwerpunkte/IT/EGov_Gesetz/OZG_in_BGBl._2017_S._3138.pdf
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suchen. Hiervon können auch die IT-Systeme 

der Landkreise betroffen sein, was zum Aus-

fall wichtiger Systeme führen könnte. Die In-

nere Sicherheit ist daher untrennbar mit siche-

ren Informationsinfrastrukturen verbunden. 

Für den Schutz der IT-Infrastrukturen der 

Landkreise steht seit 2017 auch das „Kommu-

nale Dienstleistungszentrum Cybersicherheit 

Hessen“ (KDLZ-CS) beim Hessischen In-

nenministerium zur Verfügung. Es bildet ei-

nen Baustein in der umfassenden Agenda 

„Cybersicherheit@Hessen“ und unterstützt 

bei der Lösung von konkreten IT-

Sicherheitsvorfällen als Koordinator u.a. mit 

der Bekanntgabe von Warnungen und Lö-

sungsansätzen. Die Geschäftsstelle und der 

AK Informationstechnik der kommunalen 

Spitzenverbände stehen in engem Austausch 

mit dem Innenministerium.  

 

 

Datenschutz 

 

Die Verordnung (EU) Nr. 2016/679 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 

27.04.2016 zum Schutz natürlicher Personen 

bei der Verarbeitung personenbezogener Da-

ten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhe-

bung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung - DSGVO) ist am 

25.05.2018 in Kraft getreten und statuiert eine 

Vielzahl von neuen Anforderungen und Rah-

menbedingungen zum Datenschutz, die auch 

die kommunalen Verwaltungen betreffen. Zur 

Umsetzung der Europäischen Datenschutz-

Grundverordnung das Hessische Datenschutz- 

und Informationsfreiheitsgesetz beschlossen. 

Weitere Hinweise finden sich im Bereich 

„Recht“ dieses Geschäftsberichtes. 

 

 

Digitalisierung im EU-Vergleich  

 

So positiv die nationalen Aktivitäten für sich 

zu werten sind (sie sollen an dieser Stelle kei-

neswegs geschmälert werden) – im EU-

Vergleich relativieren sich die Erfolge. So 

veröffentlichte die EU-Kommission am 

18.05.2018 die Ergebnisse des Index für die 

digitale Wirtschaft und Gesellschaft. Dabei 

wurden die EU-Mitglieds-staaten in verschie-

denen Bereichen der Digitalisierung vergli-

chen. Deutschland ist im Vergleich zum Vor-

jahr um drei Plätze auf Platz 14 von 28 abge-

rutscht. Die Kommission erkennt eine positive 

Entwicklung vor allem bei den Breitband- und 

Mobilfunknetzen, in anderen Staaten seien je-

doch größere Fortschritte erzielt worden. Ins-

besondere wird festgestellt, dass weiterhin 

starke Unterschiede zwischen der Abdeckung 

mit Hochgeschwindigkeits-Breitbandnetzen 

(NGA) in ländlichen und städtischen Gebieten 

bestehen. Auch im Bereich der Nutzung digita-

ler öffentlicher Dienste schneidet Deutschland 

weiterhin vergleichsweise schlecht ab. 

 

Bei der Nutzung digitaler öffentlicher Dienste 

schnitt Deutschland wie im Vorjahr schon am 

schlechtesten ab und landet im europäischen 

Vergleich nur auf Platz 21. Nach Angaben der 

Kommission ist Deutschland eines der EU-

Länder mit der niedrigsten Online-Interaktion 

zwischen Behörden und Bürgern. Digitale Ge-

sundheitsdienstleistungen würden sogar nur 

von 7 % der deutschen Internetnutzer verwen-

det, damit liege Deutschland in diesem Bereich 

sogar nur auf Platz 26 in der EU. 

 

 

Tourismus / Tourismuspolitischer Hand-

lungsrahmen 

 

Ein gerade auch für den ländlichen Raum Hes-

sens wichtiger Wirtschaftsfaktor mit nicht un-

erheblichem Potenzial ist die Tourismusbran-

che. Hessen ist ein attraktives Reiseland mit 

vielfältigen Ausbaumöglichkeiten. Zur lang-

fristigen Sicherung des Tourismus wurde daher 

der „Tourismuspolitische Handlungsrahmen - 

TPH“ vorangetrieben. Der Hessische Land-

kreistag ist in die entsprechende Lenkungs-

gruppe des Ministeriums eingebunden, die „zur 

Optimierung der Strukturen und der Zielerrei-

chung“ zweimal im Jahr den aktuellen Umset-

zungsstand erörtert. Im Rahmen des TPH-

Umsetzungs-managements wurden bisher 

mehrere Workshops veranstaltet. Module des 

Umsetzungsmanagements im Weiteren sind In-

formation und Qualifizierung, ein Coaching, 

Einzelberatung, die Initiierung eines Marken- 

und Identitätsmanagements, die Bereitstellung 

von allgemeinen Informationen, Handlungshil-

fen und Mustern, sowie ein Umsetzungsmoni-

toring.  

 

Wichtig aus Landkreissicht sind darüber hin-

aus jedoch grundlegende Entscheidungen über 

die künftigen Destinationen, die im Rahmen 

des TPH festgelegt werden. Hier gibt es noch 

ein weites Betätigungsfeld. Der HLT wird die 
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weitere Entwicklung aufmerksam begleiten. 

Diese sollte sich u.a. auch an den EU-

Förderbedingungen für den ländlichen Raum 

orientieren und somit eine abgestimmte Ent-

wicklung ermöglichen.  

 

Mit der Änderung des Kommunalabgabenge-

setzes und Inkraftsetzung einer entsprechen-

den Rechtsverordnung wurden in Hessen zu-

dem die gesetzlichen Voraussetzungen für 

neue Wege der Tourismusfinanzierung ge-

schaffen. Ein neuer „Tourismusbeitrag“ eröff-

net unter bestimmten Voraussetzungen die 

Möglichkeit, einen zusätzlichen Beitrag von 

privat reisenden Gästen zur Finanzierung des 

Tourismus zu erheben.  

 

 

Gewerberecht 

 

Im Bereich des Gewerberechts hat der Ver-

band im Berichtszeitraum auf der Grundlage 

entsprechender Befragungen der Mitglieder zu 

einer Reihe von gesetzlichen Änderungen 

Stellung genommen. Stellvertretend sind die 

Novellierung des Hessischen Spielhallenge-

setzes, die Änderung des Ladenöffnungsge-

setzes und die Sechste Verordnung zur Ände-

rung der Gewerberecht- Zuständigkeitsver-

ordnung (GewZustV) zu nennen.  

Im Rahmen seiner Stellungnahme zur Ge-

wZustV hat der Verband zwar keine grund-

sätzlichen Bedenken geäußert, zugleich aber 

deutlich gemacht, dass hieraus entstehende 

Kostenmehrbelastungen durch Gebührenein-

nahmen refinanziert werden müssen. Intensiv 

diskutiert wurde in diesem Zusammenhang 

die Neufestlegung der „Festlegung der Ver-

antwortlichkeit für den neuen Erlaubnistatbe-

stand für Wohnimmobilienverwalter - § 34c 

Abs. 1 S. 1 Nr. 4 Gewerbeordnung (GewO). 

Der Verband sprach sich für eine Zuständig-

keit der Kreise und Kreisfreien Städte zum 

Vollzug des § 34 c GewO als „sinnvoll und 

praktikabel“ aus. Im Ergebnis wurde u.a. auf 

dieser Basis ab 01.08.2018 eine solche neue 

Zuständigkeit begründet.  

 

 

Verpackungsgesetz 

Das Gesetz zur Fortentwicklung der haus-

haltsnahen Getrennterfassung von wertstoff-

haltigen Abfällen, „Verpackungsgesetz“ wur-

de 2017 nach jahrelangen kontrovers geführ-

ten Diskussionen beschlossen. Die kommuna-

len Spitzenverbände lehnten den Entwurf im 

Vorfeld vehement ab und forderten u.a. über 

den Bundesrat eine Stärkung der kommunalen 

Kompetenzen im Bereich der Verpackungsent-

sorgung. Unter anderem sollte die Wertstoff-

sammlung als Teil der Daseinsvorsorge wieder 

in der Hand der öffentlich-rechtlichen Entsor-

gungsträger (örE) gelegt und die PPK-Fraktion 

aus dem Wertstoffregime herausgelöst werden. 

Diese abfallpolitisch höchst sinnvolle Forde-

rung blieb im Konzert der wirtschaftlichen In-

teressen ungehört. Nun soll die bestehende und 

immer wieder kritisierte Verpackungsverord-

nung mit dem neuen Gesetz weiterentwickelt 

werden. Ziel ist es, das Recycling, aber auch 

die Vermeidung von Verpackungsabfällen 

noch stärker zu fördern.  

Das Verpackungsgesetz wird zum 01.01.2019 

in Kraft treten. Damit wird es auch künftig da-

bei bleiben, dass die Entsorgung von Verpa-

ckungen den dualen Systemen obliegt, wäh-

rend die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ-

ger (örE) für die Sammlung, Sortierung und 

Verwertung der stoffgleichen Nichtverpackun-

gen zuständig bleiben. Zu den im VerpackG 

vorgesehenen Neuerungen gehören u.a. die Er-

höhung der von den dualen Systemen nachzu-

weisenden Recyclingquoten für Verpackungs-

abfälle und die Errichtung einer mit hoheitli-

chen Befugnissen ausgestatteten Zentralen 

Stelle zur Kontrolle der Tätigkeit der dualen 

Systeme, die allerdings gegenüber den örE 

keine Befugnisse erhält. 

Das VerpackG geht zudem davon aus, dass 

nach dem Inkrafttreten des Gesetzes zwischen 

den örE und den dualen Systemen neue Ab-

stimmungsvereinbarungen geschlossen wer-

den, die den Anforderungen des VerpackG 

entsprechen. Nach der Übergangsregelung gilt 

abhängig von der Vertragssituation vor Ort ei-

ne Übergangszeit von längstens zwei Jahren. 

Die Abstimmung selbst erfolgt durch eine 

schriftliche Abstimmungsvereinbarung, die 

zwischen dem örE und einem von den dualen 

Systemen zu bestimmenden gemeinsamen Ver-

treter vor Ort zu verhandeln ist. Es gibt nur 

noch eine einheitliche Abstimmungsvereinba-

rung, die alle abstimmungsrelevanten Aspekte 

umfasst und für alle dualen Systeme gilt. Für 

die Wirksamkeit der Vereinbarung mit dem 

örE genügt es, wenn zwei Drittel der beteilig-

ten dualen Systeme dem Verhandlungsergebnis 

zustimmen.  
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Um die Abstimmungsverhandlungen vor Ort 

zu erleichtern, haben sich die kommunalen 

Spitzenverbände und der Verband kommuna-

ler Unternehmen (VKU) gemeinsam mit allen 

dualen Systemen auf eine Orientierungshilfe 

nebst Anlagen verständigt. Es handelt sich um 

eine Hilfestellung für die vor Ort zu führen-

den Verhandlungen zwischen den örE und den 

dualen Systemen, die abhängig von den örtli-

chen Gegebenheiten zu anderen vertraglichen 

Gestaltungen führen können. Wettbewerbs-

rechtliche Bedenken gegen die Orientierungs-

hilfe bestehen nach Aussage des Bundeskar-

tellamtes nicht. 

 

 

Gesetzentwurf für ein Zweites Gesetz zur 

Änderung des Hessischen Wassergesetzes 

(HWG)  

 

Im Rahmen der Anhörung zu einem Zweiten 

Gesetz zur Änderung des Hessischen Wasser-

gesetzes machte der HLT auf Basis einer Um-

frage im Detail Bedenken geltend. Kritisch 

wurde darauf hingewiesen, dass durch die Un-

teren Wasserbehörden aufgrund einer Reihe 

unbestimmter Rechtsbegriffe  (z.B. „unzu-

mutbar“, „unverhältnismäßig“) eine Vielzahl 

zeitaufwändiger Ermessensentscheidungen zu 

treffen sein werden, sodass mit zusätzlichem 

Personalbedarf zu rechnen ist.  

Zudem machte der Verband darauf aufmerk-

sam, dass er bereits im Rahmen seiner Stel-

lungnahme aus dem Jahr 2015 an den zustän-

digen Ausschuss des Hessischen Landtages 

angeregt hatte, die Neufassung des Gesetzes 

zu nutzen, um weitere Unklarheiten und Um-

setzungsprobleme, die sich in der Praxis der 

vergangenen Jahre zeigten, zu beseitigen. 

Weder die aktuellen noch den damaligen Pra-

xishinweise sind in den aktuellen Entwurf 

eingeflossen.  

 

 

Entwurf einer Verordnung zur Änderung 

der Verordnung über die Durchführung 

von Kompensationsmaßnahmen, Ökokon-

ten, deren Handelbarkeit und die Festset-

zung von Ausgleichsabgaben (Kompensati-

onsverordnung – KV)   

 

Im Rahmen seiner Stellungnahme zum Ent-

wurf der hessischen Kompensationsverord-

nung begrüßte der HLT, dass eine Reihe von 

bisher ungeklärten Fragen nunmehr eindeuti-

ger geregelt werden. Allerdings enthält der 

Entwurf auch zahlreiche zum Teil grundsätzli-

che und weitreichende Änderungen und Neu-

regelungen, durch die die Anforderungen nicht 

nur an die vorzulegenden Antragsunterlagen, 

sondern besonders auch an den Prüfumfang im 

Rahmen der naturschutzrechtlichen Verfahren 

deutlich steigen. Die Landkreise erwarten 

durch die KV-Novelle voraussichtlich einen 

erheblichen Mehraufwand im Rahmen der Zu-

lassungsverfahren. Beispielhaft zu nennen sind 

erweiterte Möglichkeiten der Zusatzbewertung, 

eine ergänzte Biotopwertliste, zusätzlich zu 

prüfende Begründungen und Nachweise. 

 

 

Veterinärwesen 

 

Mehrbelastungen der Landkreise im Bereich 

des Veterinärwesens, der Lebensmittelüberwa-

chung und des Verbraucherschutzes  

 

Die Frage eines adäquaten Ausgleichs für die 

zwischenzeitlich eingetretenen Mehrbelastun-

gen der Landkreise im Bereich des Veterinär-

wesens, der Lebensmittelüberwachung und des 

Verbraucherschutzes ist nach wie vor ungelöst. 

Festzuhalten ist, dass diese Aufgabenbereiche 

mit Wissen des Landes Hessen bereits vor der 

Kommunalisierung im April 2005 chronisch 

unterfinanziert waren. Infolge einer Intensivie-

rung bestehender sowie der Schaffung neuer 

Anforderungen und Aufgaben, die nicht zuletzt 

auf EU-Vorgaben beruhen, entstehen den 

Landkreisen seitdem und mit zunehmender 

Tendenz erhebliche Mehrkosten, die durch die 

Zuweisungen des Landes nicht gedeckt sind.   

 

Verschiedene durch den HLT unterbreitete Lö-

sungsvorschläge wurden seitens der Landesre-

gierung zurückgewiesen. Nach wie vor fordert 

der Verband eine Ergänzung der Regelung zu 

den Erstattungsbeträgen nach § 5 KommG da-

hingehend, dass der ermittelte Betrag sich um 

die durch Aufgabenzuwächse im Bereich des 

Veterinärwesens, der Lebensmittelüberwa-

chung und des Verbraucherschutzes in der Zeit 

seit der Kommunalisierung entstandenen 

Mehraufwendungen erhöht. Die Einzelheiten, 

insbesondere die Höhe der Erstattung sollen in 

einer Rechtsverordnung geregelt werden. Hin-

sichtlich der konkreten Beträge dieser Rechts-

verordnung wird eine politische Verhandlungs-

Lösung anstelle einer aufwendigen Detailerhe-

bung angestrebt.  
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Der HLT forderte zum einen im Rahmen sei-

ner Stellungnahme zum Landeshaushalt 

2018/2019 im Einzelplan 09 - Geschäftsbe-

reich des Hessischen Ministeriums für Um-

welt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-

braucherschutz- entsprechende Mittel zum 

Ausgleich der entstehenden Mehrkosten vor-

zusehen. Zum anderen wurde die Gesamt-

problematik auch im Rahmen der HLT-

Stellungnahme im Rahmen der Evaluation des 

Gesetzes zum Vollzug von Aufgaben auf den 

Gebieten des Veterinärwesens und der Le-

bensmittelüberwachung (VLVollzG) noch-

mals an die Landesregierung herangetragen.  

 

 

Afrikanische Schweinepest 

 

Die Afrikanische Schweinepest (ASP) tritt 

seit 2014 in den baltischen Staaten und in Po-

len auf. In weiter östlich liegenden Ländern 

kommt die Seuche seit 2007 bis heute gehäuft 

vor. Es besteht die ständige Gefahr der Ver-

schleppung innerhalb dieser Länder und über 

die Grenzen dieser Länder hinaus. Im Januar 

2018 wurde bekannt, dass es aktuell gehäufte 

Fälle von infizierten Wildschweinen im östli-

chen Tschechien und in Polen westlich von 

Warschau 300 km vor der deutschen Grenze 

gebe. Es bestehe eine hohe Gefahr, das Virus 

über befallene Wurst- und Fleischwaren aus 

betroffenen Gebieten nach Deutschland und 

Hessen einzuschleppen und die hiesigen 

(Wild-)schweinbestände zu infizieren. Die Vi-

ren können in nicht erhitzten Fleisch- und 

Wurstwaren monatelang überdauern.  

 

Ein Ausbruch Afrikanischen Schweinepest 

hätte enorme Handelsfolgen und würde vo-

raussichtlich erheblichen wirtschaftlichen 

Schaden verursachen. Es ist zu besorgen, dass 

ganze Fleischproduktionsindustrien u.a. auf-

grund von längerdauernden Quarantänemaß-

nahmen oder der Notwendigkeit der Keulung 

von Beständen zum Erliegen kommen und 

Schadensbeträge im zweistelligen Milliarden-

bereich entstehen.  

 

Bis zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Ge-

schäftsberichtes sind die befürchteten Szena-

rien glücklicherweise noch nicht eingetreten. 

Allerdings sind mit Unterstützung des Landes 

eine Reihe von Vorbereitungen und Präventi-

onsmaßnahmen eingeleitet worden. 

 

Rahmenvereinbarung Tierärztekammer (Ver-

gütung amtlicher tierärztlicher Tätigkeiten im 

Rahmen der Tierseuchenbekämpfung) 

 

Der Wirtschafts- und Planungsausschuss beriet 

und beschloss im Berichtszeitraum eine An-

schlussvereinbarung zur Rahmenvereinbarung 

zwischen den kommunalen Spitzenverbänden 

und der Landestierärztekammer Hessen über 

die Vergütung für amtliche tierärztliche Tätig-

keiten im Tierseuchen-Krisenfall. Diese bietet 

insbesondere hinsichtlich der Karenzzeiten 

günstigere Konditionen als eine Abrechnung 

nach der Gebührenordnung für Tierärzte 

(GOT). Die Rahmenvereinbarung wurde im 

Jahr 2010 erstmals grundlegend verhandelt und 

wurde seitdem bereits mehrfach verlängert. 

Der bisher gültigen Rahmenvereinbarung aus 

dem Jahr 2015 lagen allerdings die Gebühren-

sätze der GOT 2008 zugrunde. Im Februar 

2018 machte die Landtierärztekammer Hessen 

(LTK) von ihrem Kündigungsrecht Gebrauch, 

da die GOT nach fast zehn Jahren grundlegend 

angepasst und die Berechnungssätze deutlich 

erhöht wurden. Nach eingehender Beratung 

sprach sich der Ausschuss mit Blick auf die 

personelle Situation der Veterinärämter und 

einen drohenden Ausbruch der „Afrikanischen 

Schweinepest“ (ASP) auch in Hessen dafür 

aus, die Vergütung nach dem Rahmenverein-

barung entsprechend der seit Juli 2017 gelten-

den Gebührenordnung für Tierärzte (GOT) an-

zupassen. Alle übrigen Regelungen wurden 

unverändert in eine neue Rahmenvereinbarung 

übernommen.  

 

 

6. Verkehr / ÖPNV 
 

 

Hessisches Mobilitätsfördergesetz 

 

Das Mobilitätsfördergesetz des Landes ist An-

fang Juni 2018 in Kraft getreten. Damit stehen 

ab 01.01.2019 jährlich mindestens 100 Millio-

nen Euro für die Verbesserung der Verkehrs-

verhältnisse und der nachhaltigen Mobilitäts-

entwicklung zur Verfügung. Bislang wurde die 

Förderung kommunaler Verkehrsinfrastruktur 

aus vom Bund zur Verfügung gestellten Mit-

teln nach dem Entflechtungsgesetz getragen. 

Diese Regelung endet jedoch 2019. Mit dem 

Mobilitätsfördergesetz werden die wegfallen-

den Mittel aus dem hessischen Landeshaushalt 
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ersetzt und leicht aufgestockt (bisher erhielt 

Hessen 96,5 Mio. € seitens des Bundes).  

 

Die Fördermittel sollen im mehrjährigen 

Durchschnitt gleichgewichtig für Vorhaben 

im öffentlichen Personennahverkehr und für 

Vorhaben im kommunalen Straßenbau ver-

wendet werden. Antragsberechtigt sind Ge-

meinden, Landkreise, kommunale Zusam-

menschlüsse, Verkehrsverbünde, Verkehrsun-

ternehmen und sonstige Vorhabenträger des 

öffentlichen Personennahverkehrs. Mit dem 

Gesetz entspricht das Land einer langjährigen 

Forderung der kommunalen Spitzenverbände 

nach einer gesetzlichen Bindung der bisheri-

gen, sog. „Entflechtungsmittel“ des Bundes.  

 

Der HLT hatte in seiner Stellungnahme das 

Ziel des Mobilitätsfördergesetzes, die Ver-

kehrsverhältnisse durch die Förderung von 

Investitionen in den Bereichen ÖPNV und 

kommunalen Straßenbau zu verbessern und 

somit eine nachhaltige Mobilitätsentwicklung 

zu fördern, ausdrücklich unterstützt, denn das 

Land Hessen stelle damit die Fortführung der 

Förderung der kommunalen Verkehrsinfra-

strukturförderung für eine Vielzahl unter-

schiedlicher Vorhaben im Bereich des öffent-

lichen Personennahverkehrs (ÖPNV) und des 

kommunalen Straßenbaus (KSB) über das 

Jahr 2019 hinaus sicher. Dies bedeute für die 

Kommunen und sonstigen Vorhabenträger 

Planungs- und Finanzierungssicherheit für 

künftige Projekte.  

 

Der HLT betonte, dass gerade in ländlich 

strukturierten Gebieten ein flächendeckender 

und effizienter öffentlicher Personennahver-

kehr sowie der Bau, Ausbau und auch die 

Grunderneuerung von verkehrswichtigen 

kommunalen Straßen, insbesondere Kreisstra-

ßen, besonders wichtig ist. Bei solchen Vor-

haben bestehe landesweit weiterhin ein großer 

Bedarf. Daher sprach sich der HLT dafür aus, 

die jährlichen Fördermittel deutlich über 100 

Millionen Euro anzusiedeln und jährlich zu 

dynamisieren.  

 

 

Einführung eines „Hessenweiten Schülerti-

ckets“ 

 

Hohen Aufwand bis hin zur Durchführung von 

Sondersitzungen des Präsidiums bedeutete die 

Einführung des sog. „Hessenweiten Schülerti-

ckets“ für Schüler und Auszubildende durch 

das Land zum Schuljahr 2017/2018. Das Thema 

bestimmte über mehrere Monate die Arbeit der 

Geschäftsstelle im Dezernat Wirtschaft / Schule 

u. Kultur. Aus Sicht der Landkreise als Schul- 

und ÖPNV-Träger waren vielfältige Rahmenbe-

dingungen zu klären, da die Ausgangspositionen 

hessenweit sehr unterschiedlich ausgestaltet wa-

ren. Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf die 

entsprechenden Ausführungen im Geschäftsbe-

richt 2016 / 2017 verwiesen.  

 

Eine Grundforderung des HLT bei der Einfüh-

rung des Schülertickets war, dass die Landkreise 

hierdurch nicht zusätzlich belastet werden dür-

fen. Es sei vielmehr seitens des Landes sicher-

zustellen, dass weder für die Schulträger noch 

für die Lokalen Nahverkehrsorganisationen 

Mehrkosten über den Status quo hinaus entste-

hen. Zur Feststellung möglicher „Mehrkosten“ 

wurde daher beim Hessischen Ministerium für 

Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesent-

wicklung ein „Arbeitskreis Evaluation Schüler-

ticket“ eingesetzt. Aussagekräftige Ergebnisse 

werden für den Spätherbst 2018 erwartet. Im 

Anschluss ist aus Sicht aller Beteiligten zu ent-

scheiden, ob die Einführung ein Erfolg war, 

bzw. ob und welche Korrekturen erforderlich 

werden. 

 

 

Betreuung der Kreisstraßen – Planungskapazi-

täten von HessenMobil“   

 

Abweichend von der früheren Skepsis und Kri-

tik gegenüber HessenMobil anerkennen viele 

Landkreise die dort zwischenzeitlich vorge-

nommenen Bemühungen, das Angebot und die 

Serviceleitungen im Rahmen der Betreuung 

der Kreisstraßen zu verbessern. Grundsätzlich 

wird daher eine Fortführung der Zusammenar-

beit angestrebt.  

Allerdings gibt es nach wie vor noch Verbesse-

rungsbedarf im Detail. Im Rahmen eines inten-

siven Austauschs mit Staatssekretär Samson 

(HMWEVL) und dem Präsidenten von Hessen 

Mobil, Vieth, wurde auf die Notwendigkeit ei-

ner weitergehenden Verbesserung der regiona-

len Anbindung und Kommunikation, „kreati-

vere Planungen“ unter Einbeziehung aller be-

kannten Aspekte und nicht zuletzt darauf hin-

gewiesen dass eine deutliche Ausweitung der 

Planungskapazitäten für Kreisstraßen erforder-

lich ist, die es ermöglicht, die erforderlichen 

Projekte zeitnah umzusetzen. Die Landkreise 

erwarten insofern ein Signal, dass sich das 
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Land Hessen durch die Zurverfügungstellung 

zusätzlichen (Planungs-) personals zu Hes-

senMobil und insbesondere einer Zukunft für 

HessenMobil bekennt.  

 

Zudem wurde angeregt, entsprechend dem 

Vorbild anderer Bundesländer (insbesondere 

Bayern) Vorratsplanungen für den Fall vorzu-

halten, dass beispielsweise auf Bundesebene 

zusätzliche Fördermittel gewährt werden. In 

diesem Fall könnte die jeweilige fertige Pla-

nung herangezogen und unmittelbar mit der 

Umsetzung der Baumaßnahmen begonnen 

werden.  

 

 

Umsetzung des Bundesverkehrswegeplans 

2030 in Hessen 

 

Mit dem Bundesverkehrswegeplan 2030 wer-

den in Hessen deutlich mehr Projekte als in den 

vergangenen Jahren durch den Bund gefördert. 

Allerdings sind aus Sicht des Landes unter An-

erkennung der Notwendigkeiten im ländlichen 

Raum bei der Umsetzung Prioritäten zu setzen. 

Hierbei geht es zum einen um die Verbesse-

rung des Verkehrsflusses auf überregionalen 

Strecken und die Umsetzung solcher Projekte, 

für die bereits fertige, bzw. weit fortgeschritte-

ne Planungen vorliegen (insbesondere Auto-

bahnkreuze und die Sanierung von Brücken-

bauwerken). Der Grundsatz „Erhalt vor Neu-

bau“ müsse sich in der Praxis widerspiegeln. 

Dies gelte maßgeblich auch für solche Projekte, 

zum Beispiel für Brückensanierungen, bei de-

nen derzeit durch Sanierungsmaßnahmen noch 

Substanz gesichert werden könne. 

 

Der Wirtschafts- und Planungsausschuss kriti-

sierte die vorgenommene Priorisierung in der 

Umsetzung des Bundesverkehrswegeplans 

dennoch. Es könne nicht sein, dass insbeson-

dere Projekte, die einer (besseren) Erschlie-

ßung des ländlichen Raumes dienen und zwar 

im vordringlichen Bedarf eingestuft sind, in 

Ermangelung von Planungskapazitäten jedoch 

auf die mittelfristige Zukunft verschoben 

werden sollen. Der Wirtschafts- und Pla-

nungsausschuss forderte eine Reihe konkret 

benannter Strecken zusätzlich in die Liste 

zeitnah umzusetzender Projekte aufzunehmen.  

 

 

„Großraum- und Schwertransporte (GST) / Po-

lizeiliche Begleitung und Verwaltungshelfer / 

Langholztransporte 

 

Auch das Thema „Großraum- und Schwer-

transporte (GST) / Polizeiliche Begleitung und 

Verwaltungshelfer war Gegenstand der Bera-

tungen des Wirtschafts- und Planungsaus-

schusses. Zum 30.05.2017 wurden die Allge-

meinen Verwaltungsvorschriften zur Straßen-

verkehrs-Ordnung (VwV-StVO) geändert. Ziel 

der Änderungen ist, die Polizei von den Auf-

gaben der Begleitung von Großraum- und 

Schwertransporten (GST) zu entlasten. Das 

bislang bestehende Erfordernis, bestimmte 

GST ganz oder teilweise polizeilich zu beglei-

ten, wird künftig auf die Fälle und Örtlichkei-

ten beschränkt, in denen unter den Gesichts-

punkten Sicherheit und Ordnung des Verkehrs 

sowie zum Schutz der Infrastruktur Ermes-

sensentscheidungen vor Ort und polizeiliche 

Weisungen unersetzlich sind. Für alle im Vor-

hinein planbaren und regelbaren Streckenab-

schnitte mit Standardsituationen und -fällen, 

bei denen vor Ort keine Ermessensentschei-

dung der Polizei zur Gewährleistung eines si-

cheren und flüssigen Verkehrsablaufs erforder-

lich ist, entfällt künftig die Polizeibegleitung. 

Stattdessen sollen Verwaltungshelfer zum Ein-

satz kommen. Hierbei handelt es sich um von 

der Straßenverkehrsbehörde ernannte Verwal-

tungshelfer, die in der Regel von den Trans-

portunternehmen finanziert und gestellt wer-

den. Aufgabe der Straßenverkehrsbehörde ist 

u.a. die Ernennung und Einweisung der Ver-

waltungshelfer auf die Strecke. Die  fachliche 

Genehmigung von Groß- und Schwertranspor-

ten und die Prüfung der Geeignetheit der Stre-

cke nach StVO / VVStVO war zwar auch 

schon vor der Änderung der VwV stets Aufga-

be der Straßenverkehrsbehörden. Einige Stra-

ßenverkehrsbehörden sahen sich dennoch auf-

grund der ständigen Übung eine Polizeibeglei-

tung regelhaft anzuordnen nun mangels eige-

ner Streckenkenntnis in ihrem Gebiet vor gro-

ße Umsetzungsprobleme gestellt.  

 

In Gesprächen der Geschäftsstelle mit dem 

Hessischen Ministerium für Wirtschaft, Ener-

gie, Verkehr und Landesentwicklung konnte an 

dieser Stelle zunächst für eine Entspannung der 

Lage gesorgt werden. Aufgabe der Straßenver-

kehrsbehörden ist es jedoch nach wie vor, das 

eingesetzte Personal durch Schulungen in die 

Lage zu versetzen, die Rechtslage adäquat um-

zusetzen.  
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Langholztransporte 

 

In Zusammenarbeit mit dem Hessischen Mi-

nisterium für Wirtschaft, Energie, Verkehr 

und Landesentwicklung und dem Hessischen 

Waldbesitzerverband konnten zugleich Pra-

xisprobleme geklärt und behoben werden, die 

sich aus der Notwendigkeit des Abttransportes 

von Windwurfholz ergaben. Sturm „Friederi-

ke“ hinterließ im Januar 2018 vor allem in 

Nord- und Nordosthessen allein in den vom 

Landesbetrieb Hessenforst betreuten Wäldern 

ein enormes Aufkommen an 1,5 Mio. Festme-

ter Sturmholz.  

 

 

Gesetzentwurf der Landesregierung für ein 

Gesetz über den Regionalen Lastenausgleich 

betreffend den Flughafen Frankfurt Main 

(Regionallastenausgleichsgesetz - RegLastG) 

 

Auch zu dem Gesetzentwurf eines RegLastG 

erklärte sich der HLT im Rahmen einer Stel-

lungnahme an die Landesregierung. Der Ver-

band stimmte dem Vorhaben zu, denn dieser 

basiert insbesondere auf einer Empfehlung des 

Forums Flughafen und Region (FFR). Hier 

fand im Vorfeld bereits eine Beteiligung der 

kommunalen Vertreter statt, bei der sich die 

Gremien des FFR und die Frankfurter Flug-

lärmkommission einvernehmlich auf die in 

der Empfehlung genannten Kriterien und die 

Mittelverteilung einigten. Daher wurde eine 

weitere Umsetzung auch durch den HLT be-

grüßt. 

 

 

Arbeitsgemeinschaft Nahmobilität Hessen 

(AGNH) 

 

Die AGNH wurde im letzten Berichtszeitraum 

als Kompetenznetzwerk gegründet, in dem 

sich Vertreter von Kommunen, Verbänden 

und Organisationen der Mobilität und der 

Wissenschaft gemeinsam für die Belange der 

Nahmobilität einsetzen. Ziel ist, die Nahmobi-

lität in Hessen als integralen Bestandteil des 

gesamten Verkehrssystems umfassend zu för-

dern. Es sollen neue Ideen entwickelt und 

umgesetzt sowie beispielhafte Konzepte be-

kanntgemacht werden. Zentrales Anliegen ist 

eine Verbesserung der Bedingungen für den 

Fuß- und Fahrradverkehr und deren Verknüp-

fung mit anderen Verkehrsmitteln. Der HLT 

ist Mitglied der AGNH und mit zwei Vertre-

tern im Lenkungskreis vertreten.  

 

 

Praxiserprobung von Pedelecs in der Ge-

schäftsstelle 

 

Durch Vermittlung des Geschäftsführers der 

Landesenergieagentur (HessenAgentur), Dr. 

McGovern erhielt die HLT-Geschäftsstelle 

Ende März 2018 zwei Pedelecs für eine drei-

monatige Praxiserprobung. Die Hessische 

Landesenergieagentur versteht sich als Wegbe-

reiterin für den Klimaschutz und die Energie-

wende in Hessen. Sie bündelt vorhandene und 

neue Initiativen in Hessen und dient als zentra-

le Ansprechpartnerin bei Fragen z.B. hinsicht-

lich Fördermöglichkeiten, Photovoltaik, Um-

stellung von (kommunalen) Fuhrparks auf E-

Autos usw.. Die Pedelecs werden zur Wahr-

nehmung von Terminen im Stadtgebiet Wies-

baden, z.B. in Ministerien genutzt. Bislang 

konnten durchweg positive Erfahrungen ge-

sammelt werden.  

 

 

Einsatz von Elektromobilität in den hessischen 

Landkreisen 

 

Auch darüber hinaus unterstützt die Geschäfts-

stelle im Rahmen ihrer Möglichkeiten in Zu-

sammenarbeit mit der HessenAgentur den ver-

stärkten Einsatz von Elektromobilität (Elektro-

fahrzeugen) in den hessischen Landkreisen. So 

werden die Landkreise mit aktuellen Informa-

tionen über Förder- und Schulungsmaßnahmen 

versorgt, die das Ziel haben, die Praxis- und 

Alltagstauglichkeit von Elektromobilität auch 

im kommunalen Umfeld nachzuweisen. Durch 

Bund und Land werden in Hessen vielfältige 

Forschungs- und Entwicklungsvorhaben, Pilot- 

und Demonstrationsprojekte sowie die Erarbei-

tung von wissenschaftlichen Strategie- und Lö-

sungskonzepten gefördert. Unterstützt werden 

dabei sowohl Verbund- als auch Einzelprojek-

te. 

 

 

Bauen / Wohnen 

 

Novelle der Hessischen Bauordnung (HBO) 

 

Im Berichtszeitraum wurde eine Gesamtnovel-

le der Hessischen Bauordnung („Entwurf eines 

Gesetzes zur Neufassung der Hessischen Bau-
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ordnung und zur Änderung landesplanungs- 

und straßenrechtlicher Vorschriften“) durch-

geführt. Auf Basis einer umfassenden inner-

behördlichen Meinungsbildung unter Einbe-

ziehung der Gremien stimmte der HLT dem 

Entwurf im Grundsatz zu, unterbreitete im 

Detail jedoch vielfältige Änderungsvorschlä-

ge.  

 

Die überarbeitete HBO ist am 06.07.2018 in 

Kraft getreten. Im Nachgang zur Landtagsan-

hörung Anfang 2018 wurden verschiedene 

Änderungen vorgenommen. Aus HLT-Sicht 

wichtig ist, dass in der ursprünglich angedach-

ten Fassung des § 60 Abs. 2 geregelt werden 

sollte, dass den Bauaufsichtsbehörden Beam-

tinnen und Beamte angehören müssen, die die 

Befähigung zum höheren technischen Dienst 

und die erforderlichen Kenntnisse der Bau-

technik, der Baugestaltung und des öffentli-

chen Baurechts haben. Diesbezüglich hatte 

der HLT gefordert, dass seitens des Landes 

keine Vorgaben zur Personalausstattung ge-

macht werden dürfen. Auf Vorgabe, dass den 

Bauaufsichtsbehörden insbesondere Beamtin-

nen und Beamte angehören müssen, müsse 

verzichtet werden. Hier konnte erreicht wer-

den, dass die kritisierte Regelung nun zumin-

dest als „Soll-Regelung“ ausgestaltet wird. 

Sowohl hinsichtlich des Beamtenstatus als 

auch hinsichtlich der weiteren Voraussetzun-

gen besteht damit zumindest in Ausnahmefäl-

len die Möglichkeit, die jeweilige Bauauf-

sichtsbehörde in gesetzeskonformer Weise zu 

besetzen. Auch bleibt somit für langjährige 

Mitarbeitern/innen die Möglichkeit eines 

Quereinstiegs nicht verschlossen.  

 

Darüber hinaus wurde der Bauvorlagenerlass 

an die HBO angepasst und soll zeitgleich mit 

der novellierten HBO in Kraft treten. 

 

 

Projekt „Virtuelles Bauamt“ 

 

Der Wirtschafts- und Planungsausschuss be-

schäftigte sich mit einem drei Länder über-

greifenden Projekt der Metropolregion Rhein-

Neckar (MRN), welche im Rahmen des Mo-

dellvorhabes „Kooperatives e-Government in 

föderalen Strukturen“ Planungen für ein „vir-

tuelles Bauamt“ vorantreibt. Die elektronische 

Abwicklung von Baugenehmigungsverfahren 

birgt laut MRN hohe Optimierungspotenziale. 

Eine aktuelle Studie für den Nationalen Nor-

menkontrollrat geht von bis zu 25,5 Prozent 

Einsparpotenzial pro Antrag im Baugenehmi-

gungsverfahren aus, wenn Bauanträge medien-

bruchfrei elektronisch weiterverarbeitet wer-

den können. Gearbeitet wird an der techni-

schen Umsetzung sowie einem Betreibermo-

dell.  

 

In Hessen war die Digitalisierung der Bauge-

nehmigungsverfahren in Hessen bis zur vorge-

nannten Novelle der HBO mit einer Reihe von 

Hürden versehen: Für die Verfahren der HBO 

war zum einen lediglich die Schriftform vorge-

sehen. Nach dem Hessischen Verwaltungsver-

fahrensgesetz konnte die Schriftform zwar 

grundsätzlich durch die elektronische Form er-

setzt werden. Hier konnte sich in Hessen je-

doch u.a. bislang die elektronische Signatur 

noch nicht durchsetzen. Die zurückhaltende 

Nutzung der elektronischen Form führte zu 

Medienbrüchen im Rahmen des elektronischen 

Baugenehmigungsverfahrens, das auch deshalb 

erst von knapp 10 % der unteren Bauaufsichts-

behörden eingeführt wurde.  

 

Durch Änderung der betreffenden Formvor-

schriften wurden im Rahmen der HBO-

Novelle diese Hürden  soweit möglich  besei-

tigt, um so unter bestimmten Voraussetzungen 

medienbruchfreie elektronische Verfahren zu 

ermöglichen. Insbesondere soll den Bauauf-

sichtsbehörden eine flexible Portallösung für 

elektronische Genehmigungsverfahren ermög-

licht werden. Damit sind die grundsätzlichen 

Weichen gestellt, Lösungen, wie im Bereich 

der Metropolregion Rhein-Neckar auch in 

Hessen zu übernehmen. Der Wirtschafts- und 

Planungsausschuss lässt sich daher fortlaufend 

im Rahmen von Werkstattberichten über den 

Sachstand informieren. Ansatz ist, das Projekt 

ggf. als Vorlage für eine spätere Übertragung 

auf Gesamthessen zu nutzen. Dazu können 

insbesondere die Erfahrungen des Landkreises 

Bergstraße dienen, der als Teil der MRN eben-

falls Teilnehmer des Projektes ist. 

 

 

7. Schule und Kultur 

 

 

Bildung ist eine der wenigen „Bodenschätze“, 

über die die Bundesrepublik Deutschland ver-

fügt. Der Bereich Bildung stellt deshalb nach 

Überzeugung des Verbandes eine der wichtigs-

ten gesellschaftlichen Herausforderungen und 

zugleich eine der grundlegendsten Weichen-
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stellungen der Politik für die kommenden Jah-

re dar. Zwar sind die Bildungsausgaben insge-

samt bereits erheblich. Allerdings  bedeuten 

hohe finanzielle Aufwendungen alleine eben-

so wenig eine hohe Qualität in der Bildung, 

wie eine umfassende technische (IT-

)Ausstattung nicht zwangsläufig einen breiten 

Bildungserfolg garantiert. Zusätzlich sind 

maßgeblich auch die inhaltlichen Anstrengun-

gen weiter zu intensivieren. Hierzu bieten sich 

vielerlei Ansätze. So befinden sich bereits 10 

% der Hartz IV-Empfänger im Alter von 15 

bis 24 Jahren mangels entsprechender Bil-

dungsvoraussetzungen im Dauerbezug. Die 

Fallzahlen in den Schulen für Erziehungshilfe 

sind in den letzten Jahren überproportional 

gestiegen.  

 

Die politische Zielsetzung der umfassenden 

Umsetzung der schulischen Inklusion stellt 

ebenso eine Herausforderung für das Bil-

dungssystem dar, wie die Beschulung von ge-

flüchteten Kindern und Jugendlichen.  

 

 

Abschlussbericht der Enquetekommission 

"Kein Kind zurücklassen“ des Landtages  

 

Im März 2018 veröffentlichte der Hessische 

Landtag den Abschlussbericht der Beratungen 

der Enquetekommission "Kein Kind zurück-

lassen - Rahmenbedingungen, Chancen und 

Zukunft schulischer Bildung in Hessen" (LT-

Drs. 19/6222). Die Enquetekommisson wurde 

im März 2014 konstituiert. Der Hessische 

Landkreistag war als ständiges beratendes 

Mitglied in der Enquetekommission vertreten. 

In der Kommission setzten sich die Fraktionen 

intensiv mit dem Thema Bildung auseinander. 

Das nun vorgelegte Ergebnis bietet der Lan-

despolitik vielerlei Handlungsoptionen an. Die 

Schlussfolgerungen und Handlungsempfeh-

lungen fallen inhaltlich zum Teil unterschied-

lich aus. Dies liege, so Abschlussbericht, je-

doch in der Natur der Sache: In einer pluralen 

Gesellschaft gebe es kein einheitliches Mei-

nungsbild. Der Abschlussbericht formuliert 

u.a.: „Bildung ist ein wichtiger Schlüssel zur 

gleichberechtigten Teilhabe und zu einem 

selbstbestimmten Leben. Ein optimales Bil-

dungssystem orientiert sich an den Fähigkei-

ten und Begabungen jedes einzelnen Kindes, 

es lässt kein Kind zurück, nimmt es mit, denkt 

vom Kind aus und orientiert sich an dessen 

Wohl. […] Gute Bildungspolitik zeichnet sich 

dadurch aus, dass sie die spezifischen Heraus-

forderungen im Bildungswesen identifiziert 

und Lösungsansätze entwickelt.  

Bildungsinstitutionen haben die Aufgabe, allen 

Kindern, unabhängig von Herkunft, Ge-

schlecht, sozialem und kulturellem Hinter-

grund oder Behinderung, diskriminierungsfreie 

gleiche Bildungschancen und damit gute Start-

chancen für Leben und Zukunft zu bieten. Zu-

gleich haben sie den vielfältigen Talenten, aber 

auch den individuellen Förderansprüchen der 

Schülerinnen und Schüler Rechnung zu tragen.  

Politik hat die Voraussetzungen und Bedin-

gungen für gelingende Erziehungs- und Bil-

dungsprozesse und für optimale Betreuung von 

Kindern sowie die dafür erforderlichen Res-

sourcen zu ermitteln und Strategien für die 

Schaffung dieser Voraussetzungen und Bedin-

gungen zu formulieren“.  

 

 

Novelle des Hessischen Schulgesetzes 

 

Die im Berichtszeitraum in Kraft getretene 

Novelle des Hessischen Schulgesetzes beab-

sichtigt zumindest eine inhaltliche Verbesse-

rung im vorgenannten Sinne. Die Einleitung 

zum Gesetzentwurf formuliert: „Die Novelle 

des Schulgesetzes soll verstärkt dazu beitra-

gen, dass sich als Ergebnis pädagogischer und 

organisatorischer Angebote im Schulbereich 

die optimale Bildung für jedes Kind und jeden 

Jugendlichen ergibt.“ 

 

Obwohl dieses grundsätzliche inhaltliche Ziel 

unterstützt wird,  musste der Hessische Land-

kreistag als Vertreter der Landkreise in ihrer Ei-

genschaft als Schulträger dennoch im Rahmen 

seiner Stellungnahme eine Reihe von konnexi-

tätsrelevanten Punkten aufgreifen. Dazu gehörte 

insbesondere die Forderung nach einer verursa-

chergerechten und dauerhaften Finanzierung der 

schulischen Inklusion behinderter Schülerinnen 

und Schüler in die Regelschulen durch originäre 

Finanzmittel des  Landes Hessen. Dieser Forde-

rung wurde nicht entsprochen, es erfolgte zu-

nächst auch keine Festlegung einer sonstigen 

Kostenerstattung seitens des Landes im Rahmen 

des Novellierungsverfahrens. 

 

Inhaltlich ist aus HLT-Sicht die Inklusion be-

hinderter Schülerinnen und Schüler in die Re-

gelschulen durch die Neuregelung und Ver-

schärfung der gesetzlichen Grundlagen zum Re-

gelfall geworden. Mittels der Veränderung einer 

Vielzahl kleiner Stellschrauben wird die Inklu-

sion im Ergebnis jedoch zugleich zur „Pflicht-
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aufgabe“ der kommunalen Ebene, denn die zu-

vor noch gegebenen Entscheidungsspielräume 

der Schulträger (z.B. Ressourcenvorbehalt) 

wurden inhaltlich gegen Null reduziert. Parallel 

dazu wälzt das Land Kosten für Maßnahmen, 

welche die gesetzgeberisch gewünschte Be-

schulung behinderter Schüler in der Regelschu-

le erst ermöglichen, aktiv auf die Eingliede-

rungshilfe ab (SGB VIII, SGB XII). Ohne wei-

tere Differenzierung erklärte der Gesetzgeber, 

diese Kosten seien nicht vom Land zu tragen, 

obwohl sich die zu verzeichnenden enormen 

Steigerungsraten durchaus auf die durch das 

Land mit dem Schulgesetz vorgenommenen 

Weichenstellungen zurückführen lassen.  

Daher forderte der Hessische Landkreistag die 

gesetzliche Verankerung eines entsprechenden 

Kostenausgleichs. Diese Forderung wurde 

nicht berücksichtigt. Der Hessische Landkreis-

tag und der Hessische Städtetag machten die 

entsprechenden Kosten deshalb auf Basis ent-

sprechender Gremienbeschlüsse zunächst im 

Rahmen der Konnexität geltend. Vor diesem 

Hintergrund wurde beim Finanzministerium ei-

ne übergeordnete AG gebildet, die sich mit den 

unterschiedlichen rechtlichen Auffassungen zur 

Einschätzung aller angemeldeten Konnexitäts-

fälle beschäftigt.  

Parallel dazu wurde eine AG beim Hessischen 

Kultusministerium zur isolierten Behandlung 

der Frage der Konnexitätsrelevanz der Ände-

rungen des Hessischen Schulgesetzes einge-

richtet. Dabei wurde seitens des HLT insbe-

sondere die Problematik der Konnexität / Qua-

si-Konnexität der Inklusion in den Mittelpunkt 

gestellt. Dennoch wurden in vier Sitzungen der 

„AG Konnexität Schulgesetz“ letztlich nur die 

bekannten grundlegenden Positionen erneut 

ausgetauscht. Dabei zeigte sich, dass die Lan-

desregierung darauf beharrte, jede Detailrege-

lung des HSchG sei für sich zu betrachten und 

als solche nicht konnexitätsrelevant. Dagegen 

wurde von kommunaler Seite argumentiert, die 

neuen Regelungen des HSchG seien einer Ge-

samtschau zu unterziehen, da die Summe aller 

vorgenommenen Detailregelungen zu einer 

neuen, konnexitätsrelevanten Aufgabe für die 

kommunale Ebene führt.  

In den HLT-Gremien wurde für diesen Fall ei-

nes Nicht-Ergebnisses der AG Konnexität fest-

gelegt, zu prüfen, ob gegebenenfalls gemein-

sam mit den beiden anderen Kommunalen 

Spitzenverbänden der Klageweg zum Staatsge-

richtshof beschritten wird.  

Parallel wurde das Thema Anfang Mai 2018 

nochmals von HLT und HStT gemeinsam in die 

weiteren Sondierungsgespräche mit dem HMdF 

über den Ausgleich verschiedener kommunalfi-

nanzbelastender Gesetze eingebracht. In diesem 

Rahmen signalisierte das HMdF einen Lande-

sausgleich für Belastungen, die die kommunale 

Ebene aus Anlass des Inkrafttretens des Hessi-

schen Schulgesetzes zu tragen hat.  

Ohne Anerkennung einer Rechtspflicht seitens 
des Landes hinsichtlich einer Konnexitätsrele-
vanz der vorgenommenen Änderungen wurde 
dennoch auf dieser Basis eine Vereinbarung ge-
schlossen. Danach wird das Land den Kommu-
nen ab dem Haushalt 2019 pro Jahr 12 Millio-
nen Euro aus originären Haushaltsmitteln zur 
Verfügung stellen. Für 2019 soll die Veran-
schlagung im Rahmen eines zu erwartenden 
Nachtragshaushaltes erfolgen. Sollte 2019 kein 
Nachtragshaushalt beschlossen werden, so wer-
den diese Mittel im Haushalt 2020 rückwirkend 
eingestellt und somit für dieses Jahr insgesamt 
24 Millionen Euro veranschlagt. Die weitere 
Umsetzung, insbesondere die Verteilung der 
Mittel innerhalb der kommunalen Familie, wird 
auf der Fachebene zwischen dem Land und den 
kommunalen Spitzenverbänden festgelegt.  
 
 

Entwurf einer Verordnung über die Aufga-
ben und die Organisation der inklusiven 
Schulbündnisse (VOiSB) 

 
Parallel zu den Verhandlungen mit dem Land 

hinsichtlich eines Konnexitätsausgleiches zum 

„Schulgesetz“ stand der Entwurf einer Verord-

nung über die Aufgaben und die Organisation 

der inklusiven Schulbündnisse (VOiSB) zur 

Anhörung. Daraus ergab sich für den HLT eine 

nicht geringe Unwägbarkeit, denn der Verband 

hatte die neuen Regelungen zu § 52 HSchG 

stets kritisch gesehen. So formulierte der HLT 

im Rahmen seiner Stellungnahme zur Novelle 

des Hessischen Schulgesetzes: „Das Land Hes-

sen führt mit der geänderten Fassung des § 52 

„inklusive Schulbündnisse“, d.h. „ein neues 

flächendeckendes System der inklusiven Be-

schulung“ ein. […] Damit wird den Schulträ-

gern unter dem Strich die alleinige Kostenver-

antwortung für die Umsetzung der grundle-

genden Umgestaltung der Schullandschaft 

Richtung Inklusion […] zugewiesen.    
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Andererseits ergab die zu der VOiSB-

Verordnung durchgeführte Umfrage, dass im 

einer von der grundlegenden Frage der Finan-

zierung isolierten Sicht, d.h. bei einer Allein-

sicht der Regelung des Verwaltungsverfah-

rens, gegen die konkreten Inhalte des VOiSB-

Entwurfs seitens der Mehrzahl der hessischen 

Landkreise keine Bedenken bestanden. Letzt-

lich wurde sogar begrüßt,  dass die Verord-

nung dazu beiträgt, Klarheit für das Verfahren 

herzustellen. Zudem werde in vielen Detail-

fragen, die den Schulträger berühren, unge-

wohnt verpflichtend bestimmt, ein Einver-

nehmen mit diesem herzustellen ist.  

Es bestand dennoch die Besorgnis, mit einer 

Zustimmung zur VOiSB die Verhandlungen 

mit dem Land hinsichtlich eines Ausgleiches 

für die Integrationsmaßnahmen zu tangieren. 

Dieser inhaltliche „Spagat“ ist mit entspre-

chend formulierten Stellungnahme des Ver-

bandes gelungen.  

 

 

Beschulung von geflüchteten Kindern und 

Jugendlichen 

 

Die Notwendigkeit, Kinder und Jugendliche, 

die als Zuwanderer oder Flüchtlinge nach 

Hessen kommen, zu beschulen, stellten und 

stellen u.a. unter dem Stichwort „Schulent-

wicklungsplanung“ eine große Herausforde-

rung dar, welche die Schulen und insbesonde-

re auch die Schulverwaltung zu bewältigen 

haben. Der Schul- und Kulturausschuss be-

fasst sich deshalb mehrfach mit dem Thema in 

seinen jeweils aktuellen Ausprägungen. 

 

Durch die Landesregierung wurde, neben dem 

bereits laufenden Programm „Integration und 

Abschluss“ (InteA), u.a. auch aufgrund des 

„Hessischen Aktionsplans zur Integration von 

Flüchtlingen und Bewahrung des gesellschaft-

lichen Zusammenhalts“ eine Reihe zusätzli-

cher Maßnahmen wie z.B. freiwillige ergän-

zende Sprachförderangebote eingeleitet. Da-

bei hat die Erlangung einer deutschen Sprach-

kompetenz und einer Alphabetisierung erste 

Priorität. Die zweite Priorität liegt auf der in-

haltlichen Förderung. Ziel aller Maßnahmen 

ist eine erfolgreiche Integration. Hierzu wurde 

ein Förderkonzept für Kinder und Jugendliche 

mit Migrationshintergrund aufgelegt und u.a. 

Intensivklassen eingerichtet.  

 

 

Pakt für den Nachmittag (PfN) 

 

Auf Basis der Auswertung einer Umfrage bei 

den Landkreisen zu Fragen der Organisations-

form, Zahl der teilnehmenden Schulen, Anzahl 

der Beschäftigten, Kosten des PfN befasste sich 

der Schul- und Kulturausschuss einmal mehr 

mit dem Gesamtthema. Zusammenfassend ist 

festzuhalten, dass das regionale Bildungs- und 

Betreuungsangebot des Pakts für den Nachmit-

tag in den jeweiligen Paktregionen gut funktio-

niert, jedoch (je nach den lokalen Anforderun-

gen) auf höchst unterschiedliche Weise indivi-

duell ausgestaltet ist. Die Angebote werden in 

der Regel gut bis sehr gut nachgefragt. Mit 

Blick auf die Änderungen des Arbeitnehmer-

überlassungsgesetzes gab es in einzelnen Krei-

sen Probleme mit Kooperationspartnern.   

 

 

„Digitalpakt Schule“ 

 

Unter der Überschrift „Offensive für Bildung, 

Forschung und Digitalisierung“ formuliert der 

Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und 

SPD auf Bundesebene „Wir investieren auf 

Rekordniveau in bessere Bildung: „Digitalpakt 

Schule“ mit 5 Milliarden in fünf Jahren für 

starke Digital-Infrastruktur an allen Schulen, 

gemeinsame Cloud-Lösung für Schulen und 

Qualifizierung der Lehrkräfte. Anpassung der 

Rechtsgrundlage im Grundgesetz als Voraus-

setzung, um Länder bei Investitionen in die 

Bildungsinfrastruktur unterstützen zu können.“   

Nach aktueller Information soll der Digitalpakt 

Anfang 2019 starten. Der Bund will bis zum 

Ende der Legislaturperiode 3,5 Milliarden Eu-

ro und damit ab dem Jahr 2019 insgesamt fünf 

Milliarden Euro für fünf Jahre für eine bessere 

Ausstattung der Schulen mit digitaler Technik 

zur Verfügung stellen.  

Gleichzeitig sollen die Länder die Aus- und 

Fortbildung der Lehrkräfte, die Anpassung der 

Bildungspläne, die Beschaffung von Lernpro-

grammen und weiterer Software sowie die Si-

cherstellung von Betrieb und Wartung der Inf-

rastrukturen übernehmen.  

 

Im Juni 2018 verständigten sich der Bund und 

die Kultusminister der Länder darauf, dass der 

Bund bis September 2018 auf der Grundlage 

eines gemeinsam entwickelten Eckpunkteent-

wurfs einen Textvorschlag für die Bund- Län-

der-Vereinbarung für den Digitalpakt Schule 

vorlegt. Gemeinsames Ziel ist es, bis spätes-
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tens Ende 2018 ein von beiden Seiten akzep-

tiertes und unterschriftsreifes Vertragswerk zu 

entwickeln. 

Zugleich sollen bis Ende 2018 die erforderli-

chen Grundgesetzänderungen für den Digital-

pakt auf den Weg gebracht werden. Vorgese-

hen ist, dass der Bund die Investitionskosten 

für die technische Infrastruktur der Schulen 

übernimmt, die Länder die Aus- und Fortbil-

dung der Lehrkräfte, die Anpassung der Bil-

dungspläne, die Wartung und  Beschaffung 

von Lernprogrammen und weiterer Software 

sowie die Sicherstellung von Betrieb und 

Wartung der Infrastruktur durch die Antrag-

steller vornehmen.    

 

Hintergrund des Digitalpaktes, der aufgrund 

seiner zeitlichen Befristung auf fünf Jahre le-

diglich eine Projektförderung darstellt, ist die 

im Dezember 2016 verabschiedete Strategie 

der Kultusministerkonferenz „Bildung in der 

digitalen Welt“. Mit der Strategie verständigten 

sich die Länder darauf, den Bildungsauftrag zu 

erweitern und das Lernen im Kontext der zu-

nehmenden Digitalisierung und das kritische 

Reflektieren künftig als integrale Bestandteile 

dieses Bildungsauftrages anzusehen. Nach Zif-

fer 2 der Handlungsfelder ist es: „Eine gemein-

same Aufgabe von Ländern, Bund und Schul-

trägern […], eine funktionssichere und leis-

tungsfähige digitale Infrastruktur für Schulen 

sowie Schülerinnen und Schüler aufzubauen“.  

 

Aus Sicht des HLT und der in erster Linie be-

troffenen Schulträger sind die Initiativen 

selbstverständlich zu begrüßen. Allerdings ist 

über eine Projektförderung hinaus eine grund-

legende Änderung der Finanzierungsgrundla-

gen mit Ziel einer dauerhaften Beteiligung zu-

mindest des Landes Hessen an den Kosten der 

Digitalisierung in einem deutlich über das bis-

herige Engagement hinausgehenden Größen-

ordnung in der Schule erforderlich.  

 

Seitens des Hessischen Landkreistages wird 

das bisherige eher zurückhaltende Agieren des 

Landes im Bereich der Digitalisierung des 

Schulunterrichts insgesamt kritisiert. So hatte 

der HLT sehr frühzeitig nach Bekanntwerden 

der Förderpläne auf Bundesebene auf eine 

grundlegende gemeinsame inhaltliche Positio-

nierung und Konzeptionierung mit dem Land 

Hessen gedrungen, die eine professionelle Be-

gleitung der Umsetzung beinhaltet – einen auf 

Hessen übersetzten „Digitalpakt#Hessen“. 

Nach mehreren Anläufen wurde der Hessische 

Landkreistag seitens des Hessischen Kultusmi-

nisteriums für Oktober 2017 zu einem ersten 

Austausch eingeladen, der nun im August 2018 

eine Fortsetzung gefunden hat. Zugleich wurde 

von der Landesseite Mitte 2018 im Rahmen der 

Fortschreibung der Medieninitiative Schu-

le@Zukunft nun auch erste Überlegungen vor-

gelegt, wie eine Umsetzung des „Digitalpakts 

Schule“ in Hessen erfolgen könnte.  

 

Der Verband wertet dies als grundsätzlich als 

ein erstes positives Signal, denn der HLT hatte 

sich in der Vergangenheit wiederholt aber ver-

geblich gegenüber dem Land Hessen dafür 

ausgesprochen, die Medieninitiative Schu-

le@Zukunft auf eine grundlegend neue Basis 

zu stellen. Bislang stand zu besorgen, dass 

durch die mangelnde Unterstützung des Lan-

des in finanzieller, aber auch personeller Hin-

sicht die bisherigen Investitionen der Schulträ-

ger gefährdet werden und in den Schulen „In-

vestitionsruinen“ zurück bleiben. Die kommu-

nalen Spitzenverbände sahen und sehen insbe-

sondere kritisch, dass es seitens des Landes 

keine konkreten Vorgaben für eine Nutzung 

der IT-Strukturen im Unterricht gab, sodass 

das „Ob und Wie“ der Nutzung letztlich im 

Ermessen der Lehrpersonen steht. 

 

Der HLT betonte daher insbesondere auch in 

Gesprächen mit dem Staatssekretär im Hessi-

schen Kultusministerium, dass auch unter dem 

Eindruck einer verbesserten finanziellen Aus-

stattung die Technik stets der Anwendung fol-

gen muss. Im Bildungsbereich ist eine einseiti-

ge Fixierung auf eine technische Anbindung 

der Schulen sinnlos. Ein Werkzeug, das nicht 

sinnhaft genutzt wird, ist verzichtbar. Daher ist 

es unabdingbar, dass seitens des Landes nicht 

nur sichergestellt wird, dass das Lehrpersonal 

so geschult wird, dass es rein tatsächlich in der 

Lage ist, mit der zur Verfügung gestellten 

Hardware umzugehen. Es muss auch einen 

verbindlichen Rahmen geben, der den Einsatz 

der Technik und der erforderlichen Software 

(Lehrmittel) im Unterricht vorgibt. Ohne diese 

Rahmenvorgaben würden erneut nur Investiti-

onsruinen produziert. Die Schulträger sind 

nicht bereit, sich ohne überzeugende Anwen-

dungskonzepte des Landes mit eigenen Mitteln 

in diesem Bereich weiter besonders zu enga-

gieren. Gleiches gilt auch für ein weiteres ent-

sprechendes Engagement ohne die erklärte Ab-

sicht des Landes Hessen eine dauerhafte und 

partnerschaftliche finanzielle Mitverantwor-

tung zu übernehmen. Grund dafür ist, dass zu 
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besorgen ist, dass mit den für die kommenden 

fünf Jahre in Aussicht gestellten Bundesmit-

teln Strukturen aufgebaut werden, die nach 

Ablauf der Projektphase aufgrund der derzei-

tigen Gesetzeslage des Hessischen Schulge-

setzes in die alleinige Finanzierung Verant-

wortung der kommunalen Ebene zurückfallen 

würden. 

 

 

Erhebung von Kopiergeld an Schulen 

 

Im Schul- und Kulturausschuss wurde auch  

die Frage der Erhebung von Kopiergeld an 

Schulen diskutiert. Hintergrund waren Be-

schwerden von Eltern gegenüber dem Schul-

träger, wonach teilweise pro Schuljahr bis zu 

60 € an Kopiergeldern erhoben wurde. Dies 

stehe mit der durch die Verfassung garantier-

ten Lernmittelfreiheit in Widerspruch. Das 

seitens des Kreises befasste Hessische Kul-

tusministerium erklärte, eine Erhebung von 

Kopiergeldern durch die Schule selbst bzw. 

durch Lehrkräfte sei unrechtmäßig. Alleine 

der Schulträger könne für die Zurverfügungs-

tellung von Kopiergeräten zu Unterrichtszwe-

cken entsprechende Kostenbeiträge erheben. 

Eine mit Blick hierauf durchgeführte Umfrage 

bei den Landkreisen erbrachte, dass die meis-

ten Landkreise „ihren“ Schulen kostenfrei 

Kopiergeräte zur Verfügung stellen, bzw. ein 

erweitertes Schulbudget gewähren, mit dem 

diese ihrerseits Kopiergeräte mieten können.  

 

Kein einziger Landkreis erhebt für die Erstel-

lung von Kopien für Unterrichtszwecke direk-

te Kostenbeiträge von den Eltern. So lässt 

auch kein Landkreis über die Schulen, bzw. 

über Lehrkräfte Kostenbeiträge von den El-

tern erheben. Der HLT wandte sich daher auf 

Basis eines entsprechenden Beschlusses des 

Schul- und Kulturausschuss mit der Bitte an 

das Hessische Kultusministerium seine Lehr-

kräfte anlässlich des Schuljahreswechsels 

nochmals dezidiert über die Rechtslage in 

Kenntnis zu setzen. 

 

 

Überarbeitung der Richtlinie für ganztägig 

arbeitende Schulen / Ganztagsschulrichtli-

nie  

 

Im Rahmen seiner Stellungnahme zur Überar-

beitung der Ganztagsschulrichtlinie machte 

der HLT deutlich, dass mit den vorgenomme-

nen Änderungen voraussichtlich erhebliche 

Kostenfolgen verbunden sein werden, für die 

im Zuständigkeitsbereich der Schulträger kein 

Ressourcenvorbehalt gilt. Andererseits sei aber 

auch kein hinreichender finanzieller Ausgleich 

seitens des Landes für die zu erwartenden 

Mehrkosten vorgesehen, obwohl das Land 

Hessen offenbar an ganztägig arbeitenden 

Schulen höchst interessiert sei und mit der 

überarbeiteten Ganztagsschulrichtlinie entspre-

chende Vorgaben macht.  

Hervorgehoben wurde, dass parallel zu den 

Entwicklungen im Rahmen der Novellierung 

des Hessischen Schulgesetzes, neue Standards 

geschaffen werden, die den Schulträgern nicht 

die Möglichkeit eigener Entscheidung im 

Rahmen der vorhandenen Ressourcen offen 

lässt: Auch in diesem Bereich sei zu besorgen, 

dass durch die negative Veränderung einer 

Vielzahl kleiner Stellschrauben die Sicherstel-

lung des äußeren Rahmens für eine ganztägige 

Beschulung letztlich zur Pflichtaufgabe ge-

macht wird. Es gelte deshalb zu verhindern, 

dass im Rahmen der Novellierung der Ganz-

tagsschulrichtlinie erneut konnexitätsrelevante 

Sachverhalte zunächst ausgeblendet und die 

Schulträger später darauf verwiesen werden, 

ihre offensichtlich gegebenen Ansprüche im 

Rahmen von nachgeordneten Arbeitsgruppen 

aufwändig zu belegen.  

 

 

Videoüberwachung / Sicherheit an Schulen / 

„Amokprävention“ 

 

Vor dem Hintergrund der allgemeinen Sicher-

heitslage und der in allen Bereichen zuneh-

menden Bedrohung durch politisch oder religi-

ös motivierte Extremisten beschäftigte sich der 

HLT-Schul- und Kulturausschuss erneut ein-

gehend mit der Thematik „Sicherheit an Schu-

len“. Der Diskurs wird fortgesetzt.  

 

 

Sonstige Arbeitsthemen 

 

Über die oben dargestellten Punkte hinaus, be-

fasste sich der Verband sowohl im Bereich 

„Bildung“ als auch in den Bereichen Wirt-

schaft, Planung, Umwelt und Verkehr mit einer 

Vielzahl weiterer (Dauer-) Themenstellungen, 

deren detaillierte Darstellung an dieser Stelle 

zu weit führen würde. Beispielhaft seien ge-

nannt: Auswirkungen der demographischen 

Entwicklung auf die Schulentwicklungspla-
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nung, Fortschreitende Übertragung zusätzli-

cher Aufgaben seitens des Landes auf das 

Schulpersonal der Schulträger, Tarifliche Ein-

gruppierung dieses Personals, Schulträger-

übergreifende Schulbezirke, Novelle der Zu-

ständigkeitsverordnung zum Denkmalschutz-

gesetz, Verordnung zum Landesentwick-

lungsplan Hessen 2000, Neustrukturierung der 

Holzvermarktung in Hessen und vieles andere 

mehr.  

 

 

Zusammenarbeit 

 

Fortgeführt wurde im Berichtszeitraum die 

traditionell gute Zusammenarbeit zum Bei-

spiel mit dem Hessischen Volkshochschulver-

band, dem MuK (Institut für Medienpädago-

gik und Kommunikation Landesfilmdienst 

Hessen e.V.) und weiteren Partnern.  

 

Zudem wurde der Austausch mit Arbeitsge-

meinschaften unter dem Dach des Hessischen 

Landkreistages, beispielsweise mit der Ar-

beitsgemeinschaft der Leitungen der Ämter 

für den ländlichen Raum, der AG der Schul-

verwaltungsamtsleiter oder im Rahmen des 

Arbeitskreises Informationstechnik und e-

Government  der kommunalen Spitzenver-

bände in Hessen (AK IT) intensiviert.  

 



 
76 

 

Der Hessische Landkreistag und seine Organe 

 

 

 
Dem Hessischen Landkreistag gehören alle 21 hessischen Landkreise sowie - als kooptierte Mit-

glieder - der Landeswohlfahrtsverband Hessen (LWV) und der Sparkassen- und Giroverband Hessen-

Thüringen (SGVHT) an. Die Organe und Gremien des Hessischen Landkreistages setzen sich wie 

folgt zusammen (Stand: 01. Oktober 2018): 

 

 

 
Präsidium  

Präsident: Landrat Bernd Woide, Landkreis Fulda 

Erster Vizepräsident: Landrat Wolfgang Schuster, Lahn-Dill-Kreis  

Vizepräsident: Kreistagsvorsitzender Horst Hannich, Landkreis Hersfeld-Rotenburg 

Vizepräsident: Kreistagsvorsitzender Wolfgang Männer, Main-Taunus-Kreis 

 

Landrat Dr. Michael Koch, Landkreis Hersfeld-Rotenburg 

Landrat Dr. Reinhard Kubat, Landkreis Waldeck-Frankenberg  

Landrat Stefan Reuß, Werra-Meißner-Kreis 

Landrat Uwe Schmidt, Landkreis Kassel 

Kreistagsvorsitzender Michael Kreutzmann, Schwalm-Eder-Kreis 

Kreistagsvorsitzende Iris Ruhwedel, Landkreis Waldeck-Frankenberg 

 

Landrat Ulrich Krebs, Hochtaunuskreis 

Landrat Manfred Michel, Landkreis Limburg-Weilburg  

Landrätin Anita Schneider, Landkreis Gießen 

Landrat Thorsten Stolz, Main-Kinzig-Kreis  

Kreistagsvorsitzender Karl-Heinz Funck, Landkreis Gießen 

Kreistagsvorsitzender Carsten Ullrich, Main-Kinzig-Kreis 

 

Landrat Christian Engelhardt, Landkreis Bergstraße 

Landrat Oliver Quilling, Landkreis Offenbach 

Landrat Klaus Peter Schellhaas, Landkreis Darmstadt-Dieburg 

Landrat Thomas Will, Landkreis Groß-Gerau  

Kreistagsvorsitzender Rüdiger Holschuh, Odenwaldkreis 

Kreistagsvorsitzender Gottfried Schneider, Landkreis Bergstraße 

 

Landesdirektorin Susanne Selbert, LWV Hessen 

Geschäftsführender Präsident Gerhard Grandke, SGVHT 

 

Ehrenmitglieder 

Landrat a. D. Gerhard Bökel, Staatsminister a. D., Wetzlar 

Landrat a. D. Robert Fischbach, Dautphetal-Holzhausen 

Landrat a. D. Jürgen Hasheider, Bad Hersfeld 

Landrat a. D. Alfred Jakoubek, Roßdorf 

Landrat a. D. Dr. Dietrich Kaßmann, Bensheim 

Landrat a. D. Erich Pipa, Gelnhausen 
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Finanzausschuss  

 

Landrätin Kirsten Fründt, Landkreis Marburg-Biedenkopf 

Landrat Dr. Michael Koch, Landkreis Hersfeld-Rotenburg 

Landrat Stefan Reuß, Werra-Meißner-Kreis  

Landrat Bernd Woide, Landkreis Fulda 

Erster Kreisbeigeordneter Karl-Friedrich Frese, Landkreis Waldeck-Frankenberg  

Kreistagsvorsitzender Andreas Güttler, Landkreis Kassel 

Kreistagsvorsitzender Michael Kreutzmann, Schwalm-Eder-Kreis 

 

Landrat Michael Cyriax, Main-Taunus-Kreis 

Landrat Frank Kilian, Rheingau-Taunus-Kreis 

Landrat Ulrich Krebs, Hochtaunuskreis (Vorsitzender) 

Landrat Manfred Michel, Landkreis Limburg-Weilburg 

Landrätin Anita Schneider, Landkreis Gießen  

Landrat Thorsten Stolz, Main-Kinzig-Kreis 

Kreistagsvorsitzende Elisabeth Müller, Lahn-Dill-Kreis 

 

Landrat Manfred Görig, Vogelsbergkreis 

Landrat Frank Matiaske, Odenwaldkreis 

Landrat Klaus Peter Schellhaas, Landkreis Darmstadt-Dieburg 

Landrat Thomas Will, Landkreis Groß-Gerau (stv. Vorsitzender) 

Kreisbeigeordneter Karsten Krug, Landkreis Bergstraße  

Kreisbeigeordneter Carsten Müller, Landkreis Offenbach 

Kreisbeigeordneter Matthias Walther, Wetteraukreis  

 

Beigeordneter Dieter Schütz, LWV Hessen 

 

Rechts- und Europaausschuss  
 

Landrat Dr. Michael Koch, Landkreis Hersfeld-Rotenburg (stv. Vorsitzender) 

Landrat Stefan Reuß, Werra-Meißner-Kreis (Vorsitzender) 

Kreisbeigeordnete (ehrenamtlich) Hannelore Behle, Landkreis Waldeck-Frankenberg 

Kreistagsvorsitzender Andreas Güttler, Landkreis Kassel  

Kreistagsvorsitzender Helmut Herchenhan, Landkreis Fulda 

Kreistagsvorsitzender Michael Kreutzmann, Schwalm-Eder-Kreis 

Kreistagsvorsitzender Detlef Ruffert, Landkreis Marburg-Biedenkopf 
 

Landrat Frank Kilian, Rheingau-Taunus-Kreis 

Landrat Manfred Michel, Landkreis Limburg-Weilburg 

Landrätin Anita Schneider, Landkreis Gießen 

Erster Kreisbeigeordneter Uwe Kraft, Hochtaunuskreis 

Kreisbeigeordnete (ehrenamtlich) Ingrid Hasse, Main-Taunus-Kreis 

Kreisbeigeordneter (ehrenamtlich) Wolfgang Hofmann, Lahn-Dill-Kreis 

Kreistagsvorsitzender Carsten Ullrich, Main-Kinzig-Kreis 

 

Landrat Christian Engelhardt, Landkreis Bergstraße 

Erste Kreisbeigeordnete Stephanie Becker-Bösch, Wetteraukreis  

Kreisbeigeordnete Rosemarie Lück, Landkreis Darmstadt-Dieburg 

Kreisbeigeordneter Carsten Müller, Landkreis Offenbach 

Kreisbeigeordneter (ehrenamtlich) Dr. Michael Reuter, Odenwaldkreis 

Kreistagsvorsitzender Dr. Hans Heuser, Vogelsbergkreis  

Kreistagsvorsitzender Gerald Kummer, Landkreis Groß-Gerau  
 

Präsident der Verbandsversammlung Friedel Kopp, LWV Hessen 

Verbandsgeschäftsführer Klaus Reusch, SGVHT 
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Wirtschafts- und Planungsausschuss 

 

Landrat Winfried Becker, Schwalm-Eder-Kreis 

Landrat Bernd Woide, Landkreis Fulda  

Erster Kreisbeigeordneter Andreas Siebert, Landkreis Kassel  

Erster Kreisbeigeordneter Marian Zachow, Landkreis Marburg-Biedenkopf 

Kreistagsvorsitzender Dieter Franz, Werra-Meißner-Kreis 

Kreistagsvorsitzender Horst Hannich, Landkreis Hersfeld-Rotenburg 

Kreisbeigeordneter (ehrenamtlich) Friedrich Schäfer, Landkreis Waldeck-Frankenberg  

 

Landrat Michael Cyriax, Main-Taunus-Kreis (Vorsitzender) 

Landrat Frank Kilian, Rheingau-Taunus-Kreis 

Landrätin Anita Schneider, Landkreis Gießen (stv. Vorsitzende)  

Landrat Wolfgang Schuster, Lahn-Dill-Kreis 

Erster Kreisbeigeordneter Uwe Kraft, Hochtaunuskreis 

Erster Kreisbeigeordneter Helmut Jung, Landkreis Limburg-Weilburg 

Erste Kreisbeigeordnete Susanne Simmler, Main-Kinzig-Kreis 

 

Landrat Christian Engelhardt, Landkreis Bergstraße  

Landrat Frank Matiaske, Odenwaldkreis 

Erster Kreisbeigeordneter Walter Astheimer, Landkreis Groß-Gerau 

Erste Kreisbeigeordnete Claudia Jäger, Landkreis Offenbach 

Erster Kreisbeigeordneter Dr. Jens Mischak, Vogelsbergkreis  

Kreisbeigeordneter Matthias Walther, Wetteraukreis  

Kreistagsvorsitzende Dagmar Wucherpfennig, Landkreis Darmstadt-Dieburg 

 

 

 

Gesundheitsausschuss  

 

Landrätin Kirsten Fründt, Landkreis Marburg-Biedenkopf  

Landrat Dr. Michael Koch, Landkreis Hersfeld-Rotenburg 

Erster Kreisbeigeordneter Karl-Friedrich Frese, Landkreis Waldeck-Frankenberg  

Erster Kreisbeigeordneter Jürgen Kaufmann, Schwalm-Eder-Kreis 

Erster Kreisbeigeordneter Frederik Schmitt, Landkreis Fulda  

Erster Kreisbeigeordneter Andreas Siebert, Landkreis Kassel  

Erster Kreisbeigeordneter Dr. Rainer Wallmann, Werra-Meißner-Kreis 

 

Erster Kreisbeigeordneter Helmut Jung, Landkreis Limburg-Weilburg 

Erster Kreisbeigeordneter Susanne Simmler, Main-Kinzig-Kreis  

Kreisbeigeordneter Stephan Aurand, Lahn-Dill-Kreis  

Kreisbeigeordneter Karin Hechler, Hochtaunuskreis  

Kreisbeigeordnete Madlen Overdick, Main-Taunus-Kreis  

Kreisbeigeordneter Hans-Peter Stock, Landkreis Gießen  

Kreisbeigeordnete (ehrenamtl.) Monika Merkert, Rheingau-Taunus-Kreis 

 

Landrat Frank Matiaske, Odenwaldkreis  

Landrat Oliver Quilling, Landkreis Offenbach (stv. Vorsitzender) 

Landrat Klaus Peter Schellhaas, Landkreis Darmstadt-Dieburg (Vorsitzender) 

Erster Kreisbeigeordneter Walter Astheimer, Landkreis Groß-Gerau 

Erste Kreisbeigeordnete Stephanie Becker-Bösch, Wetteraukreis  

Erster Kreisbeigeordneter Dr. Jens Mischak, Vogelsbergkreis  

Erste Kreisbeigeordnete Diana Stolz, Landkreis Bergstraße  

 

Landesdirektorin Susanne Selbert, LWV Hessen 
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Sozialausschuss  

 

Landrat Stefan Reuß,Werra-Meißner-Kreis 

Landrat Bernd Woide, Landkreis Fulda (stv. Vorsitzender) 

Erster Kreisbeigeordneter Jürgen Kaufmann, Schwalm-Eder-Kreis  

Erste Kreisbeigeordnete Elke Künholz, Landkreis Hersfeld-Rotenburg 

Erster Kreisbeigeordneter Andreas Siebert, Landkreis Kassel  

Kreistagsvorsitzende Iris Ruhwedel, Landkreis Waldeck-Frankenberg 

Kreistagsvorsitzender Detlef Ruffert, Landkreis Marburg-Biedenkopf  

 

Landrat Frank Kilian, Rheingau-Taunus-Kreis  

Landrat Manfred Michel, Landkreis Limburg-Weilburg 

Erste Kreisbeigeordnete Susanne Simmler, Main-Kinzig-Kreis  

Kreisbeigeordneter Stephan Aurand, Lahn-Dill-Kreis  

Kreisbeigeordneter Johannes Baron, Main-Taunus-Kreis  

Kreisbeigeordnete Katrin Hechler, Hochtaunuskreis 

Kreisbeigeordneter Hans-Peter Stock, Landkreis Gießen 

 

Landrat Manfred Görig, Vogelsbergkreis (Vorsitzender) 

Erster Kreisbeigeordneter Walter Astheimer, Landkreis Groß-Gerau 

Erste Kreisbeigeordnete Stephanie Becker-Bösch, Wetteraukreis  

Kreisbeigeordnete Rosemarie Lück, Landkreis Darmstadt-Dieburg 

Kreisbeigeordneter Karsten Krug, Landkreis Bergstraße  

Kreisbeigeordneter Carsten Müller, Landkreis Offenbach 

Kreisbeigeordneter (ehrenamtl.) Michael Vetter, Odenwaldkreis 

 

Erster Beigeordneter Dr. Andreas Jürgens, LWV Hessen 

 

 

Schul- und Kulturausschuss  

 

Landrat Winfried Becker, Schwalm-Eder-Kreis 

Landrat Dr. Michael Koch, Landkreis Hersfeld-Rotenburg 

Landrat Dr. Reinhard Kubat, Landkreis Waldeck-Frankenberg  

Landrat Stefan Reuß, Werra-Meißner-Kreis 

Landrat Uwe Schmidt, Landkreis Kassel 

Landrat Bernd Woide, Landkreis Fulda  

Erster Kreisbeigeordneter Marian Zachow, Landkreis Marburg-Biedenkopf  

 

Landrat Ulrich Krebs, Hochtaunuskreis 

Erster Kreisbeigeordneter Wolfgang Kollmeier, Main-Taunus-Kreis 

Erste Kreisbeigeordnete Dr. Christiane Schmahl, Landkreis Gießen (stv. Vorsitzende)  

Erster Kreisbeigeordneter Heinz Schreiber, Lahn-Dill-Kreis 

Kreisbeigeordneter Winfried Ottmann, Main-Kinzig-Kreis  

Kreisbeigeordneter (ehrenamtl.) Rainer Scholl, Rheingau-Taunus-Kreis  

Kreistagsvorsitzender Joachim Veyhelmann, Landkreis Limburg-Weilburg  

 

Landrat Christian Engelhardt, Landkreis Bergstraße 

Landrat Manfred Görig, Vogelsbergkreis  

Landrat Oliver Quilling, Landkreis Offenbach (Vorsitzender) 

Landrat Jan Weckler, Wetteraukreis  

Landrat Thomas Will, Landkreis Groß-Gerau 

Erster Kreisbeigeordneter Christel Fleischmann, Landkreis Darmstadt-Dieburg 

Erster Kreisbeigeordneter Oliver Grobeis, Odenwaldkreis 

 

Beigeordneter Dieter Schütz, LWV Hessen 



 
80 

 

Bezirksversammlungen 
 

Nord: Vorsitzender:   Landrat Schmidt, Landkreis Kassel 

 Stellv. Vorsitzender:  Landrat Woide, Landkreis Fulda  

 Stellv. Vorsitzender: Kreistagsvorsitzender Güttler, Landkreis Kassel 

 

Landkreis Landrat/rätin Kreistags- 

vorsitzende/r 

Hauptamtl. Erste/r 

Kreisbeigeordnete/r 

Hauptamtl.  

Kreisbeigeordnete/r 

Fulda Woide, Bernd Herchenhan, Helmut  Schmitt, Frederik  

Hersfeld-Rotenburg Koch, Dr. Michael Hannich, Horst Künholz, Elke  

Kassel Schmidt, Uwe Güttler, Andreas Siebert, Andreas   

Marburg-Biedenkopf Fründt, Kirsten Ruffert, Detlef  Zachow, Marian   

Schwalm-Eder-Kreis Becker, Winfried Kreutzmann, Michael Kaufmann, Jürgen  

Waldeck-Frankenberg Dr. Kubat, Reinhard  Ruhwedel, Iris  Frese, Karl-Friedrich  

Werra-Meißner-Kreis Reuß, Stefan Franz, Dieter  Wallmann, Dr. Rainer   

 

 

Mitte: Vorsitzender:   Landrätin Anita Schneider, Landkreis Gießen  

 Stellv. Vorsitzender: Landrat Krebs, Hochtaunuskreis 

 Stellv. Vorsitzende: Kreistagsvorsitzende Müller, Lahn-Dill-Kreis 

 

Landkreis Landrat/rätin Kreistags- 

vorsitzende/r 

Hauptamtl. Erste/r 

Kreisbeigeordnete/r 

Hauptamtl.  

Kreisbeigeordnete/r 

Gießen Schneider, Anita  Funck, Karl-Heinz  Schmahl,  

Dr. Christiane 

Stock, Hans-Peter  

Hochtaunuskreis Krebs, Ulrich Banzer, Jürgen  Kraft, Uwe Hechler, Katrin 

Lahn-Dill-Kreis Schuster, Wolfgang Müller, Elisabeth Schreiber, Heinz Aurand, Stephan  

Limburg-Weilburg Michel, Manfred Veyhelmann, Joachim Jung, Helmut  

Main-Kinzig-Kreis Stolz, Thorsten  Ullrich, Carsten  Simmler, Susanne  Ottmann, Winfried  

Main-Taunus-Kreis Cyriax, Michael  Männer, Wolfgang  Kollmeier, Wolfgang Baron, Johannes  

Overdick, Madlen  

Rheingau-Taunus-Kr. Kilian, Frank  Willsch, Klaus-Peter   N.N.   

 

 

Süd: Vorsitzender:   Landrat Will, Groß-Gerau  

 Stellv. Vorsitzender:  Landrat Quilling, Landkreis Offenbach  

 Stellv. Vorsitzender:  Kreistagsvorsitzender Schneider, Landkreis Bergstraße  

 

Landkreis Landrat/rätin Kreistags- 

vorsitzende/r 

Hauptamtl. Erste/r 

Kreisbeigeordnete/r 

Hauptamtl.  

Kreisbeigeordnete/r 

Bergstraße Engelhardt, Christian Schneider, Gottfried Stolz, Diana  Krug, Karsten  

Darmstadt-Dieburg Schellhaas, K. Peter Wucherpfennig,  

Dagmar 

Fleischmann, Christel  Lück, Rosemarie  

Groß-Gerau Will, Thomas  Kummer, Gerald  Astheimer, Walter  

Odenwaldkreis Matiaske, Frank Holschuh, Rüdiger Grobeis, Oliver   

Offenbach Quilling, Oliver  Abeln, Bernd  Jäger, Claudia  Müller, Carsten 

Vogelsbergkreis Görig, Manfred Heuser, Dr. Hans  Mischak, Dr. Jens  

Wetteraukreis Weckler, Jan  Häuser, Armin  Becker-Bösch, Stepha-

nie  
Walther, Matthias  
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Konferenz der Kreistagsvorsitzenden  

 

 

Landkreis 

 

 

Kreistagsvorsitzende/r 

Bergstraße Schneider, Gottfried  

Darmstadt-Dieburg Wucherpfennig, Dagmar  

Groß-Gerau Kummer, Gerald (MdL) 

Hochtaunuskreis Banzer, Jürgen (MdL) (stv. Vorsitzender)  

Main-Kinzig-Kreis Ullrich, Carsten  

Main-Taunus-Kreis Männer, Wolfgang  

Odenwaldkreis Holschuh, Rüdiger (MdL) (Vorsitzender) 

Offenbach Abeln, Bernd  

Rheingau-Taunus-Kreis Willsch, Klaus-Peter (MdB) 

Wetteraukreis Häuser, Armin 

Gießen Funck, Karl-Heinz  

Lahn-Dill-Kreis Müller, Elisabeth 

Limburg-Weilburg Veyhelmann, Joachim (MdL) 
 

Marburg-Biedenkopf Ruffert, Detlef  

Vogelsbergkreis Heuser, Dr. Hans   

Fulda Herchenhan, Helmut  

Hersfeld-Rotenburg Hannich, Horst 

Kassel Güttler, Andreas 

Schwalm-Eder-Kreis Kreutzmann, Michael 

Waldeck-Frankenberg Ruhwedel, Iris  

Werra-Meißner-Kreis 

LWV Hessen  

Franz, Dieter (MdL) 

Kopp, Friedel (Präsident der Verbandsversamm-

lung)  
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Geschäftsstelle des Hessischen Landkreistages 
(Stand: 01. Oktober 2018) 
 

 

 

 

 

 

 

Geschäftsführung: Herr Matthias Drexelius (Geschäftsf. Direktor) 

Herr Prof. Dr. habil. Jan Hilligardt (Direktor) 

 

 

Referate:   Herr Tim Ruder 

    Herr Daniel Rühl 

    Herr Robert Stark 

    Herr Lorenz Wobbe 

 

 

Sachgebiete:   Frau Christiane Gasser 

    Frau Brigitte Hißnauer (Referentin)  

Frau Anne Monreal-Horn (Referentin) 

Frau Melanie Ries-Knauer 

Frau Dr. Tatjana Teschner (Referentin)  

Herr Felix Würfel (Referent) 

 

 

Sekretariate:   Frau Gabriele Kemnitz 

    Frau Barbara Racke 

    Frau Patricia Rehn 

    Frau Yvonne Welcher 

 

 

Poststelle:   Herr Erik Kropp  

 

 

 

 

 

Sitz der Geschäftsstelle: Frankfurter Straße 2 

    65189 Wiesbaden 

 

    Telefon: 06 11/17 06-0 

    Telefax: 06 11/17 06-27 

    PC-Fax: 06 11/90 02 97-70 

E-mail-Zentrale: info@hlt.de 

Internet: www.hlt.de 
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Rechnungsjahr Land Hessen hessische Gemeinden/Gv.

1990 52,3 47,7

1991 54,0 46,0

1992 54,3 45,7

1993 53,5 46,5

1994 53,3 46,7

1995 54,4 45,6

1996 53,6 46,4

1997 52,9 47,1

1998 52,9 47,1

1999 52,1 47,9

2000 52,1 47,9

2001 51,9 48,1

2002 53,5 46,5

2003 54,6 45,4

2004 52,4 47,6

2005 52,6 47,4

2006 51,3 48,7

2007 50,7 49,3

2008 50,5 49,5

2009 50,8 49,2

2010 51,0 49,0

2011 53,5 46,5

2012 52,5 47,5

2013 53,5 46,5

2014 53,2 46,8

2015 53,2 46,8

2016 54,8 45,2

2017 51,8 48,2

Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen

Anteile von Land und Gemeinden/Gemeindeverbände an den in Hessen 
verbleibenden Steuereinnahmen *)

- in % -

*) Nach LFA, GU, KFA-Steuerverbund (periodengerecht), Grunderwerbsteuerzuweisungen und 
Kompensationsleistungen für die Verluste der Kommunen durch die Neuordnung des 
Familienleistungsausgleichs unter Berücksichtigung der Spitzabrechnung der Folgekosten der Deutschen 
Einheit bis 2006.
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Jahr Insgesamt Veränd. im Kommunalen Veränd. außerhalb Veränd. Anteil
(%) Finanzausgleich (%) des KFA (%) %

1990 2.729,9 5,4 2.044,6 4,4 685,3 8,5 25,1

1991 3.009,3 10,2 2.177,8 6,5 831,5 21,3 27,6

1992 3.371,0 12,0 2.415,4 10,9 955,7 14,9 28,3

1993 3.582,0 6,3 2.536,8 5,0 1.045,2 9,4 29,2

1994 3.584,8 0,1 2.452,9 -3,3 1.131,9 8,3 31,6

1995 3.616,2 0,9 2.503,8 2,1 1.112,4 -1,7 30,8

1996 3.584,8 -0,9 2.361,7 -5,7 1.223,1 10,0 34,1

1997 3.492,6 -2,6 2.452,6 3,8 1.040,1 -15,0 29,8

1998 3.307,0 -5,3 2.426,2 -1,1 450,3 -56,7 13,6

1999 3.416,6 3,3 2.553,1 5,2 441,5 -2,0 12,9

2000 3.413,5 -0,1 2.630,3 3,0 400,4 -9,3 11,7

2001 3.415,1 0,0 2.698,2 2,6 716,9 79,0 21,0

2002 3.417,1 0,1 2.692,6 -0,2 724,5 1,1 21,2

2003 3.488,9 2,1 2.695,1 0,1 793,8 9,6 22,8

2004 3.133,3 -10,2 2.407,2 -10,7 726,1 -8,5 23,2

2005 3.480,4 11,1 2.454,3 2,0 1.026,1 41,3 29,5

2006 3.690,0 6,0 2.547,9 3,8 1.142,0 11,3 30,9

2007 4.452,6 20,7 3.211,5 26,0 1.241,1 8,7 27,9

2008 4.422,0 -0,7 3.278,1 2,1 1.144,5 -7,8 25,9

2009 4.433,6 0,3 3.271,7 -0,2 1.161,9 1,5 26,2

2010 4.121,0 -7,1 2.846,9 -13,0 1.274,1 9,7 30,9

2011 1) 4.800,5 16,5 3.220,6 13,1 1.579,9 24,0 32,9

2012 4.954,4 3,2 3.591,5 11,5 1.362,9 -13,7 27,5

2013 5.459,9 10,2 3.820,5 6,4 1.639,4 20,3 30,0

2014 5.453,0 -0,1 4.037,9 5,7 1.415,1 -13,7 26,0

2015 5.863,0 7,5 4.108,5 1,7 1.754,5 24,0 29,9

2016 6.654,1 13,5 4.307,5 4,8 2.346,6 33,7 35,3

2017 7.653,3 15,0 4.586,8 6,5 3.066,5 30,7 40,1

2018 Soll 7.642,5 -0,1 4.892,3 6,7 2.750,1 -10,3 36,0

1) Ohne Schlaglochprogramm in Höhe von 80 Mio. Euro.

Quellen: Hessisches Ministerium der Finanzen; Berechnung der Kommunalen Finanzausgleichsmasse. 
Hessisches Ministerium der Finanzen; Zahlungen an Gemeinden/Gv. und Zweckverbände außerhalb des KFA. 

in Mio €

davon

Leistungen des Landes an die hessischen Kommunen und Zweckverbände seit 1990

1)

1)
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1) Ohne Schlaglochprogramm in Höhe von 80 Mio. Euro.
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Haushaltsstelle Zweckbestimmung 2018
Soll

2019
Soll

02 06 - 633 01  019 Maßnahmen zur Stärkung des Ehrenamts iRd Aktionsplans zur Integration 
von Flüchtlingen

550.000 700.000

Epl 02 Gesamt 550.000 700.000

03 01 - 633 00  249 Kostenerstattungen im Rahmen des Gesetzes zur Kommunalisierung des 
Landrats sowie des Oberbürgermeisters als Behörden der Landesverwaltung; 
Erstattung von Wahlkosten; Kriegsgräberfürsorge 

37.603.500 43.629.500

03 01 - 883 00  045 Videoüberwachung bei Kommunen 1.750.000 1.300.000
03 16 - 613 00  820 Überschüsse aus der Pfandverwertung 5.000 5.000
03 16 - 633 00  045 Anteil aus den Einnahmen für Rotlichtverstöße, Geschwindigkeitsverstöße 

sowie verbotswidriges Telefonieren
5.368.500 5.368.500

03 19 - 633 11  044 Mitgliedsbeiträge, Unfallfürsorge und andere Zuwendungen 38.000 38.000
03 19 - 883 11  044 Zuwendungen für Feuerwehrfahrzeuge und Feuerwehrhäuser sowie 

Förderung der Endgeräte für den Digitalfunk aus den Brandschutzmitteln
8.545.600 11.327.300

Epl 03 Gesamt 53.310.600 61.668.300

04 02 - 633 02  152 Förderpro. 7: Zuweisungen an öff. Träger von Weiterbildungseinrichtungen 
(VHS)

4.962.000 4.962.000

04 59 - 633 00  129 Zuweisung an Gemeinden und Gemeindeverbände (Schulträger) 34.195.100 34.359.400
04 71 - 633 00  129 sog. Schülercent (zur Beschaffung von Medien) 1.442.400 1.442.400
Epl 04 Gesamt 40.599.500 40.763.800

05 05 - 633 00 056 Ausgleichszahlungen JVA Hünfeld 250.000 250.000
Epl 05 Gesamt 250.000 250.000

07 01 - 633 00  729 Verbandsumlage Rhein-Neckar für die Regionalplanung 200.000 450.000
07 05 - 633 06  652 Landestourismusmarketing 375.000 500.000
07 05 - 633 08  642 Fördermaßnahmen aus FP 25/31: Energie/EFRE 2.750.000 2.750.000
07 05 - 883 02  422 FP 21 - Länderübergreifende Regionalmanagementaktivitäten 285.000 285.000
07 05 - 883 03  521 FP 27 - Flurneuordnung   60.000 60.000
07 05 - 883 06  692 FP 18 Gemeinschaftsaufgabe "Regionale Wirtschaftsstruktur"  

FP 31 EU-RWB-EFRE 2007-2013
FP 37 Wirtschaftsnahe Infrastrukturförderung
ab 2014: FP 32 - EU-RWB EFRE 2014-2020

43.741.600 36.392.800

07 05 - 883 10  642 Fördermaßnahmen aus FP 25/31: Energie/EFRE 7.400.000 7.400.000
07 15 - 633 01  729 FP 65 Verkehrssicherheit und Unfallforschung 2.450.000 2.450.000
07 15 - 633 03  750 Maßnahmen zum aktiven Schallschutz u. Verlagerung von Flugbewegungen 

auf andere Verkehrsmittel (Flughafen Ffm)
2.250.000 2.250.000

07 15 - 883 03 750 Fördermaßnahmen aus FP 75: Baulicher Schallschutz und Klimatisierung in 
stark fluglärmbelasteten Gebieten

4.812.000 6.181.000

07 20 - 633 00  729 Pauschale Erstattung an Gemeinden aufgrund von Vereinbarungen im 
Rahmen der Unterhaltung von Landesstraßen sowie Zuweisungen an 
Gemeinden/-verbände für autofreie Sonntage u.ä.

844.000 844.000

Epl 07 Gesamt 65.167.600 59.562.800

Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen; Zahlungen an Gemeinden/Gv. und Zweckverbände außerhalb des KFA.

Leistungen an die hessischen Kommunen und Zweckverbände
a  u ß e r h a l b  des KFA

14

12



Haushaltsstelle Zweckbestimmung 2018
Soll

2019
Soll

02 06 - 633 01  019 Maßnahmen zur Stärkung des Ehrenamts iRd Aktionsplans zur Integration 
von Flüchtlingen

550.000 700.000

Epl 02 Gesamt 550.000 700.000

03 01 - 633 00  249 Kostenerstattungen im Rahmen des Gesetzes zur Kommunalisierung des 
Landrats sowie des Oberbürgermeisters als Behörden der Landesverwaltung; 
Erstattung von Wahlkosten; Kriegsgräberfürsorge 

37.603.500 43.629.500

03 01 - 883 00  045 Videoüberwachung bei Kommunen 1.750.000 1.300.000
03 16 - 613 00  820 Überschüsse aus der Pfandverwertung 5.000 5.000
03 16 - 633 00  045 Anteil aus den Einnahmen für Rotlichtverstöße, Geschwindigkeitsverstöße 

sowie verbotswidriges Telefonieren
5.368.500 5.368.500

03 19 - 633 11  044 Mitgliedsbeiträge, Unfallfürsorge und andere Zuwendungen 38.000 38.000
03 19 - 883 11  044 Zuwendungen für Feuerwehrfahrzeuge und Feuerwehrhäuser sowie 

Förderung der Endgeräte für den Digitalfunk aus den Brandschutzmitteln
8.545.600 11.327.300

Epl 03 Gesamt 53.310.600 61.668.300

04 02 - 633 02  152 Förderpro. 7: Zuweisungen an öff. Träger von Weiterbildungseinrichtungen 
(VHS)

4.962.000 4.962.000

04 59 - 633 00  129 Zuweisung an Gemeinden und Gemeindeverbände (Schulträger) 34.195.100 34.359.400
04 71 - 633 00  129 sog. Schülercent (zur Beschaffung von Medien) 1.442.400 1.442.400
Epl 04 Gesamt 40.599.500 40.763.800

05 05 - 633 00 056 Ausgleichszahlungen JVA Hünfeld 250.000 250.000
Epl 05 Gesamt 250.000 250.000

07 01 - 633 00  729 Verbandsumlage Rhein-Neckar für die Regionalplanung 200.000 450.000
07 05 - 633 06  652 Landestourismusmarketing 375.000 500.000
07 05 - 633 08  642 Fördermaßnahmen aus FP 25/31: Energie/EFRE 2.750.000 2.750.000
07 05 - 883 02  422 FP 21 - Länderübergreifende Regionalmanagementaktivitäten 285.000 285.000
07 05 - 883 03  521 FP 27 - Flurneuordnung   60.000 60.000
07 05 - 883 06  692 FP 18 Gemeinschaftsaufgabe "Regionale Wirtschaftsstruktur"  

FP 31 EU-RWB-EFRE 2007-2013
FP 37 Wirtschaftsnahe Infrastrukturförderung
ab 2014: FP 32 - EU-RWB EFRE 2014-2020

43.741.600 36.392.800

07 05 - 883 10  642 Fördermaßnahmen aus FP 25/31: Energie/EFRE 7.400.000 7.400.000
07 15 - 633 01  729 FP 65 Verkehrssicherheit und Unfallforschung 2.450.000 2.450.000
07 15 - 633 03  750 Maßnahmen zum aktiven Schallschutz u. Verlagerung von Flugbewegungen 

auf andere Verkehrsmittel (Flughafen Ffm)
2.250.000 2.250.000

07 15 - 883 03 750 Fördermaßnahmen aus FP 75: Baulicher Schallschutz und Klimatisierung in 
stark fluglärmbelasteten Gebieten

4.812.000 6.181.000

07 20 - 633 00  729 Pauschale Erstattung an Gemeinden aufgrund von Vereinbarungen im 
Rahmen der Unterhaltung von Landesstraßen sowie Zuweisungen an 
Gemeinden/-verbände für autofreie Sonntage u.ä.

844.000 844.000

Epl 07 Gesamt 65.167.600 59.562.800

Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen; Zahlungen an Gemeinden/Gv. und Zweckverbände außerhalb des KFA.

Leistungen an die hessischen Kommunen und Zweckverbände
a  u ß e r h a l b  des KFA

14

13



Haushaltsstelle Zweckbestimmung 2018
Soll

2019
Soll

08 05 - 633 03  237 Unterhaltsvorschussgesetz 56.350.000 56.350.000

08 05 - 633 04  287 Leistungen an Flüchtlinge 270.876.900 187.489.000

08 05 - 633 09  314 Rettungswesen 1.300.000 1.300.000

08 05 - 633 12  219 Konnexitätszahlungen an die Kommunen 3.900.000 4.000.000

08 05 - 633 13  235 Leistungen der Jugendhilfe SGB VIII (unbegleitete minderjährige Flüchtlinge) 97.670.500 95.000.000

08 05 - 633 14  246 Erstattungsleistungen für die vorläufige Unterbringung von Spätaussiedlern 1.400.000 1.400.000

08 05 - 633 25  314 Maßnahmen zur Abwehr von Infektionsgefahren 725.000 725.000

08 05 - 637 11  236 Kostenerstattung für Schwangerschaftsabbrüche 3.000.000 3.000.000
08 06 - 633 01  153 Bürgerschaftliches Engagement im sozialen Bereich einschließlich 

Hospizarbeit
400.000 400.000

08 06 - 633 11  236 Kommunalisierung sozialer Hilfen 21.255.700 23.325.700

08 06 - 633 13  235 Offene Altenhilfe 8.000 8.000
08 06 - 633 14  235 Förderung von ambulanten Versorgungskonzepten und -strukturen 500.000 500.000

08 06 - 633 21  266 Sondermaßnahmen der Jugendhilfe 50.000 50.000
08 06 - 633 22  261 Maßnahmen der internationalen Jugendarbeit 100.000 100.000

08 06 - 633 24  263 Familienpolitische Offensive 20.000 20.000

08 06 - 633 25  270 Initiativen für Kinder und Familien 1.725.000 1.725.000

08 06 - 633 26  314 Maßnahmen der Suchthilfe 400.000 400.000
08 06 - 633 27  314 Früherkennung 1.200.000 1.200.000

08 06 - 633 34  246 Sprachförderung im Kindergartenalter 2.949.300 3.024.100

08 06 - 633 43  253 Arbeitsmarktbudget 4.866.300 4.000.000
08 06 - 633 44  253 Ausbildungsbudget 28.571.000 31.669.100
08 06 - 633 46  314 Medizinische Versorgung insbes.. des ländlichen Raums 3.830.000 3.830.000
08 06 - 633 49  263 Bundesinitiative Netzwerk, Frühe Hilfen und Familienhebammen 3.263.300 3.263.300
08 06 - 633 50  263 Kinderschutz, Prävention und Frühe Hilfen in Hessen 1.050.000 1.085.000
08 06 - 633 51  270 Frühkindliche Bildung, Erziehung u. Betreuung 34.300.000 8.730.800
08 06 - 633 56  236 Landesprogramm "Förderung von Gemeinwesenarbeit in 

Stadtteilen/Quartieren mit besonderen sozialen u. integrationspolitischen 
Herausforderungen"

4.500.000 4.500.000

08 06 - 883 51 270 Frühkindliche Bildung, Erziehung u. Betreuung 1.000.000 1.000.000
08 06 - 883 55 270 Investitionsprogramm Kinderbetreuungsfinanzierung 2015 - 2018 7.683.400 -

08 06 - 883 57 270 Investitionsprogramm Kinderbetreuungsfinanzierung 2017 - 2020 23.007.000 23.007.000

08 07 - 633 02  312 Verwaltungskostenerstattung MRV 101.600.000 103.600.000

08 07 - 633 06  244 Sicherung und Betreuung jüdischer Friedhöfe 1.140.100 1.140.100

08 07 - 633 10  314 Hilfe für psychisch kranke Menschen 3.100.000 3.100.000
Epl 08 Gesamt 681.741.500 568.942.100

Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen; Zahlungen an Gemeinden/Gv. und Zweckverbände außerhalb des KFA.

Leistungen an die hessischen Kommunen und Zweckverbände
a  u ß e r h a l b  des KFA

15

Haushaltsstelle Zweckbestimmung 2018
Soll

2019
Soll

09 13 - 633 00  012 Kostenerstattungen im Rahmen des Gesetzes zur Kommunalisierung des 
Landrats sowie des Oberbürgermeisters als Behörden der Landesverwaltung

27.889.400 27.889.400

09 15 - 633 00  012 Kostenerstattungen im Rahmen des Gesetzes zur Kommunalisierung des 
Landrats sowie des Oberbürgermeisters als Behörden der Landesverwaltung

18.223.000 18.223.000

09 21 - 633 01  332 Maßnahmen des Umwelt- u. Naturschutzes 1.400.000 1.400.000
09 21 - 883 01  332 Erhaltung und Verbesserung der Wassergüte / Erhaltung und 

Wiederherstellung naturnaher Gewässer
1.574.400 1.574.400

09 22 - 883 01  332 Ersatzmaßnahmen von Gemeinden und Gemeindeverbänden 400.000 400.000
09 22 - 883 02  512 Zuschüsse an Gemeinden und Gemeindeverbände zur Walderhaltung und -

verbesserung
16.900 -

09 22 - 883 03  531 Zuschüsse zur Förderung von Aufforstungen und Rekultivierung von 
Landschaftsschäden

50.000 50.000

09 22 - 887 01  332 Zuschüsse für Investitionen an den Naturpark Kellerwald-Edersee 150.000 150.000
09 23 - 633 02 FP 30 Tierseuchenbekämpfung 250.000 250.000
09 23 - 883 01  521 FP 24 Dorf- und Regionalentwicklung 13.875.000 13.875.000
09 23 - 883 02 FP 30 Tierseuchenbekämpfung 250.000 250.000
09 24 - 633 01  423 FP 02 Initiativen im Wohnungs- u. Städtebau 1.070.000 920.000
09 24 - 883 01  423 FP 03 Einfache Stadterneuerung 67.491.300 84.164.200
Epl 09 Gesamt 132.640.000 149.146.000

15 02 - 633 07  134 Musikakademien 4.895.000 4.895.000
15 02 - 883 01 165 Baukostenfinanzierung documenta-Institut 400.000 1.325.000
15 37 - 633 00  188 Museumszentrum Lorsch 97.400 97.400
15 50 - 633 01  183 Stadtmuseum Wiesbaden 95.000 95.000
15 50 - 633 02  181 Bad Hersfelder Festspiele und Internationale Maifestspiele Wiesbaden 853.000 853.000
15 50 - 883 02  187 Komplementärfinanzierung des Bundesinvestitionsprogramms UNESCO-

Welterbestätten (Empfänger: Kommunen)
1.511.900 -

Epl 15 Gesamt 7.852.300 7.265.400

17 01 - 613 02  820 Ausgleichszahlungen Familienleistungsausgleich zugunsten der Kommunen 240.000.000 246.000.000

17 01 - 623 01  820 Schuldendiensthilfen an Gemeinden und Gemeindeverbände im Rahmen
des Kommunalen Schutzschirms

117.000.000 116.000.000

17 01 - 633 01  820 Zuweisungen aus der Spielbankabgabe im Land Hessen an die 
Spielbankgemeinden

4.500.000 4.500.000

17 01 - 633 02  820 Zuweisungen aus den zusätzlichen Leistungen im Land Hessen an die 
Spielbankgemeinden

6.200.000 6.200.000

17 01 - 883 02 692 Zuweisungen für Schuldendienst im Rahmen der Investitionsprogramme von 
Bund und Land

71.150.000 69.715.000

17 03 - 883 01  692 Zuweisungen aus dem Sondervermögen 
"Kommunalinvestitionsförderungsfonds" des Bundes

140.000.000 130.000.000

17 03 - 833 02  692 Zuweisungen im Rahmen des Landesprogramms "KIPG" 400.000 1.200.000
17 03 - 833 03  692 Zuweisungen im Rahmen des Wohnungsbauprogramms "KIPG" 11.500.000 15.500.000
17 03 - 833 04  692 Zuweisungen im Rahmen des Krankenhausprogramms "KIPG" 2.300.000 4.173.400
17 03 - 883 05  692 Zuweisungen für Investitionen nach dem KIP II für Bildung - Schulen 

(Bundesmittel)
 - 900.000

17 18 - 633 01  018 Erstattung anteiliger Versorgungsbezüge an Gemeinden und 
Gemeindeverbände

3.500.000 3.800.000

17 50 - 633 01  282 Zuweisungen an kreisfreie Städte, Landkreise und den 
Landeswohlfahrtsverband Hessen für die Grundsicherung im Alter

620.000.000 650.000.000

17 50 - 633 02  252 Zuweisungen an kreisfreie Städte und Landkreise zu Unterkunfts- und 
Heizungskosten im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende

445.000.000 445.000.000

17 52 - 883 01  741 Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse (Bundesprogramm)

24.000.000 24.000.000

17 52 - 883 02  741 Zuweisungen für Investitionen an Gemeinden und Gemeindeverbände 
(Landesprogramm)

82.473.000 82.473.000

Epl 17 Gesamt 1.768.023.000 1.799.461.400

GESAMT 2.750.134.500 2.687.759.800

Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen; Zahlungen an Gemeinden/Gv. und Zweckverbände außerhalb des KFA.
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Haushaltsstelle Zweckbestimmung 2018
Soll

2019
Soll

09 13 - 633 00  012 Kostenerstattungen im Rahmen des Gesetzes zur Kommunalisierung des 
Landrats sowie des Oberbürgermeisters als Behörden der Landesverwaltung

27.889.400 27.889.400

09 15 - 633 00  012 Kostenerstattungen im Rahmen des Gesetzes zur Kommunalisierung des 
Landrats sowie des Oberbürgermeisters als Behörden der Landesverwaltung

18.223.000 18.223.000

09 21 - 633 01  332 Maßnahmen des Umwelt- u. Naturschutzes 1.400.000 1.400.000
09 21 - 883 01  332 Erhaltung und Verbesserung der Wassergüte / Erhaltung und 

Wiederherstellung naturnaher Gewässer
1.574.400 1.574.400

09 22 - 883 01  332 Ersatzmaßnahmen von Gemeinden und Gemeindeverbänden 400.000 400.000
09 22 - 883 02  512 Zuschüsse an Gemeinden und Gemeindeverbände zur Walderhaltung und -

verbesserung
16.900 -

09 22 - 883 03  531 Zuschüsse zur Förderung von Aufforstungen und Rekultivierung von 
Landschaftsschäden

50.000 50.000

09 22 - 887 01  332 Zuschüsse für Investitionen an den Naturpark Kellerwald-Edersee 150.000 150.000
09 23 - 633 02 FP 30 Tierseuchenbekämpfung 250.000 250.000
09 23 - 883 01  521 FP 24 Dorf- und Regionalentwicklung 13.875.000 13.875.000
09 23 - 883 02 FP 30 Tierseuchenbekämpfung 250.000 250.000
09 24 - 633 01  423 FP 02 Initiativen im Wohnungs- u. Städtebau 1.070.000 920.000
09 24 - 883 01  423 FP 03 Einfache Stadterneuerung 67.491.300 84.164.200
Epl 09 Gesamt 132.640.000 149.146.000

15 02 - 633 07  134 Musikakademien 4.895.000 4.895.000
15 02 - 883 01 165 Baukostenfinanzierung documenta-Institut 400.000 1.325.000
15 37 - 633 00  188 Museumszentrum Lorsch 97.400 97.400
15 50 - 633 01  183 Stadtmuseum Wiesbaden 95.000 95.000
15 50 - 633 02  181 Bad Hersfelder Festspiele und Internationale Maifestspiele Wiesbaden 853.000 853.000
15 50 - 883 02  187 Komplementärfinanzierung des Bundesinvestitionsprogramms UNESCO-

Welterbestätten (Empfänger: Kommunen)
1.511.900 -

Epl 15 Gesamt 7.852.300 7.265.400

17 01 - 613 02  820 Ausgleichszahlungen Familienleistungsausgleich zugunsten der Kommunen 240.000.000 246.000.000

17 01 - 623 01  820 Schuldendiensthilfen an Gemeinden und Gemeindeverbände im Rahmen
des Kommunalen Schutzschirms

117.000.000 116.000.000

17 01 - 633 01  820 Zuweisungen aus der Spielbankabgabe im Land Hessen an die 
Spielbankgemeinden

4.500.000 4.500.000

17 01 - 633 02  820 Zuweisungen aus den zusätzlichen Leistungen im Land Hessen an die 
Spielbankgemeinden

6.200.000 6.200.000

17 01 - 883 02 692 Zuweisungen für Schuldendienst im Rahmen der Investitionsprogramme von 
Bund und Land

71.150.000 69.715.000

17 03 - 883 01  692 Zuweisungen aus dem Sondervermögen 
"Kommunalinvestitionsförderungsfonds" des Bundes

140.000.000 130.000.000

17 03 - 833 02  692 Zuweisungen im Rahmen des Landesprogramms "KIPG" 400.000 1.200.000
17 03 - 833 03  692 Zuweisungen im Rahmen des Wohnungsbauprogramms "KIPG" 11.500.000 15.500.000
17 03 - 833 04  692 Zuweisungen im Rahmen des Krankenhausprogramms "KIPG" 2.300.000 4.173.400
17 03 - 883 05  692 Zuweisungen für Investitionen nach dem KIP II für Bildung - Schulen 

(Bundesmittel)
 - 900.000

17 18 - 633 01  018 Erstattung anteiliger Versorgungsbezüge an Gemeinden und 
Gemeindeverbände

3.500.000 3.800.000

17 50 - 633 01  282 Zuweisungen an kreisfreie Städte, Landkreise und den 
Landeswohlfahrtsverband Hessen für die Grundsicherung im Alter

620.000.000 650.000.000

17 50 - 633 02  252 Zuweisungen an kreisfreie Städte und Landkreise zu Unterkunfts- und 
Heizungskosten im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende

445.000.000 445.000.000

17 52 - 883 01  741 Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse (Bundesprogramm)

24.000.000 24.000.000

17 52 - 883 02  741 Zuweisungen für Investitionen an Gemeinden und Gemeindeverbände 
(Landesprogramm)

82.473.000 82.473.000

Epl 17 Gesamt 1.768.023.000 1.799.461.400

GESAMT 2.750.134.500 2.687.759.800

Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen; Zahlungen an Gemeinden/Gv. und Zweckverbände außerhalb des KFA.
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Jahr bis 2015 Verbundanteil*, Gesamtschlüsselmasse
ab 2016 KFA-Ausgleichs- inkl. Allg. Finanzzuweisung

volumen insgesamt an den LWV Hessen
Jahr T € T € T € %

1990 1.913.475         1.200.335         465.179       38,75

1991 2.071.249         1.296.057         502.208       38,75

1992 2.265.739         1.383.045         534.433       38,64

1993 2.351.796         1.581.687         562.455       35,56

1994 2.330.366         1.387.592         561.098       40,44

1995 2.342.548         1.398.406         565.767       40,46

1996 2.306.591         1.382.048         559.149       40,46

1997 2.371.423         1.455.955         561.208       38,55

1998 2.343.967         1.399.521         510.131       36,45

1999 2.396.118         1.453.620         523.303       36

2000 2.546.643         1.535.413         515.899       33,6

2001 2.504.921         1.626.875         530.908       32,63

2002 2.607.100         1.642.240         535.923       32,63

2003 2.473.630         1.602.966         523.105       32,63

2004 2.485.700         1.309.801         427.181       32,61

2005 2.470.150         1.354.696         442.086       32,63

2006 2.464.630         1.421.210         463.792       32,63

2007 2.755.310         1.663.230         542.772       32,63

2008 3.046.580         1.910.055         623.320       32,63

2009 2.901.740         1.852.812         604.639       32,63

2010 2.634.600         1.479.112         481.528       32,56

2011 2.811.600         1.764.461         579.385       32,84

2012 3.202.188         2.118.398         691.310       32,63

2013 3.319.063         2.320.646         725.476       31,26

2014 3.443.805         2.424.736         796.421       32,85

2015 3.536.613         2.509.291         824.371       32,85

2016 4.367.547         3.161.565         996.492       31,52

2017 4.586.756         3.351.082         1.101.836       32,88

2018 4.892.320         3.529.488         1.184.079       33,55

* bis 2000 22,9 v. H.; 2001 bis 2015 23,0 v.H.
Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen; Berechnung der Kommunalen Finanzausgleichsmasse. 

Steuerverbundmasse (unbereinigt)

davon Landkreise
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Verbundanteil GesamtschlüsAnteil LandkreAnteil Landkreise in Prozent
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Jahr bis 2015 Verbundanteil*, Gesamtschlüsselmasse
ab 2016 KFA-Ausgleichs- inkl. Allg. Finanzzuweisung

volumen insgesamt an den LWV Hessen
Jahr T € T € T € %

1990 1.913.475         1.200.335         465.179       38,75

1991 2.071.249         1.296.057         502.208       38,75

1992 2.265.739         1.383.045         534.433       38,64

1993 2.351.796         1.581.687         562.455       35,56

1994 2.330.366         1.387.592         561.098       40,44

1995 2.342.548         1.398.406         565.767       40,46

1996 2.306.591         1.382.048         559.149       40,46

1997 2.371.423         1.455.955         561.208       38,55

1998 2.343.967         1.399.521         510.131       36,45

1999 2.396.118         1.453.620         523.303       36

2000 2.546.643         1.535.413         515.899       33,6

2001 2.504.921         1.626.875         530.908       32,63

2002 2.607.100         1.642.240         535.923       32,63

2003 2.473.630         1.602.966         523.105       32,63

2004 2.485.700         1.309.801         427.181       32,61

2005 2.470.150         1.354.696         442.086       32,63

2006 2.464.630         1.421.210         463.792       32,63

2007 2.755.310         1.663.230         542.772       32,63

2008 3.046.580         1.910.055         623.320       32,63

2009 2.901.740         1.852.812         604.639       32,63

2010 2.634.600         1.479.112         481.528       32,56

2011 2.811.600         1.764.461         579.385       32,84

2012 3.202.188         2.118.398         691.310       32,63

2013 3.319.063         2.320.646         725.476       31,26

2014 3.443.805         2.424.736         796.421       32,85

2015 3.536.613         2.509.291         824.371       32,85

2016 4.367.547         3.161.565         996.492       31,52

2017 4.586.756         3.351.082         1.101.836       32,88

2018 4.892.320         3.529.488         1.184.079       33,55

* bis 2000 22,9 v. H.; 2001 bis 2015 23,0 v.H.
Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen; Berechnung der Kommunalen Finanzausgleichsmasse. 
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Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € %
1 2 3 4 5 6

1990 771,2 376,6 1.147,8 2.031,2 56,51

1991 841,9 408,5 1.250,4 2.227,3 56,14

1992 923,6 479,3 1.402,9 2.501,2 56,09

1993 1.352,1 504,3 1.856,4 2.946,2 63,01

1994 1.569,1 522,4 2.091,4 3.136,3 66,69

1995 1.624,8 500,8 2.125,6 3.199,3 66,44

1996 1.566,5 482,6 2.049,1 3.207,7 63,88

1997 1.475,7 481,5 1.957,3 3.178,0 61,59

1998 1.422,7 499,1 1.921,8 3.173,4 60,56

1999 1.390,4 577,6 1.968,0 3.326,0 59,17

2000 1.403,9 576,1 1.980,0 3.468,0 57,09

2001 1.410,6 567,7 1.978,3 3.369,5 58,71

2002 1.447,9 562,7 2.010,6 3.550,1 56,64

2003 1.522,8 582,2 2.105,0 3.527,7 59,67

2004 1.554,4 586,5 2.140,9 3.595,3 59,55

2005 2.071,6 627,9 2.699,5 4.396,8 61,40

2006 2.293,5 624,2 2.917,7 4.871,0 59,90

2007 2.240,8 631,3 2.872,1 4.434,8 64,76

2008 2.233,1 615,5 2.848,6 4.548,6 62,62

2009 2.378,0 647,9 3.025,8 4.710,8 64,23

2010 2.438,5 709,3 3.147,8 4.896,8 64,28

2011 2.420,3 736,7 3.157,0 4.972,8 63,49

2012 2.562,2 755,7 3.317,9 5.154,3 64,37

2013 2.686,5 788,8 3.475,3 5.432,3 63,97

2014 2.837,3 788,2 3.625,5 5.561,4 65,19

2015 3.038,6 821,0 3.859,6 5.838,2 66,11

2016 3.578,4 822,0 4.400,4 6.373,2 69,05

Zuwachs 1990-2016 2.807,2 445,4 3.252,6 4.342,0

Zusammengestellt: Hessischer Landkreistag, Hochtaunuskreis

Anteil Aufwendungen soziale Sicherung an Ausgaben Verwaltungshaushalt
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1.1 1.2 1.3 2.1 2.2 2.3

Landkreis

zum zum zum zum zum zum

31.12.2017 31.12.2017 31.12.2017 31.12.2018 31.12.2018 31.12.2018

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Bergstraße 25.155.675 25.065.462 178.850.000 8.665.042 6.574.912 172.450.000

Darmstadt-Dieburg 13.799.010 24.529.613 139.905.908 7.307.500 2.252.439 0

Groß-Gerau 1.940.236 3.724.476 274.401.901 8.835.400 0 300.000.000

Hochtaunus 4.499.820 10.816.628 125.415.567 8.421.532 11.995.742 123.679.625

Main-Kinzig 36.576.620 46.694.333 202.000.000 23.603.086 29.300.304 220.000.000

Main-Taunus 1.571.032 18.170.663 0 279.055 136.914 0

Odenwaldkreis -661.109 2.111.910 144.000.000 40.546 3.924.506 0

Offenbach -2.002.042 -193.782 520.162.000 7.140.509 2.224.530 0

Rheingau-Taunus 13.526.156 22.933.724 331.800.000 2.762.070 5.579.750 360.000.000

Wetterau 47.315.991 57.821.461 48.711.756 1.263.861 12.181.762 40.000.000 €

Reg.Bez.Darmstadt 141.721.389 211.674.489 1.965.247.132 68.318.601 74.170.859 1.216.129.625

Gießen 21.258.300 27.973.477 160.000.000 6.948.178 5.876.400 5.000.000

Lahn-Dill 17.963.811 30.038.179 115.500.000 5.083.974 2.463.292 135.413.000

Limburg-Weilburg 14.353.711 9.965.309 57.518.827 8.455.322 10.383.386 75.000.000

Marburg-Biedenkopf 22.692.278 23.173.466 10.000.000 2.038.752 2.465.202 35.000.000

Vogelsberg 8.486.298 11.349.914 81.179.058 10.960 -1.004.910 82.183.968

Reg.Bez. Gießen 84.754.398 102.500.346 424.197.885 22.537.186 20.183.370 332.596.968

Fulda 14.823.756 30.246.981 0 4.260.000 27.862.200 0

Hersfeld-Rotenburg 6.592.953 8.434.820 47.630.000 1.691.834 3.691 47.630.000

Kassel      14.853.800 18.378.490 177.086.658 6.660.363 0 215.000.000

Schwalm-Eder 21.708.570 27.583.910 8.000.000 3.592.525 1.697.535 0

Waldeck-Frankenberg 9.800.000 13.640.637 31.200.000 1.735.943 4.436.602 11.200.000

Werra-Meißner  8.947.109 9.800.462 48.000.000 4.103.506 -706.044 48.000.000

Reg.Bez. Kassel 76.726.189 108.085.299 311.916.658 22.044.171 33.293.984 321.830.000

Land Hessen 303.201.976 422.260.134 2.701.361.674 112.899.958 127.648.213 1.870.556.593

nachrichtlich    2016 3.051.161.176

nachrichtlich    2015 3.083.953.345

nachrichtlich    2014 3.025.798.333

nachrichtlich    2013 3.010.354.492

nachrichtlich    2012 3.272.007.036

nachrichtlich    2011 2.984.500.256

nachrichtlich    2010 2.256.179.175

nachrichtlich    2009 1.779.684.523

nachrichtlich    2008 1.803.776.071

nachrichtlich    2007 1.611.844.753

nachrichtlich    2006 1.560.533.464

Zusammengestellt: Hessischer Landkreistag

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2017 und  2018

Gesamtergebnis-
rechnung

Gesamtergebnis

Gesamtfinanzrechnung
Saldo / 

Innenfinanzierungs-
kraft

Verbindlichkeiten aus 
Kassenverstärkungs-

krediten

Gesamtergebnis-
haushalt

Gesamtergebnis
Gesamtfinanzhaushalt Saldo
/  Innenfinanzierungskraft 

Erwartete
Verbindlichkeiten aus 

Kassenverstärkungskre-
diten

3.1 3.2 3.3 3.4 3.5 3.6 3.7 3.8

Landkreis

Kreisumlage Schulumlage Gesamt Kreisumlage Kreisumlage Schulumlage Gesamt Kreisumlage
Sonderstatusstädte Sonderstatusstädte

mit Schulträgerschaft mit Schulträgerschaft

2017 2017 2017 2017 2018 2018 2018 2018
in % in % in % in % in % in % in % in %

Bergstraße 33,45 19,57 53,02 32,65 19,57 52,22

Darmstadt-Dieburg 35,87 17,59 53,46 35,11 18,34 53,45

Groß-Gerau 34,43 20,80 55,23 39,20 35,00 19,30 54,30 39,77

Hochtaunus            *1 41,77 13,34 55,11 36,24 18,87 55,11

Main-Kinzig 36,97 17,10 54,07 39,30 35,97 15,00 50,97 38,30

Main-Taunus 36,30 14,30 50,60 35,15 14,45 49,60

Odenwaldkreis 32,12 21,03 53,15 33,49 19,66 53,15

Offenbach 31,55 19,79 51,34 32,47 19,04 51,51

Rheingau-Taunus 29,10 23,61 52,71 28,95 22,50 51,45

Wetterau 35,76 15,47 51,23 35,26 15,47 50,73

Reg.Bez.Darmstadt 34,73 18,26 52,99 39,25 34,03 18,22 52,25 39,04

Gießen 39,59 16,00 55,59 41,26 38,50 16,00 54,50 40,17

Lahn-Dill 38,74 14,49 53,23 35,73 16,50 52,23

Limburg-Weilburg 34,60 19,94 54,54 33,10 19,50 52,60

Marburg-Biedenkopf 32,26 20,25 52,51 38,83 31,76 20,25 52,01 38,33

Vogelsberg 33,79 19,63 53,42 33,96 19,96 53,92

Reg.Bez. Gießen 35,80 18,06 53,86 40,05 34,61 18,44 53,05 39,25

Fulda 31,57 16,50 48,07 36,55 31,57 16,50 48,07 36,55

Hersfeld-Rotenburg 35,08 16,25 51,33 35,08 17,24 52,32

Kassel 34,34 19,74 54,08 32,72 20,26 52,98

Schwalm-Eder 31,60 18,00 49,60 30,40 17,00 47,40

Waldeck-Frankenberg 29,41 19,58 48,99 29,41 18,00 47,41

Werra-Meißner 34,86 16,56 51,42 34,44 16,56 51,00

Reg.Bez. Kassel 32,81 17,77 50,58 36,55 32,27 17,59 49,86 36,55

Land Hessen 34,44 18,07 52,51 39,03 33,66 18,09 51,76 38,62

*1 Hebesatz Kreisumlage für Sonderstatusstadt ohne Schulträgerschaft: 40,06 % (2017) bzw. 30,27 % (2018)

nachrichtlich    2016 52,71

nachrichtlich    2015 57,09

nachrichtlich    2014 57,03

nachrichtlich    2013 56,99

nachrichtlich    2012 56,71

nachrichtlich    2011 56,45

nachrichtlich    2010 55,84

nachrichtlich    2009 54,87

nachrichtlich    2008 54,57

nachrichtlich    2007 54,59

nachrichtlich    2006 54,34

Zusammengestellt: Hessischer Landkreistag

Hebesatz Hebesatz

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2017 und 2018
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1.1 1.2 1.3 2.1 2.2 2.3

Landkreis

zum zum zum zum zum zum

31.12.2017 31.12.2017 31.12.2017 31.12.2018 31.12.2018 31.12.2018

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Bergstraße 25.155.675 25.065.462 178.850.000 8.665.042 6.574.912 172.450.000

Darmstadt-Dieburg 13.799.010 24.529.613 139.905.908 7.307.500 2.252.439 0

Groß-Gerau 1.940.236 3.724.476 274.401.901 8.835.400 0 300.000.000

Hochtaunus 4.499.820 10.816.628 125.415.567 8.421.532 11.995.742 123.679.625

Main-Kinzig 36.576.620 46.694.333 202.000.000 23.603.086 29.300.304 220.000.000

Main-Taunus 1.571.032 18.170.663 0 279.055 136.914 0

Odenwaldkreis -661.109 2.111.910 144.000.000 40.546 3.924.506 0

Offenbach -2.002.042 -193.782 520.162.000 7.140.509 2.224.530 0

Rheingau-Taunus 13.526.156 22.933.724 331.800.000 2.762.070 5.579.750 360.000.000

Wetterau 47.315.991 57.821.461 48.711.756 1.263.861 12.181.762 40.000.000 €

Reg.Bez.Darmstadt 141.721.389 211.674.489 1.965.247.132 68.318.601 74.170.859 1.216.129.625

Gießen 21.258.300 27.973.477 160.000.000 6.948.178 5.876.400 5.000.000

Lahn-Dill 17.963.811 30.038.179 115.500.000 5.083.974 2.463.292 135.413.000

Limburg-Weilburg 14.353.711 9.965.309 57.518.827 8.455.322 10.383.386 75.000.000

Marburg-Biedenkopf 22.692.278 23.173.466 10.000.000 2.038.752 2.465.202 35.000.000

Vogelsberg 8.486.298 11.349.914 81.179.058 10.960 -1.004.910 82.183.968

Reg.Bez. Gießen 84.754.398 102.500.346 424.197.885 22.537.186 20.183.370 332.596.968

Fulda 14.823.756 30.246.981 0 4.260.000 27.862.200 0

Hersfeld-Rotenburg 6.592.953 8.434.820 47.630.000 1.691.834 3.691 47.630.000

Kassel      14.853.800 18.378.490 177.086.658 6.660.363 0 215.000.000

Schwalm-Eder 21.708.570 27.583.910 8.000.000 3.592.525 1.697.535 0

Waldeck-Frankenberg 9.800.000 13.640.637 31.200.000 1.735.943 4.436.602 11.200.000

Werra-Meißner  8.947.109 9.800.462 48.000.000 4.103.506 -706.044 48.000.000

Reg.Bez. Kassel 76.726.189 108.085.299 311.916.658 22.044.171 33.293.984 321.830.000

Land Hessen 303.201.976 422.260.134 2.701.361.674 112.899.958 127.648.213 1.870.556.593

nachrichtlich    2016 3.051.161.176

nachrichtlich    2015 3.083.953.345

nachrichtlich    2014 3.025.798.333

nachrichtlich    2013 3.010.354.492

nachrichtlich    2012 3.272.007.036

nachrichtlich    2011 2.984.500.256

nachrichtlich    2010 2.256.179.175

nachrichtlich    2009 1.779.684.523

nachrichtlich    2008 1.803.776.071

nachrichtlich    2007 1.611.844.753

nachrichtlich    2006 1.560.533.464

Zusammengestellt: Hessischer Landkreistag

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2017 und  2018

Gesamtergebnis-
rechnung

Gesamtergebnis

Gesamtfinanzrechnung
Saldo / 

Innenfinanzierungs-
kraft

Verbindlichkeiten aus 
Kassenverstärkungs-

krediten

Gesamtergebnis-
haushalt

Gesamtergebnis
Gesamtfinanzhaushalt Saldo
/  Innenfinanzierungskraft 

Erwartete
Verbindlichkeiten aus 

Kassenverstärkungskre-
diten

3.1 3.2 3.3 3.4 3.5 3.6 3.7 3.8

Landkreis

Kreisumlage Schulumlage Gesamt Kreisumlage Kreisumlage Schulumlage Gesamt Kreisumlage
Sonderstatusstädte Sonderstatusstädte

mit Schulträgerschaft mit Schulträgerschaft

2017 2017 2017 2017 2018 2018 2018 2018
in % in % in % in % in % in % in % in %

Bergstraße 33,45 19,57 53,02 32,65 19,57 52,22

Darmstadt-Dieburg 35,87 17,59 53,46 35,11 18,34 53,45

Groß-Gerau 34,43 20,80 55,23 39,20 35,00 19,30 54,30 39,77

Hochtaunus            *1 41,77 13,34 55,11 36,24 18,87 55,11

Main-Kinzig 36,97 17,10 54,07 39,30 35,97 15,00 50,97 38,30

Main-Taunus 36,30 14,30 50,60 35,15 14,45 49,60

Odenwaldkreis 32,12 21,03 53,15 33,49 19,66 53,15

Offenbach 31,55 19,79 51,34 32,47 19,04 51,51

Rheingau-Taunus 29,10 23,61 52,71 28,95 22,50 51,45

Wetterau 35,76 15,47 51,23 35,26 15,47 50,73

Reg.Bez.Darmstadt 34,73 18,26 52,99 39,25 34,03 18,22 52,25 39,04

Gießen 39,59 16,00 55,59 41,26 38,50 16,00 54,50 40,17

Lahn-Dill 38,74 14,49 53,23 35,73 16,50 52,23

Limburg-Weilburg 34,60 19,94 54,54 33,10 19,50 52,60

Marburg-Biedenkopf 32,26 20,25 52,51 38,83 31,76 20,25 52,01 38,33

Vogelsberg 33,79 19,63 53,42 33,96 19,96 53,92

Reg.Bez. Gießen 35,80 18,06 53,86 40,05 34,61 18,44 53,05 39,25

Fulda 31,57 16,50 48,07 36,55 31,57 16,50 48,07 36,55

Hersfeld-Rotenburg 35,08 16,25 51,33 35,08 17,24 52,32

Kassel 34,34 19,74 54,08 32,72 20,26 52,98

Schwalm-Eder 31,60 18,00 49,60 30,40 17,00 47,40

Waldeck-Frankenberg 29,41 19,58 48,99 29,41 18,00 47,41

Werra-Meißner 34,86 16,56 51,42 34,44 16,56 51,00

Reg.Bez. Kassel 32,81 17,77 50,58 36,55 32,27 17,59 49,86 36,55

Land Hessen 34,44 18,07 52,51 39,03 33,66 18,09 51,76 38,62

*1 Hebesatz Kreisumlage für Sonderstatusstadt ohne Schulträgerschaft: 40,06 % (2017) bzw. 30,27 % (2018)

nachrichtlich    2016 52,71

nachrichtlich    2015 57,09

nachrichtlich    2014 57,03

nachrichtlich    2013 56,99

nachrichtlich    2012 56,71

nachrichtlich    2011 56,45

nachrichtlich    2010 55,84

nachrichtlich    2009 54,87

nachrichtlich    2008 54,57

nachrichtlich    2007 54,59

nachrichtlich    2006 54,34

Zusammengestellt: Hessischer Landkreistag

Hebesatz Hebesatz

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2017 und 2018
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4.1 4.2 4.3 4.4 4.5 4.6 4.7 4.8 5.1 5.2

Landkreis Ergebnis Produktbereich 05 LWV-Umlage
Soziale Leistungen

2017 2018 2017 2018 2017 2018 2017 2018 2017 2018
in % in %

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Bergstraße 93.554.177 110.858.248 20.504.574 21.472.229 46.796.097 52.400.000 37.330.939 35.210.541 72,82 76,48

Darmstadt-Dieburg 111.732.074 127.164.319 31.992.497 36.595.817 50.962.451 55.543.000 47.719.143 48.350.035 76,02 78,06

Groß-Gerau 115.343.718 122.793.200 35.625.197 36.807.600 48.133.343 53.489.000 29.211.937 29.110.500 77,52 74,24

Hochtaunus 92.034.246 99.843.119 18.630.598 19.690.363 48.353.192 52.708.800 22.880.997 24.248.000 63,82 72,10

Main-Kinzig 159.147.788 179.675.066 49.648.824 54.263.700 75.389.900 83.864.055 39.342.729 44.426.348 68,22 73,46

Main-Taunus 102.625.852 120.729.246 17.898.672 19.243.004 53.239.095 59.497.100 29.327.065 31.251.184 73,86 80,32

Odenwaldkreis 32.220.648 34.242.520 9.085.226 8.414.328 16.100.592 17.805.495 12.704.574 16.009.635 68,59 68,72

Offenbach 135.653.161 154.116.617 40.874.834 45.625.988 65.975.323 71.150.000 56.524.315 56.789.270 82,43 81,46

Rheingau-Taunus 55.494.254 70.303.827 14.070.474 24.631.774 31.967.364 34.952.300 28.647.046 30.953.952 74,31 82,39

Wetterau 98.518.929 117.931.270 25.223.353 31.160.446 51.715.776 53.923.461 43.201.393 54.655.729 68,43 81,66

Reg.Bez.Darmstadt 996.324.846 1.137.657.432 263.554.248 297.905.249 488.633.133 535.333.211 346.890.138 371.005.194 72,60 76,89

Gießen 116.817.823 133.428.800 34.565.600 38.212.572 47.910.523 52.839.700 30.324.800 33.853.105 76,96 81,89

Lahn-Dill 98.703.129 115.154.486 27.747.786 29.261.275 45.511.108 50.189.867 22.998.704 23.424.934 65,80 72,88

Limburg-Weilburg 63.961.804 72.593.022 16.270.789 15.197.280 28.828.693 31.938.559 20.491.541 22.660.493 70,48 74,01

Marburg-Biedenkopf 92.368.933 112.354.756 18.326.675 23.050.941 47.203.338 51.200.000 22.283.909 24.089.540 71,67 79,57

Vogelsberg 38.158.082 39.256.220 7.021.752 7.280.120 18.101.802 18.874.700 20.680.143 19.878.590 78,92 76,81

Reg.Bez. Gießen 410.009.771 472.787.284 103.932.602 113.002.188 187.555.464 205.042.826 116.779.097 123.906.662 72,77 77,03

Fulda 66.853.115 86.128.962 26.617.003 19.551.669 40.236.112 43.675.000 22.158.929 26.939.622 63,26 74,35

Hersfeld-Rotenburg 41.239.484 44.613.367 8.461.791 8.108.850 21.623.880 21.623.880 21.398.483 23.101.482 73,43 79,37

Kassel      79.707.993 96.763.184 13.392.620 15.274.514 39.576.190 43.476.190 27.348.253 34.376.971 67,08 79,23

Schwalm-Eder 53.559.817 58.305.927 9.083.730 6.360.890 29.853.958 32.924.600 22.706.646 22.542.500 65,67 65,29

Waldeck-Frankenberg 48.650.056 61.223.429 7.119.963 9.788.939 27.335.715 29.963.100 17.241.569 17.979.732 63,55 70,25

Werra-Meißner  36.081.220 43.207.602 9.208.375 10.115.701 17.194.794 18.792.005 11.585.636 12.692.477 67,48 73,05

Reg.Bez. Kassel 326.091.685 390.242.471 73.883.482 69.200.563 175.820.649 190.454.775 122.439.515 137.632.784 66,75 73,59

Land Hessen 1.732.426.302 2.000.687.187 441.370.333 480.108.000 852.009.246 930.830.812 586.108.750 632.544.640 70,97 75,98

Zusammengestellt: Hessischer Landkreistag

Saldo nach ILV Saldo nach ILV

Ergebnis Produktbereich 06   - Kinder-, 
Jugend- und Familienhilfe 

Anteil Zuschussbedarf/-betrag PB 05 
und 06 an allg. Deckungsmittelnfür SGB II

incl. LWV-Umlage

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2017 und 2018

davon
Zuschussbedarf

6 7.1 7.2 7.3 7.4 7.5 7.6

Landkreis Einwohnerzahl

30.06.2017 insgesamt je Einw. insgesamt je Einw. insgesamt je Einw.
gem. HSL

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Bergstraße 268.342 42.699.804 159,12 178.850.000 666,50 208.107.815 775,53

Darmstadt-Dieburg 295.511 133.407.947 451,45 139.905.908 473,44 91.084.600 308,23

Groß-Gerau 270.208 210.592.807 779,37 274.401.901 1.015,52 15.377.295 56,91

Hochtaunus 235.742 634.799.034 2.692,77 125.415.567 532,00 309.819.000 1.314,23

Main-Kinzig 417.667 205.329.854 491,61 202.000.000 483,64 106.331.175 254,58

Main-Taunus 236.807 392.870.204 1.659,03 0 0,00 130.786.000 552,29

Odenwaldkreis 96.600 22.173.309 229,54 144.000.000 1.490,68 98.045.000 1.014,96

Offenbach 350.879 361.654.340 1.030,71 520.162.000 1.482,45 769.570 2,19

Rheingau-Taunus 186.312 81.370.635 436,74 331.800.000 1.780,88 51.549.000 276,68

Wetterau 304.776 201.052.564 659,67 48.711.756 159,83 18.682.820 61,30

Reg.Bez.Darmstadt 2.662.844 2.285.950.498 858 1.965.247.132 738 1.030.552.276 387

Gießen 266.406 93.061.689 349,32 160.000.000 600,59 16.780.000 62,99

Lahn-Dill 254.255 301.498.744 1.185,81 115.500.000 454,27 56.475.785 222,12

Limburg-Weilburg 172.435 36.197.116 209,92 57.518.827 333,57 153.843.900 892,18

Marburg-Biedenkopf 245.532 95.922.617 390,67 10.000.000 40,73 5.454.434 22,21

Vogelsberg 106.705 54.788.772 513,46 81.179.058 760,78 31.230.085 292,68

Reg.Bez. Gießen 1.045.333 581.468.938 556,25 424.197.885 405,80 263.784.204 252,34

Fulda 221.509 86.092.190 388,66 0 0,00 1.805.678 8,15

Hersfeld-Rotenburg 120.996 96.703.140 799,23 47.630.000 393,65 50.894.000 420,63

Kassel 236.739 105.898.303 447,32 177.086.658 748,02 21.572.526 91,12

Schwalm-Eder 180.845 80.440.575 444,80 8.000.000 44,24 0 0,00

Waldeck-Frankenberg 157.705 76.776.620 486,84 20.000.003 126,82 24.725.488 156,78

Werra-Meißner 100.991 67.384.333 667,23 48.000.000 475,29 508.440 5,03

Reg.Bez. Kassel 1.018.785 513.295.161 503,83 300.716.661 295,17 99.506.132 97,67

Land Hessen 4.726.962 3.380.714.597 715,20 2.690.161.677 569,11 1.393.842.611 294,87

nachrichtlich    2016 3.238.963.985 1.550.072.117

nachrichtlich    2015 3.228.319.193 1.448.484.894

nachrichtlich    2014 3.302.720.683 1.580.344.136

nachrichtlich    2013 3.278.710.895 1.423.985.989

nachrichtlich    2012 3.427.081.432 1.172.586.025

nachrichtlich    2011 3.350.735.607 1.157.550.677

nachrichtlich    2010 3.266.951.866 1.269.041.412

nachrichtlich    2009 2.955.290.000 1.151.527.950

nachrichtlich    2008 2.735.696.000 1.055.870.892

nachrichtlich    2007 2.801.056.000 976.057.566

nachrichtlich    2006 2.792.640.000 753.531.651

Zusammengestellt: Hessischer Landkreistag

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2017 und 2018

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen
für Investitionen gem. Schuldenstatistik 

des HSL

Verbindlichkeiten aus 
Kassenverstärkungskrediten gem. 

Schuldenstatistik des HSL

Verbindlichkeiten der Sondervermögen mit 
Sonderrechnung, der ant. Schulden im 

Rahmen von Mitgliedschaften in 
Zweckverbänden sowie ant. Schulden im 

Rahmen der Beteiligung an wirtschaftlichen 
Unternehmen

zum Ende 2017 zum Ende 2017 zum Ende 2017
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6 7.1 7.2 7.3 7.4 7.5 7.6

Landkreis Einwohnerzahl

30.06.2017 insgesamt je Einw. insgesamt je Einw. insgesamt je Einw.
gem. HSL

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Bergstraße 268.342 42.699.804 159,12 178.850.000 666,50 208.107.815 775,53

Darmstadt-Dieburg 295.511 133.407.947 451,45 139.905.908 473,44 91.084.600 308,23

Groß-Gerau 270.208 210.592.807 779,37 274.401.901 1.015,52 15.377.295 56,91

Hochtaunus 235.742 634.799.034 2.692,77 125.415.567 532,00 309.819.000 1.314,23

Main-Kinzig 417.667 205.329.854 491,61 202.000.000 483,64 106.331.175 254,58

Main-Taunus 236.807 392.870.204 1.659,03 0 0,00 130.786.000 552,29

Odenwaldkreis 96.600 22.173.309 229,54 144.000.000 1.490,68 98.045.000 1.014,96

Offenbach 350.879 361.654.340 1.030,71 520.162.000 1.482,45 769.570 2,19

Rheingau-Taunus 186.312 81.370.635 436,74 331.800.000 1.780,88 51.549.000 276,68

Wetterau 304.776 201.052.564 659,67 48.711.756 159,83 18.682.820 61,30

Reg.Bez.Darmstadt 2.662.844 2.285.950.498 858 1.965.247.132 738 1.030.552.276 387

Gießen 266.406 93.061.689 349,32 160.000.000 600,59 16.780.000 62,99

Lahn-Dill 254.255 301.498.744 1.185,81 115.500.000 454,27 56.475.785 222,12

Limburg-Weilburg 172.435 36.197.116 209,92 57.518.827 333,57 153.843.900 892,18

Marburg-Biedenkopf 245.532 95.922.617 390,67 10.000.000 40,73 5.454.434 22,21

Vogelsberg 106.705 54.788.772 513,46 81.179.058 760,78 31.230.085 292,68

Reg.Bez. Gießen 1.045.333 581.468.938 556,25 424.197.885 405,80 263.784.204 252,34

Fulda 221.509 86.092.190 388,66 0 0,00 1.805.678 8,15

Hersfeld-Rotenburg 120.996 96.703.140 799,23 47.630.000 393,65 50.894.000 420,63

Kassel 236.739 105.898.303 447,32 177.086.658 748,02 21.572.526 91,12

Schwalm-Eder 180.845 80.440.575 444,80 8.000.000 44,24 0 0,00

Waldeck-Frankenberg 157.705 76.776.620 486,84 20.000.003 126,82 24.725.488 156,78

Werra-Meißner 100.991 67.384.333 667,23 48.000.000 475,29 508.440 5,03

Reg.Bez. Kassel 1.018.785 513.295.161 503,83 300.716.661 295,17 99.506.132 97,67

Land Hessen 4.726.962 3.380.714.597 715,20 2.690.161.677 569,11 1.393.842.611 294,87

nachrichtlich    2016 3.238.963.985 1.550.072.117

nachrichtlich    2015 3.228.319.193 1.448.484.894

nachrichtlich    2014 3.302.720.683 1.580.344.136

nachrichtlich    2013 3.278.710.895 1.423.985.989

nachrichtlich    2012 3.427.081.432 1.172.586.025

nachrichtlich    2011 3.350.735.607 1.157.550.677

nachrichtlich    2010 3.266.951.866 1.269.041.412

nachrichtlich    2009 2.955.290.000 1.151.527.950

nachrichtlich    2008 2.735.696.000 1.055.870.892

nachrichtlich    2007 2.801.056.000 976.057.566

nachrichtlich    2006 2.792.640.000 753.531.651

Zusammengestellt: Hessischer Landkreistag

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2017 und 2018

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen
für Investitionen gem. Schuldenstatistik 

des HSL

Verbindlichkeiten aus 
Kassenverstärkungskrediten gem. 

Schuldenstatistik des HSL

Verbindlichkeiten der Sondervermögen mit 
Sonderrechnung, der ant. Schulden im 

Rahmen von Mitgliedschaften in 
Zweckverbänden sowie ant. Schulden im 

Rahmen der Beteiligung an wirtschaftlichen 
Unternehmen

zum Ende 2017 zum Ende 2017 zum Ende 2017
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